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Rechtsanwältin Atefeh Shariatmadari 
 
Das Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) - Teil II - Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
- hier: § 3 KSVG -  

Nachdem im ersten Aufsatz aus der Aufsatzreihe zum Künstlersozialversicherungsgesetz (Das 
Künstlersozialversicherungsgesetz – Teil I -) der Umfang der Versicherungspflicht behandelt worden 
ist, sollen in den folgenden Aufsätzen die Ausnahmen von der Versicherungspflicht dargestellt 
werden. Gegenstand dieses Aufsatzes soll herbei § 3 KSVG sein. 
 
Die Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
sind im zweiten Abschnitt des ersten Kapitels 
des ersten Teils des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes geregelt. Der erste Teil des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes regelt die 
Sozialversicherung der selbständigen Künstler 
und Publizisten. Das erste Kapitel dieses 
ersten Teils behandelt den Kreis der 
versicherten Personen. Der erste Abschnitt 
des ersten Kapitels des ersten Teils, der 
bereits in dem ersten Aufsatz aus dieser 
Aufsatzreihe behandelt worden ist, umfasst 
die Regelungen zum Umfang der Versicher-
ungspflicht. Gegenstand des vorliegen-den 
Aufsatzes ist § 3, der im zweiten Abschnitt des 
ersten Kapitels des ersten Teils des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes geregelt ist. 
Dieser Abschnitt enthält die Regelungen über 
die Ausnahmen von der Versicherungspflicht. 
§ 3 KSVG, der in diesem Abschnitt geregelt ist, 
regelt die Versicherungsfreiheit in allen drei 
Versicherungszweigen, in denen eine Ver-
sicherungspflicht nach dem KSVG besteht, 
sowie die Ausnahmen hiervon.  
 
Dieser zweite Abschnitt des ersten Kapitels 
des ersten Teils des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes ist in zwei Unterabschnitte 
unterteilt. Der erste Unterabschnitt, der die §§ 
3-5 KSVG umfasst, regelt die Versicherungs-
freiheit kraft Gesetzes. Der zweite Unterab-
schnitt (§§ 6-7a KSVG) erfasst die Befreiung 
von der Krankenversicherungspflicht auf 
Antrag. 
 
Hier wird auf die Versicherungsfreiheit kraft 
Gesetzes (§§ 3-5 KSVG) eingegangen werden 
und hier auf § 3 KSVG.  
 
 
 
 

Versicherungsfreiheit kraft Gesetzes 
 
Die §§ 3-5 KSVG regeln die 
Versicherungsfreiheit kraft Gesetzes. Hierbei 
tritt im Falle des § 3 KSVG die 
Versicherungsfreiheit sowohl in der 
allgemeinen Rentenversicherung als auch in 
gesetzlichen Krankenversicherung und der 
sozialen Pflegeversicherung ein. § 4 KSVG 
regelt die Fälle der Versicherungsfreiheit in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. § 5 
KSVG schließlich erfasst die Fälle der 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 
 
§ 3 KSVG 
 
§ 3 KSVG KSVG vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 
705), das zuletzt durch Artikel 14a des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 
3057) geändert worden ist, lautet: 
 
(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das 3900 Euro nicht übersteigt. Wird die 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, ist die in Satz 1 
genannte Grenze entsprechend 
herabzusetzen. Satz 2 gilt entsprechend für 
Zeiten des Bezugs von Erziehungsgeld oder 
Elterngeld. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit. Die Frist nach Satz 1 verlängert sich 
um die Zeiten, in denen keine 
Versicherungspflicht nach diesem Gesetz oder 
Versicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 
besteht. 
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(3) Abweichend von Absatz 1 bleibt die 
Versicherungspflicht bestehen, solange das 
Arbeitseinkommen nicht mehr als zweimal 
innerhalb von sechs Kalenderjahren die dort 
genannte Grenze nicht übersteigt. 
 
(4) (weggefallen) 
 
Normhistorie 
 
1. In dem ersten Gesetzentwurf des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes aus dem 
Jahre 1976 war die Versicherungsfreiheit nicht 
geregelt.1 Allerdings hat der Gesetzgeber 
bereits hier auf das Jahreseinkommen 
abgestellt (vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 2 KSVGE 19762). 
Zur Begründung heißt es: „Da Einkünfte aus 
selbständiger künstlerischer oder publizist-
ischer Tätigkeit typischerweise unregelmäßig 
anfallen, kann nicht auf die im Bereich der 
Sozialversicherung sonst üblichen kurzen 
Bemessungszeiträume abgestellt werden. Die 
Vorschrift legt deshalb das Jahreseinkommen 
zugrunde.“3 
 
2. In dem zweiten Gesetzentwurf des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes war eine 
dem heutigen § 3 KSVG entsprechende Re-
gelung über die Versicherungsfreiheit zum 
ersten Mal vorgesehen. Es handelte sich hier-
bei um § 3 KSVGE 1979, der folgenden 
Wortlaut hatte: 
 
„(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in einem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer oder publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das ein Sechstel der nach § 18 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch geltenden Bezugs-
größe, bei höherem Arbeitseinkommen ein 
Sechstel des Gesamteinkommens nicht 
übersteigt. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der Tätig-
keit. Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn ein 
Guthaben nach § 14 Abs. 1 für dieses 
Kalenderjahr vorhanden ist und das diesem 
Guthaben entsprechende Arbeitseinkommen 

                                                             
1 Vgl. BR-Drs. 410/76. 
2 BR-Drs. 410/76, S. 6. 
3
 BR-Drs. 410/76, S. 14. 

zusammen mit dem voraussichtlichen 
Arbeitseinkommen dieses Kalenderjahres die 
nach § 114 Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes geltende Mindestbeitrags-
berechnungsgrundlage erreicht.“4 
 
In der Gesetzesbegründung hieß es dann: 
 
„Diese Vorschrift ist an geltende 
Bestimmungen des Sozialversicherungsrechts, 
wonach eine geringfügige Beschäftigung 
versicherungsfrei ist, angelehnt, trägt jedoch 
der Besonderheit Rechnung, daß Einkommen 
aus selbständiger künstlerischer oder publizi-
stischer Tätigkeit außerordentlichen Schwank-
ungen unterliegen können. 
 
Im Absatz 1 wird deshalb die Geringfügig-
keitsgrenze nicht – wie sonst üblich – auf 
einen Monat, sondern auf ein Jahr bezogen. 
 
Nach Absatz 2 soll die Versicherungsfreiheit 
wegen geringfügigen Arbeitseinkommens erst 
nach Ablauf von fünf Jahren nach Aufnahme 
der selbständigen künstlerischen oder publizi-
stischen Tätigkeit gelten, weil Berufsanfänger 
während der oft sehr schwierigen Anlaufzeit 
besonders schutzbedürftig sind. Ferner wird 
hier der in Absatz 1 aufgestellte Grundsatz 
dahin eingeschränkt, daß Versicherte mit 
geringfügigem Einkommen ein Jahr lang 
trotzdem versichert bleiben, wenn sie wegen 
eines guten Arbeitseinkommens aus der 
vorhergehenden Zeit über ein Guthaben nach 
§ 14 des Gesetzes verfügen.“5 
 
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung sah eine Änderung 
des § 3 Absatz 1 KSVGE vor und enthielt 
folgende Beschlussempfehlung hierfür: 
 
„(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist 
für ein Kalenderjahr, wer in diesem Jahr aus 
selbständiger künstlerischer oder publizist-
ischer Tätigkeit voraussichtlich ein Arbeits-
einkommen erzielt, das ein Sechstel der nach 
§ 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
geltenden Bezugsgröße, bei höherem 
Arbeitseinkommen ein Sechstel des Gesamt-

                                                             
4 BT-Drs. 8/3172, S. 6. 
5
 § 3 KSVGE 1979 BT-Drs. 8/3172, S. 21. 
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einkommens nicht übersteigt. Soweit in 
anderen gesetzlichen Vorschriften 
Geringfügigkeitsgrenzen für kürzere 
Zeiträume festgesetzt sind, sind sie nicht 
anzuwenden. 
 
(2) unverändert“.6 
 
Zur Begründung hieß es: 
 
„Die Änderung im Satz 1 soll klarstellen, daß 
der Wegfall des Versicherungsschutzes bei 
geringfügigem künstlerischem Einkommen nur 
für das Kalenderjahr eintritt, in dem das 
Einkommen voraussichtlich unter der Gering-
fügigkeitsgrenze liegt. Hinsichtlich der Anfüg-
ung des Satzes 2 wird auf die Begründung zu 
der Änderung in § 11 Abs. 1 verwiesen.“7 
 
Die in der Beschlussempfehlung soeben 
dargestellte Empfehlung für den Wortlaut des 
§ 3 entspricht auch dem Wortlaut des § 3 
KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705).  
 
3. Das Künstlersozialversicherungsgesetz in 
seiner ursprünglichen Fassung (KSVG i. d. F. 
des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705)) 
enthielt die Regelung des § 3 KSVG, der 
damals lautete: 
 
(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist 
für ein Kalenderjahr, wer in diesem Jahr aus 
selbständiger künstlerischer oder publizist-
ischer Tätigkeit voraussichtlich ein Arbeitsein-
kommen erzielt, das ein Sechstel der nach § 
18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
geltenden Bezugsgröße, bei höherem Arbeits-
einkommen ein Sechstel des Gesamtein-
kommens nicht übersteigt. Soweit in anderen 
gesetzlichen Vorschriften Geringfügigkeits-
grenzen für kürzere Zeiträume festgesetzt 
sind, sind sie nicht anzuwenden. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit. Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn ein 
Guthaben nach § 14 Abs. 1 für dieses 
Kalenderjahr vorhanden ist und das diesem 

                                                             
6 BT-Drs. 8/4006; S. 6. 
7
 BT-Drs. 8/4006, S. 35. 

Guthaben entsprechende Arbeitseinkommen 
zusammen mit dem voraussichtlichen 
Arbeitseinkommen dieses Kalenderjahres die 
nach § 114 Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes geltende Mindestbeitrags-
berechnungsgrundlage erreicht. 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD 
und FDP eines Gesetzes über die 
Sozialversicherung der selbständigen Künstler 
und Publizisten (Künstlersozialversicherungs-
gesetz – KSVG) enthielt bereits einen mit dem 
soeben wiedergegebenen, im Bundesgesetz-
blatt verkündeten Wortlaut des § 3 KSVG i. d. 
F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) 
identischen § 3. In der Gesetzesbegründung zu 
§ 3 hieß es: 
 
„Diese Vorschrift ist an geltende 
Bestimmungen des Sozialversicherungsrechts, 
wonach eine geringfügige Beschäftigung ver-
sicherungsfrei ist, angelehnt, trägt jedoch der 
Besonderheit Rechnung, daß Einkommen aus 
selbständiger künstlerischer oder publizist-
ischer Tätigkeit außerordentlichen Schwank-
ungen unterliegen können. Im Absatz 1 wird 
deshalb die Geringfügigkeitsgrenze nicht – wie 
sonst üblich – auf einen Monat, sondern auf 
ein Jahr bezogen. Nach Absatz 2 soll die 
Versicherungsfreiheit wegen geringfügigen 
Arbeitseinkommens erst nach Ablauf von fünf 
Jahren nach Aufnahme der selbständigen 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit 
gelten, weil Berufsanfänger während der oft 
sehr schwierigen Anlaufzeit besonders 
schutzbedürftig sind. Ferner wird hier der in 
Absatz 1 aufgestellte Grundsatz dahin einge-
schränkt, daß Versicherte mit geringfügigem 
Einkommen ein Jahr lang trotzdem versichert 
bleiben, wenn sie wegen eines guten 
Arbeitseinkommens aus der vorhergehenden 
Zeit über ein Guthaben nach § 14 des 
Gesetzes verfügen.“8  
 
Nach der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung des 
Bundestages sollte § 3 unverändert bleiben.9    
 

                                                             
8 BT-Drs. 9/26, S. 18. 
9
 Vgl. BT-Drs. 9/429, S. 5. 
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4. Diese Fassung des KSVG wurde im Jahre 
1981 durch das Arbeitsförderungs-Konsolidier-
ungsgesetz geändert. Der Gesetzentwurf sah 
vor, dass § 3 Abs. 2 Satz 2 folgende Fassung 
erhalte: 
 
„Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn ein Guthaben 
nach § 14 Abs. 1 für dieses Kalenderjahr 
vorhanden ist und das diesem Guthaben 
entsprechende Arbeitseinkommen zusammen 
mit dem voraussichtlichen Arbeitseinkommen 
dieses Kalenderjahres die nach Absatz 1 
geltende Grenze erreicht.“10  
 
Zur Begründung hieß es, dass dies eine 
Folgeänderung des Wegfalls der Mindest-
beiträge in der Rentenversicherung sei.11 Zu 
bemerken ist, dass mit diesem Gesetz der 
Zweck verfolgt wurde, auch geringfügige 
Beschäftigungen der Sozialversicherungs-
pflicht zu unterstellen. Nach der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung des Bundestages sollte § 3 Abs. 
2 Satz 2 KSVG des Gesetzentwurfs 
unverändert bleiben.12 Im Gesetzgebungs-
verfahren wurde von der Fraktion der 
CDU/CSU beantragt, dass Artikel 11, der die 
Änderungen des KSVG enthielt, in Folge der 
Streichung des Art. 3 gestrichen werden 
sollte.13 Die Streichung des Art. 3 sollte 
entgegen des Ziels dieses Gesetzes bewirken, 
dass geringfügige Beschäftigungen weiterhin 
nicht der Sozialversicherungspflicht unter-
liegen. Die im Bundesgesetzblatt veröffent-
lichte Fassung der Änderung des § 3 Abs. 2 
Satz 2 KSVG entsprach derjenigen des 
Gesetzesentwurfs. § 3 KSVG i. d. F. des KSVG 
v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art. 10 des Arbeitsförderungs-
Konsolidierungsgesetzes vom 22.12.1981 
(BGBl I 1497) lautete:  
 
(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist 
für ein Kalenderjahr, wer in diesem Jahr aus 
selbständiger künstlerischer oder publizi-
stischer Tätigkeit voraussichtlich ein 
Arbeitseinkommen erzielt, das ein Sechstel 
der nach § 18 des Vierten Buches Sozial-

                                                             
10

 BT-Drs. 9/799, S. 25. 
11 Vgl. BT-Drs. 9/799, S. 55. 
12 BT-Drs 9/966, S. 62. 
13

 BT-Drs 9/997. 

gesetzbuch geltenden Bezugsgröße, bei 
höherem Arbeitseinkommen ein Sechstel des 
Gesamteinkommens nicht übersteigt. Soweit 
in anderen gesetzlichen Vorschriften Gering-
fügigkeitsgrenzen für kürzere Zeiträume 
festgesetzt sind, sind sie nicht anzuwenden. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit. Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn ein 
Guthaben nach § 14 Abs. 1 für dieses 
Kalenderjahr vorhanden ist und das diesem 
Guthaben entsprechende Arbeitseinkommen 
zusammen mit dem voraussichtlichen Arbeits-
einkommen dieses Kalenderjahres die nach 
Absatz 1 geltende Grenze erreicht. 
 
5. Eine neue Fassung erhielt § 3 durch das 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes. Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung sah folgende neue Fassung 
des § 3 KSVG vor: 
 
„(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das ein Siebtel der Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, bei höherem 
Arbeitseinkommen ein Sechstel des Gesamt-
einkommens nicht übersteigt. Wird die 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, sind die in Satz 1 
genannten Grenzen entsprechend herab-
zusetzen. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit.“14 
 
In der Gesetzesbegründung hieß es: 
 
„Diese Vorschrift enthält die Voraussetzungen, 
unter denen selbständige Künstler oder 
Publizisten nach diesem Gesetz sowohl in der 
gesetzlichen Krankenversicherung als auch in 
der gesetzlichen Rentenversicherung ver-
sicherungsfrei sind. Absatz 1 Satz 1 entspricht 
dem bisherigen § 3 Abs. 1 Satz 1 KSVG. Die 

                                                             
14

 BR-Drs. 367/88, S. 2. 
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Absenkung der Versicherungsuntergrenze auf 
ein Siebtel der Bezugsgröße gleicht die 
Versicherungspflicht nach dem KSVG an die 
Bestimmungen des allgemeinen Sozialver-
sicherungsrechts (Geringfügigkeit der Be-
schäftigung und selbständigen Tätigkeit) an. 
Der bisherige § 3 Abs. 1 Satz 2 KSVG kann 
gestrichen werden, da das KSVG gegenüber 
anderen gesetzlichen Vorschriften lex specialis 
ist. Durch die Regelung des Satz 2 wird 
sichergestellt, daß Künstler und Publizisten, 
die nur deshalb das Mindestarbeits-
einkommen nach Satz 1 nicht erreichen, weil 
sie nicht während des gesamten Kalender-
jahres eine künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nach diesem Gesetz ausüben, nach 
dem KSVG versichert werden. Durch Absatz 2 
wird der Zeitraum, in dem Berufsanfänger 
auch bei geringfügigem Arbeitseinkommen 
der Versicherungspflicht nach diesem Gesetz 
unterliegen, von bisher fünf auf drei Jahre 
verkürzt. Die die Berufsanfänger begünsti-
gende Regelung führt zu einer nicht 
unerheblichen Belastung der Versicherten-
gemeinschaft sowie des Bundes und der 
Abgabepflichtigen. Vor diesem Hintergrund 
erscheint ein Zeitraum von drei Jahren als 
angemessen, um den Schwierigkeiten bei der 
Aufnahme einer selbständigen künstlerischen 
oder publizistischen Tätigkeit Rechnung zu 
tragen. Die Streichung des bisherigen § 3 Abs. 
2 Satz 2 KSVG ist Folgeänderung zur 
Streichung des bisherigen § 14 KSVG.“15 
 
Wesentlicher Bestandteil des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes waren die Änderungs-
vorschläge des Berichts der Bundesregierung 
über die mit dem Künstlersozialversicherungs-
gesetz gewonnen praktischen Erfahrungen.16 
In diesem Bericht heißt es: 
 
 „4. Berufsanfänger 
 
Um die finanziellen Risiken der Künstlersozial-
versicherung zu vermindern, müssen die 
bisherigen Vergünstigungen für die 
Berufsanfänger eingeschränkt werden. Nach 
dem Vorschlag der Bundesregierung soll der 

                                                             
15 BR-Drs. 367/88, S. 34. 
16

 BT-Drs. 11/2979, S. 1. 

Zeitraum, in dem Berufsanfänger mit einem 
geschätzten Jahresarbeitseinkommen von 
weniger als – z. Z. – 5 280 DM (monatlich 440 
DM) versicherungspflichtig sind, von fünf auf 
drei Jahre verringert werden (Artikel 1 Nr. 1 § 
3 des Gesetzentwurfs). Außerdem sollen 
Berufsanfänger – wie andere Versicherte – 
wenigstens die Hälfte der von der 
Künstlersozialkasse zu entrichtenden 
Mindestbeiträge zahlen (Artikel 1 Nr. 4 §§ 15, 
16 des Gesetzentwurfs). Die Verbände der 
Versicherten lehnen eine Herabsetzung der 5-
Jahres-Frist ab, weil dieser Zeitraum benötigt 
werde, um sich eine berufliche Existenz-
grundlage zu schaffen. Ein Teil der Verbände 
hat sich gegen die Einführung von Mindest-
beitragsanteilen ausgesprochen. Das Ausmaß 
von Vergünstigungen hängt auch davon ab, 
inwieweit ein Sozialsystem sie ohne 
Funktionseinbuße zu leisten vermag. Wer über 
drei Jahre hinaus nach Aufnahme der 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit 
hieraus ein Arbeitseinkommen von im 
Durchschnitt weniger als 440 DM im Monat 
erzielt, muß seinen Lebensunterhalt im 
wesentlichen aus anderen Einnahmequellen 
bestreiten. Demnach kann die künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit nicht die Existenz-
grundlage bilden. Es kann nicht davon ausge-
gangen werden, daß in den beiden folgenden 
Jahren eine grundlegende Änderung in den 
Einkommensverhältnissen eintritt. Angesichts 
der Tatsache, daß die Berufsanfänger schon 
fast die Hälfte aller Versicherten ausmachen, 
ist es nicht vertretbar, über drei Jahre hinaus 
eine Vergünstigung für Personen aufrecht-
zuerhalten, bei denen anzunehmen ist, daß sie 
ihre Lebensgrundlage nicht aus einer künstler-
ischen Tätigkeit bestreiten. *…+“17  
 
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung des Bundestages sah 
folgende Fassung des § 3 KSVG vor: 
 
„(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das ein Siebtel der Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, bei höherem 

                                                             
17

 BT-Drs. 11/2979, S. 6. 
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Arbeitseinkommen ein Sechstel des Gesamt-
einkommens nicht übersteigt. Wird die 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, sind die in Satz 1 
genannten Grenzen entsprechend herab-
zusetzen. Satz 2 gilt entsprechend für Zeiten 
des Bezugs von Erziehungsgeld. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit.“18 
 
Zur Begründung hieß es:  
 
„Zu Nummer 1 (§ 3) 
 
Zu Buchstabe a 
 
Durch die Ergänzung wird sichergestellt, daß 
ein geringfügiges Arbeitseinkommen, das 
während des Bezugs von Erziehungsgeld 
erzielt wird, nicht zum Verlust des Ver-
sicherungsschutzes führt. 
 
Zu Buchstabe b 
 
Durch die Änderung wird die im Entwurf 
vorgesehene Verkürzung der Berufs-
anfängerfrist von fünf auf drei Jahre 
rückgängig gemacht und die bisherige Rege-
lung wiederhergestellt.“19 In dem Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
wird ferner ausgeführt: „Aufgrund des Ergeb-
nisses der Sachverständigenanhörung am § 
23. November 1988 ist der Ausschuß dem Vor-
schlag der Bundesregierung, die 
Berufsanfängerfrist von fünf auf drei Jahre zu 
verkürzen, nicht gefolgt. In der Anhörung 
vertraten die Sachverständigen die Auffas-
sung, daß sich seit der Verabschiedung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes die 
Situation der Berufsanfänger/innen nicht 
verbessert habe. Die Zeitspanne, in der diese 
sich auf dem Kunstmarkt soweit durchsetzen 
könnten, daß sie ein über der Geringfügig-
keitsgrenze liegendes Arbeitseinkommen 
erzielen könnten, sei nicht kürzer geworden. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung 

                                                             
18 BT-Drs. 11/3609, S. 6. 
19 BT-Drs. 11/3629, S. 7. 
 

belaste die sozial Schwachen. Die Mitglieder 
aller Fraktionen haben sich für die Beibe-
haltung des geltenden Rechtszustandes 
ausgesprochen. Die Fraktion der SPD hat 
beantragt, die Beitragshöhe der Berufsan-
fänger/innen nur nach ihrem tatsächlichen 
Arbeitseinkommen zu bestimmen, es also 
insoweit beim geltenden Recht zu belassen. 
Demgegenüber waren die Mitglieder der 
Fraktion der CDU/CSU und FDP der Ansicht, 
daß eine Versicherung ohne eigene Beitrags-
leistung nicht vertretbar sei und Mindest-
beiträge auch von Berufsanfängern/ Berufs-
anfängerinnen aufgebracht werden 
könnten.“20 
 
§ 3 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606) lautete 
schließlich: 
 
„(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das ein Siebtel der Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, bei höherem 
Arbeitseinkommen ein Sechstel des Gesamt-
einkommens nicht übersteigt. Wird die 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, sind die in Satz 1 
genannten Grenzen entsprechend herabzu-
setzen. Satz 2 gilt entsprechend für Zeiten des 
Bezugs von Erziehungsgeld. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der Tätig-
keit.“ 
 
6. Diese Fassung des § 3 KSVG erhielt eine 
Änderung durch das Renten-Überleitungs-
gesetz. Der Gesetzentwurf sah vor, dass dem § 
3 folgendes angefügt werde: 
 
„(3) Verlegt ein Versicherter während des 
Kalenderjahres seinen Tätigkeitsort aus dem 
Beitrittsgebiet in das übrige Bundesgebiet, ist 
bei Anwendung des Absatzes 1 die für das 

                                                             
20

 BT-Drs. 11/3629, S. 5. 
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Beitrittsgebiet geltende Bezugsgröße bis zum 
Ende des Kalenderjahres maßgebend. 
 
(4) Beitrittsgebiet ist das in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannte Gebiet.“21  
 
In der Gesetzesbegründung wurde hierzu 
ausgeführt: „Für das Beitrittsgebiet und das 
übrige Bundesgebiet gelten vorläufig unter-
schiedliche Versicherungsuntergrenzen. Verle-
gt ein Künstler oder Publizist während eines 
Kalenderjahres seinen Tätigkeitsort vom 
Bundesgebiet in das übrige Bundesgebiet, soll 
er in diesem Jahr seinen Versicherungsschutz 
nicht dadurch verlieren, daß nunmehr eine 
höhere Versicherungsuntergrenze maßgebend 
ist. Absatz 4 enthält eine Legaldefinition des 
Begriffs „Beitrittsgebiet“.22 Nach der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung des Bundestages sollte der 
Gesetzesentwurf unverändert bleiben.23 § 3 
KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch Art. 19 des 
Gesetzes vom 25.07.1991 (BGBl I 1606) 
lautete: 
 
(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das ein Siebtel der Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, bei höherem 
Arbeitseinkommen ein Sechstel des Gesamt-
einkommens nicht übersteigt. Wird die selbst-
ändige künstlerische oder publizistische Tätig-
keit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, sind die in Satz 1 
genannten Grenzen entsprechend herab-
zusetzen. Satz 2 gilt entsprechend für Zeiten 
des Bezugs von Erziehungsgeld. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit. 
 
(3) Verlegt ein Versicherter während des 
Kalenderjahres seinen Tätigkeitsort aus dem 
Beitrittsgebiet in das übrige Bundesgebiet, ist 
bei Anwendung des Absatzes 1 die für das 

                                                             
21 BR-Drs. 197/91, S. 99. 
22 BR-Drs. 197/91, S. 169. 
23

 BT-Drs. 12/786, S. 193. 

Beitrittsgebiet geltende Bezugsgröße bis zum 
Ende des Kalenderjahres maßgebend. 
 
(4) Beitrittsgebiet ist das in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannte Gebiet. 
 
7. Art. 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes und 
anderer Gesetze sah im Jahre 2001 eine 
weitere Änderung des § 3 KSVG vor. Der 
Gesetzentwurf enthielt folgende Änderung:  
 
„§ 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Satz 1 werden die Wörter „ein Siebtel 
der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch, bei  höherem Arbeitsein-
kommen ein Sechstel des Gesamtein-
kommens“ durch die Angabe „7 560 Deutsche 
Mark“ ersetzt. 
 
bb) In Satz 2 werden die Wörter „sind die in 
Satz 1 genannten Grenzen“ durch die Wörter 
„ist die in Satz 1 genannte Grenze“ ersetzt. 
 
 b) In Absatz 2 wird das Wort „fünf“ durch das 
Wort „drei“ ersetzt und folgender Satz 
angefügt: 
 
„Die Frist nach Satz 1 verlängert sich um die 
Zeiten, in denen keine Versicherungspflicht 
nach diesem Gesetz oder Versicherungs-
freiheit nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 besteht.“ 
 
c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„(3) Abweichend von Absatz 1 bleibt die 
Versicherungspflicht bestehen, solange das 
Arbeitseinkommen nicht mehr als zweimal 
innerhalb von sechs Kalenderjahren die dort 
genannte Grenze nicht übersteigt. Satz 1 gilt 
nicht bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren 
nach dem Ende der in Absatz 2 genannten 
Frist.“ 
 
d) Absatz 4 wird aufgehoben.“24  
 

                                                             
24

 BR-Drs. 729/00, S. 1-2. 
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Zur Begründung wurde im allgemeinen Teil 
ausgeführt: „Um der besonderen Situation der 
selbständigen Künstler und Publizisten und 
ihren oft schwankenden Einkommen 
Rechnung zu tragen, kann die Geringfügig-
keitsgrenze künftig innerhalb von sechs 
Kalenderjahren bis zu zweimal unterschritten 
werden, ohne dass der Versicherungsschutz 
nach dem KSVG entfällt; Voraussetzung ist, 
dass der Versicherte der Künstlersozial-
versicherung in der Regel bereits mindestens 
sechs Jahre angehört hat. 
 
Die stetige Zunahme der Zahl der Versicherten 
hat zu einer Erhöhung des von den 
Verwertern aufzubringenden Volumens der 
Künstlersozialabgabe sowie des Bundeszu-
schusses geführt.  Um die Funktionsfähigkeit 
der Künstlersozialversicherung zu erhalten, 
werden beim Zugang zur Künstlersozial-
versicherung folgende Einschränkungen 
vorgenommen: 
 
-Die „Schonfrist“ für Berufsanfänger wird von 
fünf auf drei Jahre verkürzt. Damit ist bereits 
nach drei Jahren seit erstmaliger Aufnahme 
der künstlerischen und publizistischen Tätig-
keit für die Versicherung ein Einkommen aus 
künstlerischer oder publizistischer Tätigkeit 
erforderlich, das über der Geringfügig-
keitsgrenze von 7560 DM jährlich liegt. 
Hierdurch soll auch der KSK früher als bisher 
eine Überprüfung ermöglicht werden, ob 
einkommensgerechte Beiträge geleistet wer-
den. Die Berufsanfängerfrist wird jedoch um 
Zeiträume verlängert, in denen eine 
Versicherungspflicht nach dem KSVG nicht 
bestanden hat, z.B. bei Mutterschafts- und 
Erziehungsurlaub, Wehr- und Zivildienst oder 
Arbeitnehmertätigkeiten. *…+“25  
 
Im besonderen Teil hieß es zu den 
Änderungen des § 3 KSVG: 
 
„Zu Nummer 2 (§ 3) 
 
Zu Buchstabe a 
 
Zu Doppelbuchstabe aa 
 

                                                             
25

 BR-Drs. 729/00, S. 17-18. 

Die Änderung ist eine Folge der Neuregelung 
der Geringfügigkeitsgrenze. Diese wird ent-
sprechend § 8 SGB IV auf jährlich 7560 DM 
festgeschrieben. 
 
Zu Doppelbuchstabe bb 
 
Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa 
 
Zu Buchstabe b 
 
Die Neuregelung verkürzt den Zeitraum, in 
dem Berufsanfänger nach geltendem Recht (§ 
3 Abs. 2 KSVG) auch bei einem Arbeitsein-
kommen unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze 
versicherungspflichtig sind, von fünf auf drei 
Jahre. Die Dreijahresfrist verlängert sich um 
Zeiträume, in denen eine Versicherung nach 
dem KSVG nicht bestanden hat. Diese 
Regelung kommt neben Wehr- und Zivildienst-
leistenden vor allem Frauen in Mutterschafts- 
und Erziehungsurlaub sowie Künstlern und 
Publizisten, die zeitweise eine Arbeitnehmer-
tätigkeit ausüben, zugute. Außerdem werden 
Zeiten, in denen Studierende eine selbst-
ändige künstlerische oder publizistische 
Nebentätigkeit ausüben, nicht auf die 
Berufsanfängerfrist angerechnet. 
 
Zu Buchstabe c 
 
Der bisherige Absatz 3 entfällt infolge der für 
die alten und neuen Bundesländer einheit-
lichen Geringfügigkeitsgrenze. Nach dem 
neuen Absatz 3 bleibt der Versicherungsschutz 
erhalten, wenn das Arbeitseinkommen inner-
halb von sechs Kalenderjahren die Gering-
fügigkeitsgrenze nicht mehr als zweimal 
unterschreitet. Dieser Fall kann z.B. eintreten, 
wenn Aufträge ausgefallen sind, der steuer-
liche Gewinn und damit das Arbeits-
einkommen wegen der Betriebskosten infolge 
einer Investition in ein Arbeitsgerät zurück-
gegangen ist oder wenn der Künstler oder 
Publizist von einem steuerfreien Stipendium 
oder Preis lebt. Der erste Zeitraum von sechs 
Kalenderjahren beginnt mit dem Jahr, in dem 
erstmals die Geringfügigkeitsgrenze unter-
schritten wird. Die Anwendung des Absatzes 3 
setzt voraus, dass mindestens drei Kalender-
jahre seit dem Ende der Berufsanfängerfrist 
vergangen sind. 
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Zu Buchstabe d 
 
Folgeänderung zur Änderung des Absatzes 
3.“26 
 
Art. 5 dieses Gesetzes sah ferner vor: „1. In § 3 
Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „7 560 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „3 900 Euro“ 
ersetzt.27 
 
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung des Bundestages sah 
vor, dass § 3 Absatz 3 wie folgt gefasst werde: 
„c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  
 
„(3) Abweichend von Absatz 1 bleibt die 
Versicherungspflicht bestehen, solange das 
Arbeitseinkommen nicht mehr als zweimal 
innerhalb von sechs Kalenderjahren die dort 
genannte Grenze nicht übersteigt.“28 
 
Zur Begründung hieß es: 
 
„Für die Neuregelung in § 3 Abs. 3 KSVG wird – 
entsprechend dem Vorschlag des Ausschusses 
für Kultur und Medien des Deutschen 
Bundestages – durch die Streichung des 
zweiten Satzes auf die Voraussetzung 
verzichtet, dass die Vergünstigung erst nach 
Ablauf von drei Kalenderjahren seit Ende der 
Berufsanfängerzeit in Anspruch genommen 
werden kann. Damit kann die Neuregelung 
unmittelbar nach dem Ende der – von 5 auf 3 
Jahre verkürzten – Berufsanfängerzeit eingrei-
fen, so dass im Ergebnis die Geringfügig-
keitsgrenze fortdauernd bis zu 5 Jahre 
unterschritten werden kann.“29  
 
Art. 5 Nr. 1 blieb unverändert.30 
 
§ 3 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027) lautete: 
 

                                                             
26

 BR-Drs. 729/00, S. 20-21. 
27

 BR-Drs. 729/00, S. 13. 
28 BT-Drs. 14/5792, S. 6. 
29 BT-Drs. 14/5792, S. 27. 
30

 BT-Drs. 14/5792, S. 16. 

(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das 3900 Euro nicht übersteigt. Wird die 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, ist die in Satz 1 
genannte Grenze entsprechend herab-
zusetzen. Satz 2 gilt entsprechend für Zeiten 
des Bezugs von Erziehungsgeld. 
 
(2)Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der Tätig-
keit. Die Frist nach Satz 1 verlängert sich um 
die Zeiten, in denen keine Versicherungs-
pflicht nach diesem Gesetz oder Versich-
erungsfreiheit nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 besteht. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 bleibt die 
Versicherungspflicht bestehen, solange das 
Arbeitseinkommen nicht mehr als zweimal 
innerhalb von sechs Kalenderjahren die dort 
genannte Grenze nicht übersteigt. 
 
(4) (weggefallen)   
 
8. Die bisher letzte Änderung des § 3 KSVG sah 
das Gesetz zur Einführung des Elterngeldes 
vor. Der Gesetzentwurf hierzu sah in § 3 Abs. 1 
Satz 3 KSVG eine Einfügung der Wörter „oder 
Elterngeld“ nach dem Wort „Erziehungsgeld“ 
vor.31 Zur Begründung wurde ausgeführt: 
„Diese Regelung ergänzt in der betroffenen 
Vorschrift neben dem Erziehungsgeld das 
Elterngeld.“32 Die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend des Bundestages sah keine Veränder-
ungen vor.33  
 
§ 3 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 7 
des Gesetzes v. 05.12.2006 (BGBl I 2748) 
lautet: 
 
(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 

                                                             
31 Vgl. BT-Drs. 16/1889, S. 11. 
32 BT-Drs, 16/1889, S. 28. 
33

 BT-Drs. 16/2785, S. 23. 
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das 3900 Euro nicht übersteigt. Wird die 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, ist die in Satz 1 
genannte Grenze entsprechend herabzu-
setzen. Satz 2 gilt entsprechend für Zeiten des 
Bezugs von Erziehungsgeld oder Elterngeld. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der Tätig-
keit. Die Frist nach Satz 1 verlängert sich um 
die Zeiten, in denen keine Versicherungs-
pflicht nach diesem Gesetz oder Versicher-
ungsfreiheit nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 besteht. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 bleibt die 
Versicherungspflicht bestehen, solange das 
Arbeitseinkommen nicht mehr als zweimal 
innerhalb von sechs Kalenderjahren die dort 
genannte Grenze nicht übersteigt. 
 
(4) (weggefallen) 
 
Dies ist die bis heute gültige Fassung des § 3 
KSVG. 
 
Die Voraussetzungen des § 3 KSVG im 
Einzelnen  
 
§ 3 Absatz 1 KSVG  
 
§ 3 Absatz 1 KSVG regelt: 
 
(1) Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, 
wer in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das 3900 Euro nicht übersteigt. Wird die 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, ist die in Satz 1 
genannte Grenze entsprechend herabzu-
setzen. Satz 2 gilt entsprechend für Zeiten des 
Bezugs von Erziehungsgeld oder Elterngeld. 
 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 KSVG 
 
Versicherungsfrei nach diesem Gesetz ist, wer 
in dem Kalenderjahr aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
voraussichtlich ein Arbeitseinkommen erzielt, 
das 3900 Euro nicht übersteigt. 

 
Satz 1 enthält eine gesetzliche 
Geringfügigkeitsgrenze, unterhalb derer 
Versicherungsfreiheit in allen Sozialversicher-
ungszweigen besteht, in denen nach § 1 KSVG 
sonst Versicherungspflicht bestünde, also in 
der allgemeinen Rentenversicherung, der 
gesetzlichen Krankenversicherung und der 
sozialen Pflegeversicherung. Hierzu hieß es in 
der Gesetzesbegründung zum KSVG in der 
Fassung vom 27.07.1981 (BGBl I 705): „Diese 
Vorschrift ist an geltende Bestimmungen des 
Sozialversicherungsrechts, wonach eine ge-
ringfügige Beschäftigung versicherungsfrei ist, 
angelehnt.“34  
 
Versicherungsfreiheit 
 
Versicherungsfreiheit bedeutet, dass kraft 
Gesetzes schon keine Versicherungspflicht 
besteht, weil im Falle der betreffenden Person 
bestimmte im Gesetz geregelte Voraus-
setzungen gegeben sind.35 Der Begriff 
Versicherungsfreiheit ist von dem Begriff der 
Befreiung von der Versicherungspflicht zu 
unterscheiden. Im Falle der Befreiung von der 
Versicherungspflicht, besteht die Versicher-
ungspflicht, das Gesetz sieht jedoch aus-
drücklich die Möglichkeit vor, bei Vorliegen 
bestimmter Voraussetzungen sich auf Antrag 
von der Versicherungspflicht befreien zu 
lassen.36 
 
Nach diesem Gesetz  
 
§ 3 Absatz 1 KSVG regelt nur die 
Versicherungsfreiheit nach dem Künstler-
sozialversicherungsgesetz. Eine nach anderen 
Gesetzen ggf. gegebene Versicherungspflicht 
bleibt unberührt.  
 
In dem Kalenderjahr voraussichtlich ein 
Arbeitseinkommen erzielt 
 
Es kommt auf das voraussichtliche Jahres-
einkommen in dem Kalenderjahr an. Das 
Arbeitseinkommen ist daher vom Künstler 

                                                             
34

 BT-Drs. 9/26, S. 18. 
35

 Böckel, Künstlersozialversicherungsgesetz, 3. 
Auflage (1992), S. 103. 
36 Böckel, Künstlersozialversicherungsgesetz, 3. 
Auflage (1992), S. 103. 
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oder Publizisten zu schätzen.37 In der Literatur 
werden die hiermit einhergehenden Probleme 
der Künstler und Publizisten anerkannt.38 
Allerdings ist in der Literatur streitig, wie die 
Schätzung vorzunehmen ist. Nach Auffassung 
Zwengs sei nach den seinerzeit bei der 
Schätzung des Jahresarbeitsverdienstes in der 
Angestelltenversicherung angewandten 
Grundsätzen zu verfahren, nach denen im 
Falle eines schwankenden Arbeitseinkommens 
eine Schätzung auf Grund einer Durch-
schnittsberechnung – idealerweise unter Zu-
grundelegung mehrerer Jahre – vorzunehmen 
sei.39  Hierbei seien seltene Einnahmen, wie 
Preise, nicht zu berücksichtigen.40 Böckel hin-
gegen vertritt die Auffassung, dass angesichts 
der Schwierigkeiten, die sich im Zusammen-
hang mit der Schätzung ergeben, im Zweifel 
die persönlichen Schätzungen der Künstler 
und Publizisten zugrunde zu legen seien.41 
Maßgeblich ist das Arbeitseinkommen im 
Kalenderjahr. Hierzu hat der Gesetzgeber 
ausgeführt: „Diese Vorschrift *…+ trägt jedoch 
der Besonderheit Rechnung, daß Einkommen 
aus selbständiger künstlerischer oder publizi-
stischer Tätigkeit außerordentlichen 
Schwankungen unterliegen können. Im Absatz 
1 wird deshalb die Geringfügigkeitsgrenze 
nicht – wie sonst üblich – auf einen Monat, 
sondern auf ein Jahr bezogen.“42   
 
Arbeitseinkommen 
 
Maßgeblich ist die in § 15 Absatz 1 SGB IV 
enthaltene Definition des Begriffs des Arbeits-
einkommens.43 Hiernach gilt: Arbeitsein-
kommen ist der nach den allgemeinen 
Gewinnermittlungsvorschriften des Einkom-
mensteuerrechts ermittelte Gewinn aus einer 

                                                             
37 Finke/Brachmann/Nordhausen, Finke, KSVG, 4. 
Auflage (2009), § 3, Rn. 10. 
38 Böckel, Künstlersozialversicherungsgesetz, 3. 
Auflage (1992), S. 104. 
39 Zweng, KSVG, Stand: 1983, § 3, S. 24. 
40

 Zweng, KSVG, Stand: 1983, § 3, S. 24. 
41

 Böckel, Künstlersozialversicherungsgesetz, 3. 
Auflage (1992), S. 104. 
42

 BT-Drs. 9/26, S. 18. 
43

 Zweng, KSVG, Stand: 1983, § 3, S. 24, der jedoch 
auf § 15 SGB IV und nicht wie hier auf § 15 Absatz 1 
SGB IV abstellt. Finke/Brachmann/Nordhausen, 
Finke, KSVG, 4. Auflage (2009), § 3, Rn. 7, der, wie 
hier, auf § 15 Absatz 1 SGB IV abstellt. 

selbständigen Tätigkeit. Einkommen ist als 
Arbeitseinkommen zu werten, wenn es als 
solches nach dem Einkommensteuerrecht zu 
bewerten ist. 
 
Arbeitseinkommen aus selbständiger 
künstlerischer und publizistischer Tätigkeit 
 
Ferner muss es sich um Arbeitseinkommen 
aus selbständiger künstlerischer und publiz-
istischer Tätigkeit handeln. Dies bedeutet, 
dass nur der nach den allgemeinen Gewinner-
mittlungsvorschriften des Einkommensteuer-
rechts ermittelte Gewinn aus einer selbständ-
igen künstlerischen und publizistischen 
Tätigkeit zu berücksichtigen ist, nicht jedoch 
der Gewinn aus anderen Tätigkeiten oder 
anderen Einkunftsarten. 
 
Arbeitseinkommen, das 3900 Euro nicht 
übersteigt   
 
Vor der Änderung der Geringfügigkeitsgrenze 
durch Art. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze im Jahre 2001 
war die Geringfügigkeitsgrenze dynamisch 
geregelt.44 Der Gesetzentwurf des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes und anderer Gesetze sah 
vor, dass in § 3 Absatz 1 Satz 1 KSVG die 
Wörter „ein Siebtel der Bezugsgröße nach § 18 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, bei  
höherem Arbeitseinkommen ein Sechstel des 
Gesamteinkommens“ durch die Angabe „7 
560 Deutsche Mark“ ersetzt werden sollten.45 
Art. 5 dieses Gesetzes sah ferner vor, dass in § 
3 Abs. 1 Satz 1 die Angabe „7 560 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „3 900 Euro“ ersetzt 
werde. Im besonderen Teil hieß es zur 
Begründung der Änderung des § 3 Absatz 1 
Satz 1 KSVG: „Die Änderung ist eine Folge der 
Neuregelung der Geringfügigkeitsgrenze. 
Diese wird entsprechend § 8 SGB IV auf 
jährlich 7560 DM festgeschrieben.“46 Bei der 
früher geltenden dynamischen Geringfügig-
keitsgrenze kam es zum einen auf die 
Bezugsgröße an und zum anderen auf das 

                                                             
44

 Finke/Brachmann/Nordhausen, Finke, KSVG, 4. 
Auflage (2009), § 3, Rn. 2.  
45 BR-Drs. 729/00, S. 1-2. 
46

 BR-Drs. 729/00, S. 20.21. 
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Gesamteinkommen. Bezugsgröße im Sinne der 
Vorschriften für die Sozialversicherung ist 
nach § 18 Absatz 1 SGB IV, soweit in den 
besonderen Vorschriften für die einzelnen 
Versicherungszweige nichts Abweichendes 
bestimmt ist, das Durchschnittsentgelt der 
gesetzlichen Rentenversicherung im vorver-
gangenen Kalenderjahr, aufgerundet auf den 
nächsthöheren, durch 420 teilbaren Betrag. 
Eine Abweichende Regelung ist in § 18 Absatz 
2 SGB IV für das Beitrittsgebiet (Bezugsgröße 
[Ost]) vorgesehen. Gesamteinkommen war die 
Summe aller Einkünfte nach dem Einkommen-
steuerrecht.47 
 
§ 3 Absatz 1 Satz 2 KSVG 
 
Wird die selbständige künstlerische oder 
publizistische Tätigkeit nur während eines 
Teils des Kalenderjahres ausgeübt, ist die in 
Satz 1 genannte Grenze entsprechend herab-
zusetzen. 
 
Die entsprechende Herabsetzung der in Satz 1 
genannten Grenze im Falle der Tätigkeit nur 
während eines Teils des Kalenderjahres wurde 
erstmals durch das Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes dort ge-
regelt. In der Gesetzesbegründung hieß es 
hierzu: „Durch die Regelung des Satz 2 wird 
sichergestellt, daß Künstler und Publizisten, 
die nur deshalb das Mindestarbeits-
einkommen nach Satz 1 nicht erreichen, weil 
sie nicht während des gesamten Kalender-
jahres eine künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit nach diesem Gesetz ausüben, nach 
dem KSVG versichert werden.“48 Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze sah vor, in Satz 2 die Wörter „sind die 
in Satz 1 genannten Grenzen“ durch die 
Wörter „ist die in Satz 1 genannte Grenze“ zu 
ersetzen.“49 Dies war lediglich eine 
Folgeänderung zu der Änderung der Mindest-
einkommensgrenze nach § 3 Absatz 1 Satz 1 
KSVG.50 
 

                                                             
47

 Finke/Brachmann/Nordhausen, Finke, KSVG, 4. 
Auflage (2009), § 3, Rn. 8. 
48 BR-Drs. 367/88, S. 34. 
49 BR-Drs. 729/00, S. 1-2. 
50

 BR-Drs. 729/00, S. 20.21. 

Ausübung der Tätigkeit nur während eines 
Teils des Kalenderjahres 
 
Voraussetzung der anteiligen Herabsetzung 
nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KSVG, ist die 
Ausübung der Tätigkeit nur während eines 
Teils des Kalenderjahres. Dies ist zum Beispiel 
der Fall wenn Künstler und Publizisten nur 
sechs Monate innerhalb eines Kalenderjahres 
selbständig künstlerisch oder publizistisch 
tätig sind.   
 
Ausübung der selbständigen künstlerischen 
oder publizistischen Tätigkeit 
 
Es muss sich hierbei um die selbständige 
künstlerische oder publizistische Tätigkeit 
handeln, die nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt wird. 
 
Entsprechende Herabsetzung der in Satz 1 
genannten Grenze 
 
Ist dies der Fall, ist die in Satz 1 genannte 
Grenze von 3900 Euro entsprechend 
herabzusetzen. Ermessen ist der Verwaltung 
bei der Entscheidung über die entsprechende 
Herabsetzung nicht eingeräumt, wie sich aus 
dem Wort „ist“ ergibt. Eine entsprechende 
Herabsetzung bedeutet bei einer halbjährigen 
selbständigen künstlerischen oder publiz-
istischen Tätigkeit, dass eine Herabsetzung der 
in Absatz 1 genannten Grenze von 3900 EUR 
auf 1950 EUR zu erfolgen hat. Zu diesem 
Ergebnis gelangt man, wenn man die Grenze 
des Satz 1 von 3900 durch die Anzahl der 
Kalendermonate, die ein Kalenderjahr hat – 
nämlich zwölf -, teilt und das sich hieraus 
ergebende Ergebnis mit der Anzahl der 
Monate der Ausübung der selbständigen 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit 
multipliziert.   
 
§ 3 Absatz 1 Satz 3 KSVG 
 
Satz 2 gilt entsprechend für Zeiten des Bezugs 
von Erziehungsgeld oder Elterngeld. 
 
Werden während der künstlerischen oder 
publizistischen Tätigkeit Erziehungs- oder 
Elterngeld bezogen, gilt Satz 2 für Zeiten des 
Bezugs von Erziehungsgeld oder Elterngeld 
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entsprechend. Der Gesetzentwurf des Gesetz-
es zur Änderung des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes, das später zu der 
Einführung der Regelung führte, dass Satz 2 
entsprechend für Zeiten des Bezugs von 
Erziehungsgeld gelte, sah die entsprechende 
Geltung für Zeiten des Bezugs von Erziehungs-
gelt nicht vor. Erst die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
des Bundestages empfahl diese Regelung. Zur 
Begründung hieß es, dass durch diese 
Ergänzung sichergestellt werde, dass ein 
geringfügiges Arbeitseinkommen, das wäh-
rend des Bezugs von Erziehungsgeld erzielt 
wird, nicht zum Verlust des Versicherungs-
schutzes führe.51 Durch das Gesetz zur 
Einführung des Elterngeldes wurden die 
Wörter „oder Elterngeld“ nach dem Wort 
„Erziehungsgeld“ angefügt. Zur Begründung 
wurde im Gesetzentwurf ausgeführt: „Diese 
Regelung ergänzt in der betroffenen Vorschrift 
neben dem Erziehungsgeld das Elterngeld.“52 
Die entsprechende Geltung des § 3 Absatz 1 
Satz 3 KSVG bewirkt daher, dass Zeiten des 
Bezugs von Erziehungs- und Elterngeld 
behandelt werden wie Zeiten, in denen die 
künstlerische oder publizistische Tätigkeit 
nicht ausgeübt wurde. 
 
§ 3 Absatz 2 KSVG 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit. Die Frist nach Satz 1 verlängert sich 
um die Zeiten, in denen keine Versicherungs-
pflicht nach diesem Gesetz oder Versich-
erungsfreiheit nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 besteht. 
 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 KSVG 
 
Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit. 
 
Der Gesetzgeber hat zu dieser Regelung 
ausgeführt: „Nach Absatz 2 soll die 
Versicherungsfreiheit wegen geringfügigen 
Arbeitseinkommens erst nach Ablauf von fünf 
Jahren nach Aufnahme der selbständigen 

                                                             
51 BT-Drs. 11/3629, S. 5. 
52

 BT-Drs, 16/1889, S. 28. 

künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit 
gelten, weil Berufsanfänger während der oft 
sehr schwierigen Anlaufzeit besonders 
schutzbedürftig sind.“53 Die hier noch erwähn-
te Fünfjahresfrist ist später auf drei Jahre 
reduziert worden. Eine Reduzierung der 
Fünfjahresfrist auf drei Jahre sah bereits der 
Gesetzentwurf des Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes vor.54 In 
der Gesetzesbegründung hieß es hierzu: 
„Durch Absatz 2 wird der Zeitraum, in dem 
Berufsanfänger auch bei geringfügigem 
Arbeitseinkommen der Versicherungspflicht 
nach diesem Gesetz unterliegen, von bisher 
fünf auf drei Jahre verkürzt. Die die 
Berufsanfänger begünstigende Regelung führt 
zu einer nicht unerheblichen Belastung der 
Versichertengemeinschaft sowie des Bundes 
und der Abgabepflichtigen. Vor diesem 
Hintergrund erscheint ein Zeitraum von drei 
Jahren als angemessen, um den 
Schwierigkeiten bei der Aufnahme einer 
selbständigen künstlerischen oder publiz-
istischen Tätigkeit Rechnung zu tragen.“55 
Allerdings kam es zu dieser Reduzierung der 
Fünfjahresfrist auf drei Jahre damals noch 
nicht. Der Ausschuss für Arbeit und 
Sozialordnung empfahl damals, die im Entwurf 
vorgesehene Verkürzung der Berufsanfänge-
rfrist von fünf auf drei Jahre rückgängig zu 
machen und die bisherige Regelung 
wiederherzustellen.56 In dem Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
wird zu dieser Frist ferner ausgeführt: 
„Aufgrund des Ergebnisses der Sachver-
ständigenanhörung am § 23. November 1988 
ist der Ausschuß dem Vorschlag der 
Bundesregierung, die Berufsanfängerfrist von 
fünf auf drei Jahre zu verkürzen, nicht gefolgt. 
In der Anhörung vertraten die Sachver-
ständigen die Auffassung, daß sich seit der 
Verabschiedung des Künstlersozialversich-
erungsgesetzes die Situation der Berufs-
anfänger/innen nicht verbessert habe. Die 
Zeitspanne, in der diese sich auf dem 
Kunstmarkt soweit durchsetzen könnten, daß 
sie ein über der Geringfügigkeitsgrenze 

                                                             
53

 BT-Drs. 9/26, S. 18. 
54

 BR-Drs. 367/88, S. 2. 
55 BR-Drs. 367/88, S. 34. 
56 BT-Drs. 11/3629, S. 7; zur Empfehlung vgl. BT-
Drs. 11/3609, S. 6. 
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liegendes Arbeitseinkommen erzielen könn-
ten, sei nicht kürzer geworden. Die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Regelung belaste 
die sozial Schwachen. Die Mitglieder aller 
Fraktionen haben sich für die Beibehaltung 
des geltenden Rechtszustandes ausge-
sprochen.“57 Die Reduzierung der Fünfjahres-
frist auf drei Jahre erfolgte erst durch die mit 
dem Zweiten Gesetze zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und 
anderer Gesetze im Jahre 2001 erfolgte 
Änderung des § 3 Absatz 2 KSVG. Diese 
Änderung war bereits im Gesetzentwurf zu 
diesem Gesetz enthalten.58  Zur Begründung 
wurde im allgemeinen Teil ausgeführt: „Die 
stetige Zunahme der Zahl der Versicherten hat 
zu einer Erhöhung des von den Verwertern 
aufzubringenden Volumens der Künstlersozial-
abgabe sowie des Bundeszuschusses geführt. 
Um die Funktionsfähigkeit der Künstlersozial-
versicherung zu erhalten, werden beim 
Zugang zur Künstlersozialversicherung folgen-
de Einschränkungen vorgenommen: -Die 
„Schonfrist“ für Berufsanfänger wird von fünf 
auf drei Jahre verkürzt. Damit ist bereits nach 
drei Jahren seit erstmaliger Aufnahme der 
künstlerischen und publizistischen Tätigkeit 
für die Versicherung ein Einkommen aus 
künstlerischer oder publizistischer Tätigkeit 
erforderlich, das über der Geringfügigkeits-
grenze von 7560 DM jährlich liegt. Hierdurch 
soll auch der KSK früher als bisher eine 
Überprüfung ermöglicht werden, ob einkom-
mensrechtliche Beiträge geleistet werden. 
*…+“59 Im besonderen Teil hieß es zu den 
Änderungen des § 3 Absatz 2 KSVG: „Die 
Neuregelung verkürzt den Zeitraum, in dem 
Berufsanfänger nach geltendem Recht (§ 3 
Abs. 2 KSVG) auch bei einem Arbeitsein-
kommen unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze 
versicherungspflichtig sind, von fünf auf drei 
Jahre.“60 Die Dreijahresfrist beginnt mit der 
ersten Aufnahme der Tätigkeit.61  
 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 KSVG 

                                                             
57

 BT-Drs. 11/3629, S. 5. 
58

 BR-Drs. 729/00, S. 1-2. 
59

 BR-Drs. 729/00, S. 17. 
60

 BR-Drs. 729/00, S. 20.21. 
61 Ziebeil, KSVG, Stand 1989, S. 46; 
Finke/Brachmann/Nordhausen, Finke, KSVG, 4. 
Auflage (2009), § 3, Rn. 18 und 20. 

 
Die Frist nach Satz 1 verlängert sich um die 
Zeiten, in denen keine Versicherungspflicht 
nach diesem Gesetz oder Versicherungs-
freiheit nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 besteht. 
 
Diese Regelung wurde erstmals durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze im Jahre 2001 in § 3 Absatz 2 KSVG 
aufgenommen. Die heutige Regelung ent-
spricht der Regelung des § 3 Absatz 2 Satz 2 
des Gesetzentwurfs.62 Zur Begründung wurde 
im allgemeinen Teil ausgeführt: „Die Berufsan-
fängerfrist wird jedoch um Zeiträume verläng-
ert, in denen eine Versicherungspflicht nach 
dem KSVG nicht bestanden hat, zB. bei 
Mutterschafts- und Erziehungsurlaub, Wehr- 
und Zivildienst oder Arbeitnehmertätigkeiten. 
*…+“63 Im besonderen Teil hieß es zu dieser 
Änderung des § 3 Absatz 2 KSVG:„Die 
Dreijahresfrist verlängert sich um Zeiträume, 
in denen eine Versicherung nach dem KSVG 
nicht bestanden hat. Diese Regelung kommt 
neben Wehr- und Zivildienstleistenden vor 
allem Frauen in Mutterschafts- und Erzieh-
ungsurlaub sowie Künstlern und Publizisten, 
die zeitweise eine Arbeitnehmer-tätigkeit 
ausüben, zugute. Außerdem werden Zeiten, in 
denen Studierende eine selbst-ändige 
künstlerische oder publizistische Neben-
tätigkeit ausüben, nicht auf die Berufsan-
fängerfrist angerechnet.“64 Hierbei erfasst § 5 
Absatz 1 Nr. 8 KSVG die Fälle ordertlich 
Studierender einer Hochschule oder einer der 
fachlichen Ausbildung dienenden Schule. 
 
§ 3 Absatz 3 KSVG 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 bleibt die 
Versicherungspflicht bestehen, solange das 
Arbeitseinkommen nicht mehr als zweimal 
innerhalb von sechs Kalenderjahren die dort 
genannte Grenze nicht übersteigt. 
 
§ 3 Absatz 3, der ursprünglich durch das 
Renten-Überleitungsgesetz in § 3 KSVG 
eingeführt worden war, war durch unter-
schiedliche Versicherungsuntergrenzen im 

                                                             
62 BR-Drs. 729/00, S. 1-2. 
63 BR-Drs. 729/00, S. 17. 
64

 BR-Drs. 729/00, S. 20.21. 
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Bundesgebiet und im Beitrittsgebiet erforder-
lich geworden. 65 Das Erfordernis für diese 
Regelungen entfiel später. Absatz 3 erhielt 
durch Art. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze im Jahre 2001 
eine neue Fassung. Der Gesetzentwurf zu § 3 
Absatz 3 lautete „(3) Abweichend von Absatz 1 
bleibt die Versicherungspflicht bestehen, 
solange das Arbeitseinkommen nicht mehr als 
zweimal innerhalb von sechs Kalenderjahren 
die dort genannte Grenze nicht übersteigt. 
Satz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Kalenderjahren nach dem Ende der in Absatz 2 
genannten Frist.“66 Zur Begründung wurde im 
allgemeinen Teil ausgeführt: „Um der 
besonderen Situation der selbständigen 
Künstler und Publizisten und ihren oft schwan-
kenden Einkommen Rechnung zu tragen, kann 
die Geringfügigkeitsgrenze künftig innerhalb 
von sechs Kalenderjahren bis zu zweimal 
unterschritten werden, ohne dass der 
Versicherungsschutz nach dem KSVG entfällt; 
Voraussetzung ist, dass der Versicherte der 
Künstlersozialversicherung in der Regel bereits 
mindestens sechs Jahre angehört hat.“67 Im 
besonderen Teil hieß es zu der neuen Fassung 
des § 3 Absatz 3 KSVG: „Der bisherige Absatz 3 
entfällt infolge der für die alten und neuen 
Bundesländer einheitlichen Geringfügigkeits-
grenze. Nach dem neuen Absatz 3 bleibt der 
Versicherungsschutz erhalten, wenn das 
Arbeitseinkommen innerhalb von sechs Kalen-
derjahren die Geringfügigkeitsgrenze nicht 
mehr als zweimal unterschreitet. Dieser Fall 
kann z.B. eintreten, wenn Aufträge ausge-
fallen sind, der steuerliche Gewinn und damit 
das Arbeitseinkommen wegen der Betriebs-
kosten infolge einer Investition in ein 
Arbeitsgerät zurückgegangen ist oder wenn 
der Künstler oder Publizist von einem 
steuerfreien Stipendium oder Preis lebt. Der 
erste Zeitraum von sechs Kalenderjahren 
beginnt mit dem Jahr, in dem erstmals die 
Geringfügigkeitsgrenze unterschritten wird. 
Die Anwendung des Absatzes 3 setzt voraus, 
dass mindestens drei Kalenderjahre seit dem 
Ende der Berufsanfängerfrist vergangen 

                                                             
65 Vgl. BR-Drs. 197/91, S. 169. 
66 BR-Drs. 729/00, S. 1-2. 
67

 BR-Drs. 729/00, S. 17. 

sind.“68 Die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung des 
Bundestages sah hingegen vor, dass § 3 Absatz 
3 wie folgt gefasst werde: „(3) Abweichend 
von Absatz 1 bleibt die Versicherungspflicht 
bestehen, solange das Arbeitseinkommen 
nicht mehr als zweimal innerhalb von sechs 
Kalenderjahren die dort genannte Grenze 
nicht übersteigt.69 Zur Begründung hieß es: 
„Für die Neuregelung in § 3 Abs. 3 KSVG wird – 
entsprechend dem Vorschlag des Ausschusses 
für Kultur und Medien des Deutschen Bundes-
tages – durch die Streichung des zweiten 
Satzes auf die Voraussetzung verzichtet, dass 
die Vergünstigung erst nach Ablauf von drei 
Kalenderjahren seit Ende der Berufsanfänger-
zeit in Anspruch genommen werden kann. 
Damit kann die Neuregelung unmittelbar nach 
dem Ende der – von 5 auf 3 Jahre verkürzten – 
Berufsanfängerzeit eingreifen, so dass im 
Ergebnis die Geringfügigkeitsgrenze fortdau-
ernd bis zu 5 Jahre unterschritten werden 
kann.“70 Dieser Beschlussempfehlung 
entspricht die im Bundesgesetzblatt veröffent-
lichte Fassung des § 3 Absatz 3 KSVG i. d. F. 
des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze v. 13.06.2001 
(BGBl I 1027). 
 
§ 3 Absatz 4 KSVG 
 
(4) (weggefallen) 
 
§ 3 Absatz 4 wurde – ebenso wie Absatz 3 - 
ursprünglich durch das Renten-Überleitungs-
gesetz in § 3 KSVG eingeführt. Geregelt waren 
in den Absätzen 3 und 4 damals Regelungen, 
die im Zusammenhang mit der Deutschen 
Einheit standen und durch unterschiedliche 
Versicherungsuntergrenzen im Bundesgebiet 
und im Beitrittsgebiet erforderlich wurden. 71 
Das Erfordernis für diese Regelungen entfiel 
später. Absatz 3 erhielt eine neue Fassung und 
Absatz 4 wurde im Jahre 2001 aufgehoben 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und an-
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 BR-Drs. 729/00, S. 20.21. 
69 BT-Drs. 14/5792, S. 6. 
70 BT-Drs. 14/5792, S. 27. 
71

 Vgl. BR-Drs. 197/91, S. 169. 
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derer Gesetze. Hierbei handelte es sich um 
eine Folgeänderung zur Änderung des § 3 
Absatz 3 KSVG.72 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                             
72

 BR-Drs. 729/00, S. 20-21. 
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Rechtsanwältin Atefeh Shariatmadari 
 
Das Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) - Teil III - Ausnahmen von der 
Versicherungspflicht - hier: § 4 KSVG -  

Nachdem im ersten Aufsatz aus der Aufsatzreihe zum Künstlersozialversicherungsgesetz (Das 
Künstlersozialversicherungsgesetz – Teil I -) der Umfang der Versicherungspflicht behandelt worden 
ist, sollen in den folgenden Aufsätzen die Ausnahmen von der Versicherungspflicht dargestellt 
werden. Gegenstand dieses Aufsatzes soll herbei § 4 KSVG sein. 
 
Die Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
sind im zweiten Abschnitt des ersten Kapitels 
des ersten Teils des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes geregelt. Der erste Teil des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes regelt die 
Sozialversicherung der selbständigen Künstler 
und Publizisten. Das erste Kapitel dieses 
ersten Teils behandelt den Kreis der ver-
sicherten Personen. Der erste Abschnitt des 
ersten Kapitels des ersten Teils, der bereits in 
dem ersten Aufsatz aus dieser Aufsatzreihe 
behandelt worden ist, umfasst die Regelungen 
zum Umfang der Versicherungspflicht. 
Gegenstand des vorliegenden Aufsatzes ist § 4 
KSVG, der im zweiten Abschnitt des ersten 
Kapitels des ersten Teils des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes geregelt ist. Dieser 
Abschnitt enthält die Regelungen über die 
Ausnahmen von der Versicherungspflicht. § 4 
KSVG, der sich in diesem Abschnitt befindet, 
regelt die Versicherungsfreiheit in der gesetz-
lichen Rentenversicherung. 
 
Dieser zweite Abschnitt des ersten Kapitels 
des ersten Teils des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes ist in zwei Unterabschnitte 
unterteilt. Der erste Unterabschnitt, der die §§ 
3-5 KSVG umfasst, regelt die Versicherungs-
freiheit kraft Gesetzes. Der zweite Unterab-
schnitt (§§ 6-7a KSVG) erfasst die Befreiung 
von der Krankenversicherungspflicht auf 
Antrag. 
 
Hier wird auf die Versicherungsfreiheit kraft 
Gesetzes (§§ 3-5 KSVG) eingegangen werden 
und hier auf § 4 KSVG.  
 
§ 4 KSVG 
 
§ 4 KSVG vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 705), das 
zuletzt durch Artikel 14a des Gesetzes vom 22. 

Dezember 2011 (BGBl. I S. 3057) geändert 
worden ist, lautet: 
 
In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist, es sei denn, 
die Versicherungsfreiheit beruht auf einer ge-
ringfügigen Beschäftigung oder einer gering-
fügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch), 
 
2. aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres voraussichtlich mindestens die 
Hälfte der für dieses Jahr geltenden Beitrags-
bemessungsgrenze in der allgemeine Renten-
versicherung beträgt; wird die Beschäftigung 
oder selbständige Tätigkeit nur während eines 
Teils des Kalenderjahres ausgeübt, ist diese 
Grenze entsprechend herabzusetzen, 
 
3. als Gewerbetreibender in Handwerksbe-
trieben nach § 2 Satz 1 Nr. 8 oder § 229 Abs. 
2a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
versicherungspflichtig ist, 
 
4. Landwirt im Sinne des § 1 des Gesetzes über 
die Alterssicherung der Landwirte ist, 
 
5. eine Vollrente wegen Alters aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung bezieht, 
 
6. als ehemaliger Landwirt eine Altersrente 
oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
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eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
die Alterssicherung der Landwirte bezieht 
oder 
 
7. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist. 
 
Normhistorie 
 
1. Bereits der Gesetzentwurf des KSVG aus 
dem Jahre 1979 enthielt die Regelung des § 4. 
Diese lautete in dem Entwurf: 
 
In der Rentenversicherung der Angestellten 
wird nach diesem Gesetz nicht versichert, 
 
1. wer auf Grund einer Beschäftigung oder 
einer nicht unter § 2 Abs. 1 fallenden Tätigkeit 
in der Rentenversicherung versicherungsfrei 
oder von der Versicherungspflicht befreit ist, 
es sei denn, daß die Versicherungsfreiheit auf 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 oder 5 des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes oder § 1228 Abs. 1 Nr. 2 
oder 4 der Reichsversicherungsordnung oder § 
30 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 des Reichsknappschafts-
gesetzes beruht, 
 
2. wer aus einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 Abs. 1 fallenden Tätigkeit wäh-
rend eines Kalenderjahres voraussichtlich ein 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder Arbeit-
seinkommen bezieht, das mindestens die 
Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze in der 
Rentenversicherung der Angestellten (§ 112 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes) 
beträgt, 
 
3. wer ein Altersruhegeld aus der Renten-
versicherung der Arbeiter oder der Angestell-
ten oder ein Knappschaftsruhegeld bezieht, 
 
4. wer landwirtschaftlicher Unternehmer im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über eine Alters-
hilfe für Landwirte ist oder ein Altersgeld nach 
dem Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
bezieht, 
 
5. wer ordentlicher Studierender einer 
Hochschule oder einer sonstigen der wissen-
schaftlichen oder fachlichen Ausbildung dien-
enden Schule ist oder 

6. wer als Wehr- oder Zivildienstleistender 
rentenversichert ist.73 
 
Zur Begründung hieß es: 
 
„Zu § 4  
 
Diese Vorschrift nimmt diejenigen selbst-
ändigen Künstler und Publizisten von der 
besonderen Rentenversicherungspflicht nach 
diesem Gesetz aus, die dieses Schutzes nicht 
bedürftig erscheinen, weil sie bereits ander-
weitig kraft Gesetzes für ihr Alter gesichert 
sind. Dabei handelt es sich insbesondere um 
Beamte, Richter und Soldaten sowie um 
Beschäftigte, die eine Versorgung ähnlich wie 
Beamte zu erwarten haben; zum anderen um 
Personen, die bereits wegen einer ander-
weitigen Beschäftigung oder Tätigkeit zu-
mindest in einem am Durchschnitt ausge-
richteten Umfang in die soziale Sicherung 
einbezogen sind. Ferner werden durch diese 
Vorschrift die Bezieher von Altersruhegeld und 
die Studenten entsprechend den allgemeinen 
Regeln von der Versicherungspflicht ausge-
nommen.“74 
 
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung enthielt dann folg-
ende Empfehlung zu § 4: 
 
„In der Rentenversicherung der Angestellten 
wird nach diesem Gesetz nicht versichert, 
 
1. wer auf Grund einer Beschäftigung oder 
einer nicht unter § 2 Abs. 1 fallenden Tätigkeit 
in der Rentenversicherung versicherungsfrei 
oder von der Versicherungspflicht befreit ist, 
es sei denn, daß die Versicherungsfreiheit auf 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 oder 5 des Angestellten-
versicherungsgesetzes oder § 1228 Abs. 1 Nr. 
2 oder 4 der Reichsversicherungsordnung oder 
§ 30 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 des 
Reichsknappschaftsgesetzes oder § 2 Abs. 1 
Nr. 1 oder 5 des Handwerksversicherungs-
gesetzes beruht, 
 
2. wer aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
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unter § 2 Abs. 1 fallenden Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres voraussichtlich mindestens 
die Hälfte der für dieses Jahr geltenden 
Beitragsbemessungsgrenze in der Renten-
versicherung der Angestellten (§ 112 Abs. 2 
des Angestelltenversicherungsgesetzes) be-
trägt, 
 
3. unverändert 
 
4. wer landwirtschaftlicher Unternehmer im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte ist ein Altersgeld oder 
nach Vollendung des 60. Lebensjahres Land-
abgaberente nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte bezieht, 
 
5. unverändert 
 
6. unverändert75 
 
Zur Begründung hieß es hierzu: 
 
„Die Änderung in Nummer 1 soll klarstellen, 
daß Handwerker, die diese Tätigkeit nur im 
Nebenberuf ausüben und deshalb nicht nach 
dem Handwerksversicherungsgesetz versich-
ert sind, nicht vom Schutz des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes ausgesch-
lossen sein sollen, wenn sie künstlerisch oder 
publizistisch tätig sind. 
 
Der Regierungsentwurf sieht vor, daß Selbst-
ändige (z. B. Ärzte, Selbständige), die neben 
dieser Tätigkeit auch noch künstlerisch oder 
publizistisch tätig sind, in die Rentenver-
sicherungspflicht nach dem Künstlersozialver-
sicherungsgesetz einbezogen werden. Ausgeh-
end von der Zielsetzung des Entwurfs und der 
Situation des angesprochenen Personen-
kreises erscheint es unter den genannten Vor-
aussetzungen nicht notwendig, sie in die 
Rentenversicherungspflicht einzubeziehen. 
Dies soll durch die Neufassung der Nummer 2 
sichergestellt werden. 
 
Durch die Ergänzung in Nummer 4 wird der 
Bezug von Landabgaberenten dem Bezug von 
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Altersgeld nach dem Gesetz über eine Alters-
hilfe für Landwirte gleichgestellt und führt 
damit zur Versicherungsfreiheit nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz, allerdings 
nur dann, wenn die Landabgaberente dieselbe 
Funktion erfüllt wie das Altersgeld.“76 
 
2. In dem Gesetzentwurf aus dem Jahre 1981, 
der schließlich in dem im Bundesgesetzblatt 
veröffentlichten Künstlersozialversicherungs-
gesetz mündete, lautete § 4: 
 
In der Rentenversicherung der Angestellten 
wird nach diesem Gesetz nicht versichert, 
 
1. wer auf Grund einer Beschäftigung oder 
einer nicht unter § 2 Abs. 1 fallenden Tätigkeit 
in der Rentenversicherung versicherungsfrei 
oder von der Versicherungspflicht befreit ist, 
es sei denn, daß die Versicherungsfreiheit auf 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 oder 5 des Angestellten-
versicherungsgesetzes oder § 1228 Abs. 1 Nr. 
2 oder 4 der Reichsversicherungsordnung oder 
§ 30 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 des Reichsknap-
pschaftsgesetzes oder § 2 Abs. 1 Nr. 1 oder 5 
des Handwerksversicherungsgesetzes beruht, 
 
2. wer aus einer Beschäftigung ein 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder aus 
einer nicht unter § 2 Abs. 1 fallenden Tätigkeit 
ein Arbeitseinkommen bezieht, wenn das 
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen währ-
end des Kalenderjahres voraussichtlich min-
destens die Hälfte der für dieses Jahr geltend-
en Beitragsbemessungsgrenze in der Renten-
versicherung der Angestellten (§ 112 Abs. 2 
des Angestelltenversicherungsgesetzes) be-
trägt, 
 
3. wer ein Altersruhegeld aus der Renten-
versicherung der Arbeiter oder der Ange-
stellten oder ein Knappschaftsruhegeld be-
zieht, 
 
4. wer landwirtschaftlicher Unternehmer im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über eine Alters-
hilfe für Landwirte ist, ein Altersgeld oder 
nach Vollendung des 60. Lebensjahres Landab-
gabenrente nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte bezieht, 
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5. wer ordentlicher Studierender einer Hoch-
schule oder einer sonstigen der wissenschaft-
lichen oder fachlichen Ausbildung dienenden 
Schule ist oder 
 
6. wer als Wehr- oder Zivildienstleistender 
rentenversichert ist.77 
 
Zur Begründung heißt es in diesem Gesetz-
entwurf: 
 
„Diese Vorschrift nimmt diejenigen selbst-
ändigen Künstler und Publizisten von der 
besonderen Rentenversicherungspflicht nach 
diesem Gesetz aus, die dieses Schutzes nicht 
bedürftig erscheinen, weil sie bereits 
anderweitig kraft Gesetzes für ihr Alter 
gesichert sind. Dabei handelt es sich insbe-
sondere um Beamte, Richter und Soldaten 
sowie um Beschäftigte, die eine Versorgung 
ähnlich wie Beamte zu erwarten haben; zum 
anderen um Personen, die bereits wegen 
einer anderweitigen Beschäftigung oder Tätig-
keit zumindest in einem am Durchschnitt 
ausgerichteten Umfang in die soziale Sicher-
ung einbezogen sind. Ferner werden durch 
diese Vorschrift die Bezieher von Alters-
ruhegeld und die Studenten entsprechend den 
allgemeinen Regeln von der Versicherungs-
pflicht ausgenommen.“78 
 
Im weiteren Gesetzgebungsverfahren blieb § 4 
KSVG unverändert. Die im Bundesgesetzblatt 
veröffentlichte Fassung des § 4 KSVG ent-
sprach der soeben dargestellten Fassung des § 
4 KSVG-Entwurfs.79 
 
3. Die erste Änderung erfuhr § 4 KSVG durch 
das Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes. § 4 des Gesetzesent-
wurfs laute: 
 
„In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen Tätig-
keit in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versicherungsfrei oder von der Versicherungs-
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pflicht befreit ist, es sei denn, die 
Versicherungsfreiheit beruht auf § 4 Abs. 1 Nr. 
3 oder 5 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes oder § 1228 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 der 
Reichsversicherungsordnung oder § 30 Abs. 1 
Nr. 2 oder 4 des Reichsknappschaftsgesetzes, 
 
2. aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres voraussichtlich mindestens die 
Hälfte der für dieses Jahr geltenden Beitrags-
bemessungsgrenze in der Rentenversicherung 
der Angestellten (§ 112 Abs. 2 des Angestel-
ltenversicherungsgesetzes) beträgt; wird die 
Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit nur 
während eines Teils des Kalenderjahres ausge-
übt, ist diese Grenze entsprechend herabzu-
setzen, 
 
3. als Handwerker in die Handwerksrolle 
eingetragen ist, es sei denn, dass er nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 oder 5 des Handwerksver-
sicherungsgesetzes versicherungsfrei ist, 
 
4. landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte ist, 
 
5. ein Altersruhegeld aus der Renten-
versicherung der Arbeiter oder der Angestel-
lten oder ein Knappschaftsruhegeld bezieht, 
 
6. als ehemaliger landwirtschaftlicher Unter-
nehmer ein Altersgeld oder nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres eine Landabgaberente 
nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte bezieht, 
 
7. ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer sonstigen der wissenschaftlichen 
oder fachlichen Ausbildung dienenden Schule 
ist oder 
 
8. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist.“80 
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Die Gesetzesbegründung zu § 4 KSVG lautete 
wie folgt: 
 
„Die Vorschrift des § 4 KSVG, die diejenigen 
Künstler und Publizisten von der Versicher-
ungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung nach dem KSVG ausnimmt, die 
bereits anderweitig kraft Gesetzes für ihr Alter 
abgesichert sind, wird ergänzt und 
redaktionell angepaßt. 
Nummer 2 letzter Halbsatz trägt dem Grund-
gedanken des § 4 KSVG Rechnung. Auch wer 
nur während eines Teils des Kalenderjahres 
anderweitig Arbeitseinkommen oder –entgelt 
bezieht, das über der entsprechend herab-
gesetzten anteiligen Beitragsbemessungs-
grenze liegt, ist während dieser Zeit nach dem 
KSVG hinsichtlich seiner Alterssicherung nicht 
schutzbedürftig. Die bisherige Regelung führt 
zu einer nicht gerechtfertigten Bevorzugung 
der nicht ganzjährigen anderweitig Beschäft-
igten bzw. Selbstständigen. 
Nummer 3 entspricht dem bisherigen § 2 Abs. 
2 Nr. 2 KSVG. Handwerker, die in die 
Handwerksrolle eingetragen sind, haben eine 
gesetzliche Alterssicherung nach dem Hand-
werksversicherungsgesetz.  
Nummer 4 entspricht dem ersten Halbsatz der 
bisherigen Nummer 4. 
Nummer 5 entspricht der bisherigen Nummer 
3. 
Nummer 6 wurde aus der bisherigen Nummer 
4 gelöst, da es sich um einen eigenen 
Versicherungsfreiheitstatbestand handelt. 
Nummer 7 entspricht der bisherigen Nummer 
5. 
Nummer 8 entspricht der bisherigen Nummer 
6.“81 
 
Die oben dargestellte Fassung des § 4 KSVG 
erfuhr während des weiteren Gesetzgebungs-
verfahrens keine Änderung. 
 
4. Mit dem Rentenreformgesetz 1992 erfolgte 
dann folgende Änderung des § 4 KSVG: 
 
1. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nummer 1 letzter Teilsatz wird wie folgt 
gefaßt: 
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„die Versicherungsfreiheit beruht auf einer ge-
ringfügigen Beschäftigung oder einer gering-
fügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch),“ 
 
b) In Nummer 2 werden die Worte „Angestel-
lten (§ 112 Abs. 2 des Angestelltenversich-
erungsgesetzes)“ durch die Worte „Arbeiter 
und Angestellten“ ersetzt. 
 
c) Nummer 3 letzter Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 
 
„die Eintragung beruht auf der Führung eines 
Handwerksbetriebs nach den §§ 2 und 3 der 
Handwerksordnung,“ 
 
d) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 
 
„5. eine Vollrente wegen Alters aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezieht,“.82 
 
Zur Begründung hieß es: 
 
„Zu Nummer 1 (§ 4)  
 
Zu Buchstabe a 
 
Die Paragraphenverweisung wird durch eine 
inhaltliche Darstellung ersetzt. 
 
Zu Buchstabe b 
 
Die Verweisung wird an die entsprechende 
Vorschrift des SGB VI angepaßt. 
 
Zu Buchstabe c 
 
Die Änderung folgt aus der Aufhebung des 
Handwerksversicherungsgesetzes. 
 
Zu Buchstabe d 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle 
Anpassung an die neue Bezeichnung im SGB 
VI. Gleichzeitig wird klargestellt, daß die 
Versicherungsfreiheit nicht für Bezieher von 
Teilrenten gilt.“83 
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§ 4 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art 19 des 
Gesetzes v. 18.12.1989 (BGBl I 2261) lautete: 
 
„In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen Tätig-
keit in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versicherungsfrei oder von der Versicherungs-
pflicht befreit ist, es sei denn, die Ver-
sicherungsfreiheit beruht auf einer gering-
fügigen Beschäftigung oder einer gering-
fügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch), 
 
2. aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres voraussichtlich mindestens die 
Hälfte der für dieses Jahr geltenden Beitrags-
bemessungsgrenze in der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten beträgt; wird 
die Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit 
nur während eines Teils des Kalenderjahres 
ausgeübt, ist diese Grenze entsprechend 
herabzusetzen, 
 
3. als Handwerker in die Handwerksrolle 
eingetragen ist, es sei denn, die Eintragung 
beruht auf der Führung eines Handwerks-
betriebs nach den §§ 2 und 3 der 
Handwerksordnung, 
 
4. landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte ist, 
 
5. eine Vollrente wegen Alters aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, 
 
6. als ehemaliger landwirtschaftlicher 
Unternehmer ein Altersgeld oder nach Voll-
endung des 60. Lebensjahres eine 
Landabgaberente nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte bezieht, 
 
7. ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer sonstigen der wissenschaftlichen 

oder fachlichen Ausbildung dienenden Schule 
ist oder 
 
8. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist.“ 
 
 
5. Das Agrarsozialreformgesetz 1995 sah folg-
ende Änderungen des § 4 KSVG vor: 
 
1. In Nummer 4 werden die Wörter 
„landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte“ durch die Wörter „Landwirt im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über die 
Alterssicherung der Landwirte“ ersetzt. 
 
2. In Nummer 6 werden die Wörter „als land-
wirtschaftlicher Unternehmer ein Altersgeld 
oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte“ durch die 
Wörter „als Landwirt eine Altersrente oder 
nach Vollendung des 60. Lebensjahres eine 
Landabgaberente nach dem Gesetz über die 
Alterssicherung der Landwirte“ ersetzt.84 
 
Zur Begründung heißt es: 
 
„Zu Nummer 1 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle An-
passung an die neue Bezeichnung „Alters-
sicherung der Landwirte“. Zur Vermeidung 
einer Doppelbelastung mit Sozialver-
sicherungsbeiträgen werden auch die Land-
wirte nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine 
Alterssicherung der Landwirte von der Ver-
sicherungspflicht nach dem Künstlersozial-
versicherungsgesetz ausgenommen. 
 
Zu Nummer 2 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle 
Anpassung an die neue Bezeichnung „Alters-
sicherung der Landwirte“ sowie um redaktion-
elle Anpassungen der Begriffe des 
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Leistungsrechts in der Alterssicherung der 
Landwirte.“85 
 
Die Ausschussempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung sah folgende Empf-
ehlung für § 4 KSVG vor: 
 
„2. In Nummer 6 werden die Wörter „als 
ehemaliger landwirtschaftlicher Unternehmer 
ein Altersgeld oder nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres eine Landabgaberente nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte“ 
durch die Wörter „als ehemaliger Landwirt 
eine Altersrente oder nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres eine Landabgaberente nach dem 
Gesetz über die Alterssicherung der Land-
wirte“ ersetzt.“86 
 
Zur Begründung hieß es, dass es sich hierbei 
um eine redaktionelle Berichtigung handele.87 
 
Im Bundesgesetzblatt wurde dann folgende 
Änderung des § 4 KSVG veröffentlicht: 
 
1. In Nummer 4 werden die Wörter 
„landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte“ durch die Wörter „Landwirt im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über die Alters-
sicherung der Landwirte“ ersetzt. 
 
2. In Nummer 6 werden die Wörter „als 
ehemaliger landwirtschaftlicher Unternehmer 
ein Altersgeld oder nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres eine Landabgaberente nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte“ 
durch die Wörter „als ehemaliger Landwirt 
eine Altersrente oder nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres eine Landabgaberente nach dem 
Gesetz über die Alterssicherung der Land-
wirte“ ersetzt.88 
 
§ 4 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 13 des 
Gesetzes vom 29.07.1994 (BGB I 1890) 
lautete: 
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In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist, es sei denn, 
die Versicherungsfreiheit beruht auf einer ge-
ringfügigen Beschäftigung oder einer gering-
fügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch), 
 
2. aus einer Beschäftigung ein 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder aus 
einer nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit ein Arbeitseinkommen bezieht, wenn 
das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen 
während des Kalenderjahres voraussichtlich 
mindestens die Hälfte der für dieses Jahr 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und Ange-
stellten beträgt; wird die Beschäftigung oder 
selbständige Tätigkeit nur während eines Teils 
des Kalenderjahres ausgeübt, ist diese Grenze 
entsprechend herabzusetzen, 
 
3. als Handwerker in die Handwerksrolle 
eingetragen ist, es sei denn, die Eintragung 
beruht auf der Führung eines Handwerks-
betriebs nach den §§ 2 und 3 der 
Handwerksordnung, 
 
4. Landwirt im Sinne des § 1 des Gesetzes über 
die Alterssicherung der Landwirte ist, 
 
5. eine Vollrente wegen Alters aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, 
 
6. als ehemaliger Landwirt eine Altersrente 
oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
die Alterssicherung der Landwirte bezieht, 
 
7. ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer sonstigen der wissenschaftlichen 
oder fachlichen Ausbildung dienenden Schule 
ist oder 
 
8. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist. 
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6. Das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sah 
folgende Änderungen des § 4 KSVG vor: 
 
„3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
a)In Nummer 6 wird das Komma durch das 
Wort „oder“ ersetzt. 
 
b)Nummer 7 wird gestrichen. 
 
c)Nummer 8 wird Nummer 7.“ 
 
In der Begründung zu dieser Änderung hieß 
es: „Die Aufhebung der Versicherungsfreiheit 
von Studenten entspricht der durch das 
Wachstums- und Beschäftigungsförderungs-
gesetz getroffenen Regelung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung.“89 Zuvor 
wurde in der Gesetzesbegründung ausgeführt: 
„Für Studenten, deren Studium die Haupt-
tätigkeit darstellt, wird ein Ausweichen in die 
günstige Krankenversicherung nach dem KSVG 
ausgeschlossen.“90 
 
Im weiteren Gesetzgebungsverfahren blieben 
die Änderung zu § 4 KSVG unverändert und 
wurden, wie soeben dargestellt, im Bundes-
gesetzblatt veröffentlicht. 
 
§ 4 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes und anderer Ge-
setze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027) lautete: 
 
In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist, es sei denn, 
die Versicherungsfreiheit beruht auf einer 
geringfügigen Beschäftigung oder einer 
geringfügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch), 
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 BR-Drs. 729-00, S. 18. 

2. aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres voraussichtlich mindestens die 
Hälfte der für dieses Jahr geltenden 
Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenver-
sicherung der Arbeiter und Angestellten betr-
ägt; wird die Beschäftigung oder selbständige 
Tätigkeit nur während eines Teils des Kal-
enderjahres ausgeübt, ist diese Grenze ent-
sprechend herabzusetzen, 
 
3. als Handwerker in die Handwerksrolle ein-
getragen ist, es sei denn, die Eintragung 
beruht auf der Führung eines Handwerks-
betriebs nach den §§ 2 und 3 der Handwerks-
ordnung, 
 
4. Landwirt im Sinne des § 1 des Gesetzes über 
die Alterssicherung der Landwirte ist, 
 
5. eine Vollrente wegen Alters aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, 
 
6. als ehemaliger Landwirt eine Altersrente 
oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
die Alterssicherung der Landwirte bezieht 
oder 
 
7. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist. 
 
7. Der Gesetzentwurf des Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuches enthielt folgende Änderung des 
§ 4 KSVG: 
 
„3. als Gewerbetreibender in Handwerks-
betrieben nach den § 2 Satz 1 Nr. 8 oder § 229 
Abs. 2a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
versicherungspflichtig ist.“91 
 
Zur Begründung hieß es in der Gesetzes-
begründung: 
 

                                                             
91 BT-Drs. 15/3443, S. 3. 
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„Folgeänderung zur Änderung von § 2 Satz 1 
Nr. 8 SGB VI sowie zur neuen Übergangs-
vorschrift in § 229 Abs. 2a SGB VI.“92 
 
Im Gesetzgebungsverfahren erfolgten keine 
Änderungen.  
 
§ 4 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes v. 04.12.2004 (BGBl I 3183) lautete: 
 
In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist, es sei denn, 
die Versicherungsfreiheit beruht auf einer ge-
ringfügigen Beschäftigung oder einer gering-
fügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch), 
 
2. aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres voraussichtlich mindestens die 
Hälfte der für dieses Jahr geltenden Beitrags-
bemessungsgrenze in der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten beträgt; wird 
die Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit 
nur während eines Teils des Kalenderjahres 
ausgeübt, ist diese Grenze entsprechend 
herabzusetzen, 
 
3. als Gewerbetreibender in Handwerks-
betrieben nach § 2 Satz 1 Nr. 8 oder § 229 
Abs. 2a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
versicherungspflichtig ist, 
 
4. Landwirt im Sinne des § 1 des Gesetzes über 
die Alterssicherung der Landwirte ist, 
 
5. eine Vollrente wegen Alters aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, 
 

                                                             
92 BT-Drs. 15/3443, S. 5. 

6. als ehemaliger Landwirt eine Altersrente 
oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
die Alterssicherung der Landwirte bezieht 
oder 
 
7. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist. 
 
8. Eine weitere Änderung des § 4 KSVG 
erfolgte durch das Gesetz zur Organisations-
reform in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Der Gesetzentwurf sah folgende 
Änderungen vor: 
 
2. In § 4 Nr. 2 werden die Wörter „Rente-
nversichrung der Arbeiter und Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeine Rentenver-
sicherung“ ersetzt.93 
 
Zur Begründung hieß es: „Folgeänderung, die 
sich aus der Neuorganisation der gesetzlichen 
Rentenversicherung und dem einheitlichen 
Versichertenbegriff ergibt.“94 
 
Im Gesetzgebungsverfahren blieb diese Ver-
änderung des § 4 KSVG unverändert und 
wurde in der oben dargestellten Fassung im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht.  
 
§ 4 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 48 des 
Gesetzes v. 09.12.2004 (BGBl I 3242) lautete: 
 
In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist, es sei denn, 
die Versicherungsfreiheit beruht auf einer 
geringfügigen Beschäftigung oder einer 
geringfügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch), 
 

                                                             
93 BR-Drs. 430/04, S. 91. 
94

 BR-Drs. 430/04, S.  234 (240). 



27 
 

2. aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres voraussichtlich mindestens die 
Hälfte der für dieses Jahr geltenden Beitrags-
bemessungsgrenze in der allgemeine Renten-
versicherung beträgt; wird die Beschäftigung 
oder selbständige Tätigkeit nur während eines 
Teils des Kalenderjahres ausgeübt, ist diese 
Grenze entsprechend herabzusetzen, 
 
3. als Gewerbetreibender in Handwerks-
betrieben nach § 2 Satz 1 Nr. 8 oder § 229 
Abs. 2a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
versicherungspflichtig ist, 
 
4. Landwirt im Sinne des § 1 des Gesetzes über 
die Alterssicherung der Landwirte ist, 
 
5. eine Vollrente wegen Alters aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung bezieht, 
 
6. als ehemaliger Landwirt eine Altersrente 
oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
die Alterssicherung der Landwirte bezieht 
oder 
 
7. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist. 
 
Diese Fassung des § 4 KSVG entspricht der 
gegenwärtigen Fassung dieser Norm. 
 
Im Einzelnen: 
 
In der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
§ 4 KSVG regelt die Versicherungsfreiheit kraft 
Gesetzes in der gesetzlichen Renten-
versicherung. In der Gesetzesbegründung zum 
Gesetzentwurf des KSVG aus dem Jahre 1979 
heißt es zu § 4: „Diese Vorschrift nimmt 
diejenigen selbständigen Künstler und Publizi-
sten von der besonderen Rentenversicher-
ungspflicht nach diesem Gesetz aus, die dieses 
Schutzes nicht bedürftig erscheinen, weil sie 
bereits anderweitig kraft Gesetzes für ihr Alter 

gesichert sind. Dabei handelt es sich ins-
besondere um Beamte, Richter und Soldaten 
sowie um Beschäftigte, die eine Versorgung 
ähnlich wie Beamte zu erwarten haben; zum 
anderen um Personen, die bereits wegen 
einer anderweitigen Beschäftigung oder Tätig-
keit zumindest in einem am Durchschnitt aus-
gerichteten Umfang in die soziale Sicherung 
einbezogen sind. Ferner werden durch diese 
Vorschrift die Bezieher von Altersruhegeld und 
die Studenten entsprechend den allgemeinen 
Regeln von der Versicherungspflicht ausge-
nommen.“95 Die Gesetzesbegründung zum 
KSVG in der Fassung, die im BGBl (1981) I, 705 
veröffentlicht worden ist, ist mit der oben 
wiedergegebenen Gesetzesbegründung aus 
dem Gesetzesentwurf zum KSVG aus dem 
Jahre 1979 identisch.96 Das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes enthielt folgende Gesetzesbe-
gründung: „Die Vorschrift des § 4 KSVG, die 
diejenigen Künstler und Publizisten von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nach dem KSVG ausnimmt, 
die bereits anderweitig kraft Gesetzes für ihr 
Alter abgesichert sind, wird ergänzt und re-
daktionell angepaßt.97 
 
Im Folgenden werden die einzelnen 
Versicherungsfreiheitstatbestände des § 4 
KSVG dargestellt werden. Im Rahmen dieser 
Darstellung können jedoch diejenigen Vor-
schriften, die in Gesetzen außerhalb des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes geregelt 
sind, nur im Überblick und ohne näheres 
Eingehen auf Einzelheiten dargestellt werden, 
da eine vertiefte Darstellung dieser Vor-
schriften den Rahmen dieses Aufsatzes 
sprengen würde. Andererseits wird auch die 
Darstellung des § 4 KSVG im Hinblick auf die-
jenigen Versicherungsfreiheitstatbestände die 
auf Normen außerhalb des KSVG verweisen 
nur oberflächlich möglich sein. Daher wird die 
Auslegung der einzelnen Versicherungsfrei-
heitstatbestände des § 4 KSVG an dieser Stelle 
nur kursorisch erfolgen. Es bleibt weiteren 
Aufsätzen aus dieser Aufsatzreihe vorbe-
halten, jeweils eine vertiefte Darstellung der 
einzelnen Versicherungsfreiheitstatbestände 
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des § 4 KSVG zu leisten. Außerdem versteht 
sich die folgende Darstellung auch ohne dies 
nicht als erschöpfend. 
 
Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 1: 
 
Nach dem Versicherungsfreiheitstatbestand 
des § 4 Nr. 1 KSVG ist versicherungsfrei, wer 
  
„1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Rentenversich-
erung versicherungsfrei oder von der Ver-
sicherungspflicht befreit ist, es sei denn, die 
Versicherungsfreiheit beruht auf einer ge-
ringfügigen Beschäftigung oder einer gering-
fügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch),“ 
 
Noch in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes lautete § 4 Nr. 1 KSVG wie folgt: 
 
„1. aufgrund einer Beschäftigung oder einer 
nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist, es sei denn, 
die Versicherungsfreiheit beruht auf § 4 Abs. 1 
Nr. 3 oder 5 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes oder § 1228 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 der 
Reichsversicherungsordnung oder § 30 Abs. 1 
Nr. 2 oder 4 des Reichsknappschaftsgesetzes,“ 
 
Mit dem Rentenreformgesetz 1992 wurde 
dann § 4 Nr. 1 KSVG letzter Teilsatz wie folgt 
gefasst: „die Versicherungsfreiheit beruht auf 
einer geringfügigen Beschäftigung oder einer 
geringfügigen selbständigen Tätigkeit (§ 8 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch),“.98 Zur 
Begründung hieß es: „Die Paragraphen-
verweisung wird durch eine inhaltliche Dar-
stellung ersetzt.“99 Dies entspricht der gegen-
wärtigen Fassung des § 4 Nr. 1 KSVG.100 Im 
Folgenden werden lediglich die Regelungen 
des SGB VI berücksichtigt werden. 
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Im Einzelnen: 
 
Wer aufgrund einer Beschäftigung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versich-
erungsfrei oder von der Versicherungspflicht 
befreit ist 
 
Dies trifft auf folgende Personengruppen zu: 
 
Beschäftigte, die in der gesetzlichen Renten-
versicherung nach § 5 SGB VI versicherungs-
frei sind 
 
Versicherungsfrei in der gesetzlichen 
Rentenversicherung sind folgende Gruppen 
von Beschäftigten nach § 5 SGB VI: 
 
- Beamte und Richter auf Lebenszeit, auf Zeit 
oder auf Probe, Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit sowie Beamte auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
SGB VI), 
 
- sonstige Beschäftigte von Körperschaften, 
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, deren Verbänden einschließlich der 
Spitzenverbände oder ihrer Arbeitsgemein-
schaften, wenn ihnen nach beamtenre-
chtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 
Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter 
Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf 
Hinterbliebenenversorgung gewährleistet und 
die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist 
(§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI), 
 
- Beschäftigte im Sinne von Nummer 2, wenn 
ihnen nach kirchenrechtlichen Regelungen 
eine Anwartschaft im Sinne von Nummer 2 
gewährleistet und die Erfüllung der Gewähr-
leistung gesichert ist, sowie satzungsmäßige 
Mitglieder geistlicher Genossenschaften, 
Diakonissen und Angehörige ähnlicher Ge-
meinschaften, wenn ihnen nach den Regeln 
der Gemeinschaft Anwartschaft auf die in der 
Gemeinschaft übliche Versorgung bei ver-
minderter Erwerbsfähigkeit und im Alter ge-
währleistet und die Erfüllung der Gewähr-
leistung gesichert ist, in dieser Beschäftigung 
und in weiteren Beschäftigungen, auf die die 
Gewährleistung einer Versorgungsanwartsch-
aft erstreckt wird. Für Personen nach Satz 1 
Nr. 2 gilt dies nur, wenn sie 
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1.   nach beamtenrechtlichen Vorschriften od-
er Grundsätzen Anspruch auf Vergütung und 
bei Krankheit auf Fortzahlung der Bezüge 
haben oder 
 
2.   nach beamtenrechtlichen Vorschriften od-
er Grundsätzen bei Krankheit Anspruch auf 
Beihilfe oder Heilfürsorge haben oder 
 
3.   innerhalb von zwei Jahren nach Beginn des 
Beschäftigungsverhältnisses in ein Rechts-
verhältnis nach Nummer 1 berufen werden 
sollen oder 
 
4.   in einem öffentlich-rechtlichen Aus-
bildungsverhältnis stehen (§ 5 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3 SGB VI).  
 
-Versicherungsfrei sind Personen, die bis zum 
Erreichen der Regelaltersgrenze nicht ver-
sichert waren oder nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze eine Beitragserstattung aus 
ihrer Versicherung erhalten haben [, wenn sie 
als Beschäftigte tätig sind] (§ 5 Absatz 4 SGB 
VI). 
 
Beschäftigte, die in der gesetzlichen Renten-
versicherung nach § 6 SGB VI von der Ver-
sicherungspflicht befreit sind 
 
Von der Versicherungspflicht befreit werden 
nach § 6 SGB VI folgende Gruppen von Be-
schäftigten: 
 
- Beschäftigte für die Beschäftigung, wegen 
der sie aufgrund einer durch Gesetz ange-
ordneten oder auf Gesetz beruhenden Ver-
pflichtung Mitglied einer öffentlich-rech-
tlichen Versicherungseinrichtung oder Versor-
gungseinrichtung ihrer Berufsgruppe (berufs-
ständische Versorgungseinrichtung) und zugl-
eich kraft gesetzlicher Verpflichtung Mitglied 
einer berufsständischen Kammer sind, wenn 
 
a)   am jeweiligen Ort der Beschäftigung oder 
selbständigen Tätigkeit für ihre Berufsgruppe 
bereits vor dem 1. Januar 1995 eine 
gesetzliche Verpflichtung zur Mitgliedschaft in 
der berufsständischen Kammer bestanden 
hat, 
 

b)   für sie nach näherer Maßgabe der Satzung 
einkommensbezogene Beiträge unter 
Berücksichtigung der Beitragsbemessungs-
grenze zur berufsständischen Versorgungsein-
richtung zu zahlen sind und 
 
c)   aufgrund dieser Beiträge Leistungen für 
den Fall verminderter Erwerbsfähigkeit und 
des Alters sowie für Hinterbliebene erbracht 
und angepasst werden, wobei auch die 
finanzielle Lage der berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtung zu berücksichtigen ist (§ 6 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI), 
 
Im Hinblick auf § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI 
sind in diesem Zusammenhang ferner folgen-
de Regelungen zu beachten: 
 
1. Wird der Kreis der Pflichtmitglieder einer 
berufsständischen Kammer nach dem 31. 
Dezember 1994 erweitert, werden diejenigen 
Pflichtmitglieder des berufsständischen Ver-
sorgungswerks nicht nach Satz 1 Nr. 1 befreit, 
die nur wegen dieser Erweiterung Pflicht-
mitglieder ihrer Berufskammer geworden 
sind.  
 
2. Personen, die nach bereits am 1. Januar 
1995 geltenden versorgungsrechtlichen Regel-
ungen verpflichtet sind, für die Zeit der 
Ableistung eines gesetzlich vorgeschriebenen 
Vorbereitungs- oder Anwärterdienstes 
Mitglied einer berufsständischen Versorgungs-
einrichtung zu sein, werden auch dann nach 
Satz 1 Nr. 1 von der Versicherungspflicht 
befreit, wenn eine gesetzliche Verpflichtung 
zur Mitgliedschaft in einer berufsständischen 
Kammer für die Zeit der Ableistung des 
Vorbereitungs- oder Anwärterdienstes nicht 
besteht.  
 
- Lehrer oder Erzieher, die an nicht-
öffentlichen Schulen beschäftigt sind, wenn 
ihnen nach Beamtenrechtlichen Grundsätzen 
oder entsprechenden kirchenrechtlichen 
Regelungen Anwartschaft auf Versorgung bei 
verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter 
sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewähr-
leistet und die Erfüllung der Gewährleistung 
gesichert ist und wenn diese Personen die 
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Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
und 2 erfüllen (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 SGB 
VI), 
 
- nichtdeutsche Besatzungsmitglieder 
deutscher Seeschiffe, die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 
haben (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VI), 
 
Zu berücksichtigen ist ferner, dass gemäß § 6 
Absatz 5 SGB VI die Befreiung auf die jeweilige 
Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit 
beschränkt ist. Sie erstreckt sich in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 auch auf eine 
andere versicherungspflichtige Tätigkeit, wenn 
diese infolge ihrer Eigenart oder vertraglich im 
Voraus zeitlich begrenzt ist und der Ver-
sorgungsträger für die Zeit der Tätigkeit den 
Erwerb einkommensbezogener Versorgungs-
anwartschaften gewährleistet. 
 
oder  
 
Aber Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 1 
KSVG kann nicht nur in denjenigen Fällen 
gegeben sein, in denen aufgrund einer Be-
schäftigung in der gesetzlichen Renten-
versicherung Versicherungsfreiheit besteht 
oder die Möglichkeit der Befreiung von der 
Versicherungspflicht gegeben ist. 
 
Alternativ kann Versicherungsfreiheit nach § 4 
KSVG auch dann gegeben sein, wenn aufgrund 
einer nicht unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit in der gesetzlichen Renten-
versicherung Versicherungsfreiheit oder die 
Möglichkeit der Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht gegeben ist. 
 
 
Wer aufgrund einer nicht unter § 2 fallenden 
selbständigen Tätigkeit in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versicherungsfrei oder 
von der Versicherungspflicht befreit ist  
 
Selbständige Tätigkeit, aufgrund derer nach § 
5 SGB VI Versicherungsfreiheit in der gesetz-
lichen Rentenversicherung besteht 
 

Zu der Personengruppe derjenigen, in deren 
Fall aufgrund ihrer selbständigen Tätigkeit 
nach § 5 SGB VI Versicherungsfreiheit in der 
gesetzlichen Rentenversicherung besteht, ge-
hören Personen, die bis zum Erreichen der 
Regelaltersgrenze nicht versichert waren oder 
nach Erreichen der Regelaltersgrenze eine Bei-
tragserstattung aus ihrer Versicherung er-
halten haben [bei Vorliegen einer selbst-
ändigen Tätigkeit] (§ 5 Absatz 4 Nr. 3 SGB VI). 
 
Selbständige Tätigkeit, aufgrund derer nach § 
6 SGB VI die Möglichkeit der Befreiung von 
der Versicherungspflicht besteht 
 
Von der Versicherungspflicht befreit werden 
nach § 6 SGB VI folgende Gruppen von 
selbständig Tätigen: 
 
- selbständig Tätige für die selbständige 
Tätigkeit, wegen der sie aufgrund einer durch 
Gesetz angeordneten oder auf Gesetz 
beruhenden Verpflichtung Mitglied einer 
öffentlich-rechtlichen Versicherungseinricht-
ung oder Versorgungseinrichtung ihrer 
Berufsgruppe (berufsständische Versorgungs-
einrichtung) und zugleich kraft gesetzlicher 
Verpflichtung Mitglied einer berufsständ-
ischen Kammer sind, wenn 
 
a)   am jeweiligen Ort der selbständigen 
Tätigkeit für ihre Berufsgruppe bereits vor 
dem 1. Januar 1995 eine gesetzliche Ver-
pflichtung zur Mitgliedschaft in der berufs-
ständischen Kammer bestanden hat, 
 
b)   für sie nach näherer Maßgabe der Satzung 
einkommensbezogene Beiträge unter Berück-
sichtigung der Beitragsbemessungsgrenze zur 
berufsständischen Versorgungseinrichtung zu 
zahlen sind und 
 
c)   aufgrund dieser Beiträge Leistungen für 
den Fall verminderter Erwerbsfähigkeit und 
des Alters sowie für Hinterbliebene erbracht 
und angepasst werden, wobei auch die fin-
anzielle Lage der berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtung zu berücksichtigen ist (§ 6 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI), 
 
Zu beachten sind hierzu ferner folgende 
Regelungen: 
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1. Wird der Kreis der Pflichtmitglieder einer 
berufsständischen Kammer nach dem 31. 
Dezember 1994 erweitert, werden diejenigen 
Pflichtmitglieder des berufsständischen Ver-
sorgungswerks nicht nach Satz 1 Nr. 1 befreit, 
die nur wegen dieser Erweiterung Pflicht-
mitglieder ihrer Berufskammer geworden 
sind.  
 
2. Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die in Satz 1 Nr. 4 
genannten Personen. 
 
- Gewerbetreibende in Handwerksbetrieben, 
wenn für sie mindestens 18 Jahre lang 
Pflichtbeiträge gezahlt worden sind, 
ausgenommen bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfeger oder Bezirksschornsteinfeger-
meister (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4). 
 
- Personen, die nach § 2 Satz 1 Nr. 9 
versicherungspflichtig sind, werden von der 
Versicherungspflicht befreit 
 
1.   für einen Zeitraum von drei Jahren nach 
erstmaliger Aufnahme einer selbständigen 
Tätigkeit, die die Merkmale des § 2 Satz 1 Nr. 
9 erfüllt, 
 
2.   nach Vollendung des 58. Lebensjahres, 
wenn sie nach einer zuvor ausgeübten 
selbständigen Tätigkeit erstmals nach § 2 Satz 
1 Nr. 9 versicherungspflichtig werden (§ 6 
Absatz 1a Satz 1 SGB VI). 
 
In diesem Zusammenhang ist ferner zu 
beachten,  
 
a. dass § 6 Absatz 1a Satz 1 Nr. 1 SGB VI 
entsprechend gilt für die Aufnahme einer 
zweiten selbständigen Tätigkeit, die die Merk-
male des § 2 Satz 1 Nr. 9 SGB VI erfüllt (§ 6 
Absatz 1a Satz 2 SGB VI).  
 
b. Tritt nach Ende einer Versicherungspflicht 
nach § 2 Satz 1 Nr. 10 SGB VI Versicherungs-
pflicht nach § 2 Satz 1 Nr. 9 SGB VI ein, wird 
die Zeit, in der die dort genannten Merkmale 
bereits vor dem Eintritt der Versicherungs-
pflicht nach dieser Vorschrift vorgelegen 
haben, auf den in § 6 Absatz 1a Satz 1 Nr. 1 
genannten Zeitraum nicht angerechnet (§ 6 
Absatz 1a Satz 3 SGB VI).  

c. Eine Aufnahme einer selbständigen Tätig-
keit liegt nicht vor, wenn eine bestehende 
selbständige Existenz lediglich umbenannt 
oder deren Geschäftszweck gegenüber der 
vorangegangenen nicht wesentlich verändert 
worden ist (§ 6 Absatz 1a Satz 4 SGB VI). 
 
Ferner ist im Zusammenhang mit der Be-
freiung von der Versicherungspflicht § 6 
Absatz 5 SGB VI zu beachten, der regelt, dass 
die Befreiung auf die jeweilige Beschäftigung 
oder selbständige Tätigkeit beschränkt ist. Sie 
erstreckt sich in den Fällen des § 6 Absatzes 1 
Nr. 1 und 2 SGB VI auch auf eine andere 
versicherungspflichtige Tätigkeit, wenn diese 
infolge ihrer Eigenart oder vertraglich im 
Voraus zeitlich begrenzt ist und der 
Versorgungsträger für die Zeit der Tätigkeit 
den Erwerb einkommensbezogener Versor-
gungsanwartschaften gewährleistet. 
 
Zu erwähnen sind hier noch, obwohl nicht in § 
6 SGB VI geregelt, diejenigen Personen, die 
durch Regelungen des AnVNG von der 
Versicherungspflicht befreit wurden.101 
 
Keine unter § 2 fallenden selbständigen 
Tätigkeit  
 
Bei der selbständigen Tätigkeit, aufgrund 
derer die Versicherungsfreiheit vorliegen kön-
nte oder die Möglichkeit der Befreiung von 
der Versicherungspflicht gegeben sein könnte, 
darf es sich nicht um eine unter § 2 KSVG 
fallende selbständige Tätigkeit handeln. § 2 
KSVG regelt: Künstler im Sinne dieses Gesetzes 
ist, wer Musik, darstellende oder bildende 
Kunst schafft, ausübt oder lehrt. Publizist im 
Sinne dieses Gesetzes ist, wer als Schrift-
steller, Journalist oder in ähnlicher Weise 
publizistisch tätig ist oder Publizistik lehrt. 
 
Es sei denn, die Versicherungsfreiheit beruht 
auf einer geringfügigen Beschäftigung oder 
einer geringfügigen selbständigen Tätigkeit (§ 
8 Viertes Buch Sozialgesetzbuch) 
 
Versicherungsfrei ist jedoch nicht, wer 
aufgrund einer Beschäftigung oder einer nicht 
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unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit in 
der gesetzlichen Rentenversicherung versich-
erungsfrei oder von der Versicherungspflicht 
befreit ist, in dem Fall, in dem die 
Versicherungsfreiheit auf einer geringfügigen 
Beschäftigung oder einer geringfügigen selbst-
ändigen Tätigkeit (§ 8 Viertes Buch Sozial-
gesetzbuch) beruht. 
 
Geringfügige Beschäftigung oder geringfügige 
selbständige Tätigkeit (§ 8 Viertes Buch 
Sozialgesetzbuch) 
 
§ 8 SGB IV regelt: 
 
(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, 
wenn 
 
1.   das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäft-
igung regelmäßig im Monat 400 Euro nicht 
übersteigt, 
 
2.   die Beschäftigung innerhalb eines Kalen-
derjahres auf längstens zwei Monate oder 50 
Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu 
sein pflegt oder im Voraus vertraglich 
begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäft-
igung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr 
Entgelt 400 Euro im Monat übersteigt. 
 
(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind 
mehrere geringfügige Beschäftigungen nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 sowie geringfügige 
Beschäftigungen nach Nummer 1 mit Aus-
nahme einer geringfügigen Beschäftigung 
nach Nummer 1 und nicht geringfügige Be-
schäftigungen zusammenzurechnen. Eine 
geringfügige Beschäftigung liegt nicht mehr 
vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 
1 entfallen. Wird beim Zusammenrechnen 
nach Satz 1 festgestellt, dass die Voraus-
setzungen einer geringfügigen Beschäftigung 
nicht mehr vorliegen, tritt die Versicherungs-
pflicht erst mit dem Tag ein, an dem die 
Entscheidung über die Versicherungspflicht 
nach § 37 des Zehnten Buches durch die 
Einzugsstelle nach § 28i Satz 5 oder einen 
anderen Träger der Rentenversicherung 
bekannt gegeben wird. Dies gilt nicht, wenn 
der Arbeitgeber vorsätzlich oder grob 
fahrlässig versäumt hat, den Sachverhalt für 

die versicherungsrechtliche Beurteilung der 
Beschäftigung aufzuklären. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
soweit anstelle einer Beschäftigung eine selb-
ständige Tätigkeit ausgeübt wird. Dies gilt 
nicht für das Recht der Arbeitsförderung. 
 
Versicherungsfreiheit beruht auf einer 
geringfügigen Beschäftigung oder einer 
geringfügigen selbständigen Tätigkeit 
 
Die Versicherungsfreiheit beruht nach den 
hier einzig berücksichtigten Vorschriften des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch auf einer 
geringfügigen Beschäftigung oder einer ge-
ringfügigen selbständigen Tätigkeit in den Fäl-
len des § 5 Absatz 2  Nrn. 1 und 2 SGB VI. Hier-
nach sind versicherungsfrei unter anderem 
Personen, die eine geringfügige Beschäftigung 
(§ 8 Abs. 1, § 8a Viertes Buch) oder eine 
geringfügige selbständige Tätigkeit (§ 8 Abs. 3, 
§ 8a Viertes Buch) ausüben, in dieser 
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit. 
 
Zu beachten ist hierbei ferner: 
 
- § 8 Abs. 2 des Vierten Buches ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammen-
rechnung mit einer nicht geringfügigen 
Beschäftigung oder nicht geringfügigen selbst-
ändigen Tätigkeit nur erfolgt, wenn diese 
versicherungspflichtig ist.  
 
- § 5 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI gilt nicht für 
geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 
und § 8a des Vierten Buches, die durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeit-
geber auf die Versicherungsfreiheit verzicht-
en; der Verzicht kann nur mit Wirkung für die 
Zukunft und bei mehreren geringfügigen Be-
schäftigungen nur einheitlich erklärt werden 
und ist für die Dauer der Beschäftigungen 
bindend.  
 
- § 5 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB VI gilt 
nicht für Personen, die im Rahmen betrieb-
licher Berufsbildung, nach dem Jugendfrei-
willigendienstegesetz, nach dem Bundesfrei-
willigendienstgesetz im Rahmen des Bundes-
freiwilligendienstes oder nach § 1 Satz 1 Nr. 2 
bis 4 beschäftigt sind, von der Möglichkeit 
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einer stufenweisen Wiederaufnahme einer 
nicht geringfügigen Tätigkeit (§ 74 Fünftes 
Buch) Gebrauch machen oder nach § 2 Satz 1 
Nr. 10 versicherungspflichtig sind.  
 
Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 2: 
 
Versicherungsfrei nach § 4 Nr. 2 KSVG ist, wer: 
 
2. aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt oder aus einer nicht 
unter § 2 fallenden selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht, wenn das 
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen währ-
end des Kalenderjahres voraussichtlich mind-
estens die Hälfte der für dieses Jahr geltenden 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeine 
Rentenversicherung beträgt; wird die Be-
schäftigung oder selbständige Tätigkeit nur 
während eines Teils des Kalenderjahres 
ausgeübt, ist diese Grenze entsprechend 
herabzusetzen. 
 
Im Gesetzgebungsverfahren zum KSVG-
Entwurf aus dem Jahre 1979 sah erst die 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung vor, dass die 
Wörter: „wenn das Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen während des Kalender-
jahres voraussichtlich mindestens die Hälfte 
der für dieses Jahr geltenden“ eingeführt 
wurden. Zur Begründung hieß es hierzu: „Der 
Regierungsentwurf sieht vor, daß Selbständige 
(z. B. Ärzte, Selbständige), die neben dieser 
Tätigkeit auch noch künstlerisch oder 
publizistisch tätig sind, in die Renten-
versicherungspflicht nach dem Künstler-
sozialversicherungsgesetz einbezogen werden. 
Ausgehend von der Zielsetzung des Entwurfs 
und der Situation des angesprochenen 
Personenkreises erscheint es unter den 
genannten Voraussetzungen nicht notwendig, 
sie in die Rentenversicherungspflicht einzu-
beziehen. Dies soll durch die Neufassung der 
Nummer 2 sichergestellt werden.“102 Das 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes sah dann folgende Fassung 
des § 4 Nr. 2 KSVG vor: „2. aus einer 
Beschäftigung ein beitragspflichtiges Arbeits-
entgelt oder aus einer nicht unter § 2 
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fallenden selbständigen Tätigkeit ein Arbeits-
einkommen bezieht, wenn das Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen während des Kalen-
derjahres voraussichtlich mindestens die 
Hälfte der für dieses Jahr geltenden Beitrags-
bemessungsgrenze in der Rentenversicherung 
der Angestellten (§ 112 Abs. 2 des Angestel-
ltenversicherungsgesetzes) beträgt; wird die 
Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit nur 
während eines Teils des Kalenderjahres 
ausgeübt, ist diese Grenze entsprechend 
herabzusetzen,“. Zur Begründung hieß es: 
„Nummer 2 letzter Halbsatz trägt dem 
Grundgedanken des § 4 KSVG Rechnung. Auch 
wer nur während eines Teils des 
Kalenderjahres anderweitig Arbeitsein-
kommen oder –entgelt bezieht, das über der 
entsprechend herabgesetzten anteiligen Bei-
tragsbemessungsgrenze liegt, ist während 
dieser Zeit nach dem KSVG hinsichtlich seiner 
Alterssicherung nicht schutzbedürftig. Die 
bisherige Regelung führt zu einer nicht ge-
rechtfertigten Bevorzugung der nicht ganz-
jährigen anderweitig Beschäftigten bzw. 
Selbstständigen.“103 Durch das Renten-
reformgesetz 1992 wurden in § 4 Nr. 2 die 
Worte Angestellten durch die Worte Arbeiter 
und Angestellte ersetzt,104 um die Verweisung 
an die entsprechenden Vorschriften des SGB 
VI anzupassen.105 Durch das Gesetz zur 
Organisationsreform in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung wurden die Wörter 
„Rentenversichrung der Arbeiter und An-
gestellten“ durch die Wörter „allgemeine Ren-
tenversicherung“ ersetzt.106 Zur Begründung 
hieß es: „Folgeänderung, die sich aus der 
Neuorganisation der gesetzlichen Renten-
versicherung und dem einheitlichen Ver-
sichertenbegriff ergibt.“107 
 
Im Einzelnen: 
 
Allgemeines 
 
Vorweg soll an dieser Stelle erwähnt werden, 
dass in der gesetzlichen Rentenversicherung 
die Möglichkeit besteht, dass beitragspflicht-
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ige Einnahmen aus mehreren Versicherungs-
verhältnissen zusammentreffen. Übersteigen 
diese die für das Versicherungsverhältnis in 
der gesetzlichen Rentenversicherung maßge-
bliche Beitragsbemessungsgrenze, so ver-
mindern sich die beitragspflichtigen Ein-
nahmen zum Zweck der Beitragsberechnung 
nach dem Verhältnis ihrer Höhe so zu-
einander, dass sie zusammen höchstens die 
Beitragsbemessungsgrenze erreichen. Für die 
knappschaftliche Rentenversicherung und die 
allgemeine Rentenversicherung sind die 
soeben dargestellten Berechnungen jedoch 
getrennt durchzuführen (vgl. zum Ganzen § 22 
Absatz 2 SGB IV). Überzahlungen sind 
gegebenenfalls nach § 21 KSVG zu 
erstatten.108 
 
Aus einer Beschäftigung ein beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt bezieht 
 
Der Begriff der Beschäftigung richtet sich nach 
§ 7 SGB IV. Hiernach gilt insbesondere, dass 
Beschäftigung die nichtselbständige Arbeit, 
insbesondere in einem Arbeitsverhältnis ist. 
Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind 
eine Tätigkeit nach Weisungen und eine 
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des 
Weisungsgebers (§ 7 Absatz 1 Satz 1 und 2 
SGB IV).  Der Begriff des Arbeitsentgelts 
richtet sich nach § 14 SGB IV. Hiernach gilt: 
 
(1) Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder 
einmaligen Einnahmen aus einer Beschäft-
igung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf 
die Einnahmen besteht, unter welcher 
Bezeichnung oder in welcher Form sie 
geleistet werden und ob sie unmittelbar aus 
der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit 
ihr erzielt werden. Arbeitsentgelt sind auch 
Entgeltteile, die durch Entgeltumwandlung 
nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 des Betriebs-
rentengesetzes für betriebliche Altersver-
sorgung in den Durchführungswegen 
Direktzusage oder Unterstützungskasse ver-
wendet werden, soweit sie 4 vom Hundert der 
jährlichen Beitragsbemessungsgrenze der all-
gemeinen Rentenversicherung übersteigen. 
Steuerfreie Aufwandsentschädigungen und 
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die in § 3 Nummer 26 und 26a des Einkom-
mensteuergesetzes genannten steuerfreien 
Einnahmen gelten nicht als Arbeitsentgelt. 
 
(2) Ist ein Nettoarbeitsentgelt vereinbart, 
gelten als Arbeitsentgelt die Einnahmen des 
Beschäftigten einschließlich der darauf 
entfallenden Steuern und der seinem 
gesetzlichen Anteil entsprechenden Beiträge 
zur Sozialversicherung und zur Arbeits-
förderung. Sind bei illegalen Beschäftigungs-
verhältnissen Steuern und Beiträge zur 
Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung 
nicht gezahlt worden, gilt ein Nettoarbeits-
entgelt als vereinbart. 
 
(3) Wird ein Haushaltsscheck (§ 28a Absatz 7) 
verwendet, bleiben Zuwendungen unbe-
rücksichtigt, die nicht in Geld gewährt worden 
sind. 
 
Hier kommt es auf das beitragspflichtige 
Arbeitsentgelt an. § 162 SGB VI regelt, welche 
Einnahmen Beschäftigter beitragspflichtig 
sind. § 162 Nr. 1 SGB VI regelt, dass beitrags-
pflichtige Einnahmen bei Personen, die gegen 
Arbeitsentgelt beschäftigt werden, das 
Arbeitsentgelt aus der versicherungspflicht-
igen Beschäftigung sind, jedoch bei Personen, 
die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt 
werden, mindestens eins vom Hundert der 
Bezugsgröße. Das Arbeitsentgelt muss aus der 
Beschäftigung bezogen werden.  
 
Aus einer nicht unter § 2 fallenden 
selbständigen Tätigkeit ein 
Arbeitseinkommen bezieht  
 
In der Sozialversicherung gelten die Maßstäbe, 
die sich aus der ständigen Rechtsprechung des 
BSG zur Abgrenzung der selbständigen von der 
abhängigen Beschäftigung ergeben.109 Kenn-
zeichen einer selbständigen Tätigkeit sind 
persönliche Unabhängigkeit und das Unter-
nehmerrisiko, sowie die Verfügungsmacht 
über die eigene Arbeitskraft und eine im 
Wesentlichen freie Gestaltungsmöglichkeit 
hinsichtlich der Tätigkeit, des Arbeitsortes110 
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und der Arbeitszeit.111 Liegen jedoch Merk-
male vor, die für eine abhängige Beschäfti-
gung sprechen, und auch Kriterien, die für 
eine selbständige Tätigkeit sprechen, so 
kommt es auf das Gesamtbild der Beziehung 
an.112 Hierbei ist auf die tatsächliche Gestalt-
ung der Verhältnisse abzustellen.113 Nur für 
den Fall, dass die tatsächliche Ausgestaltung 
der Tätigkeit gleichermaßen für eine 
abhängige wie für eine selbständige Tätigkeit 
spricht, kommt es auf den übereinst-
immenden Willen der Vertragsparteien an.114 
Es handelt sich um eine Einzelfallfrage, ob eine 
abhängige Beschäftigung oder eine selbständ-
ige Tätigkeit vorliegt. Das Bundesarb-
eitsgericht und das Bundessozialgericht haben 
in vielen Entscheidungen Abgrenzungs-
kriterien herausgearbeitet, die hier weder 
erschöpfend dargestellt werden können, noch 
sollen. Eine Entscheidung kann jeweils nur im 
Einzelfall unter Berücksichtigung der jeweili-
gen Gegebenheiten erfolgen. 
 
Es darf sich nicht um eine unter § 2 KSVG 
fallende selbständige Tätigkeit handeln. Wel-
che Tätigkeiten unter § 2 KSVG fallen, ist bei 
dem Versicherungsfreiheitstatbestand des § 4 
Nr. 1 KSVG bereits dargestellt worden. Hier 
wird deutlich, dass es sich um Fälle handelt, 
bei denen der betreffende Künstler oder 
Publizist außer seiner künstlerischen oder 
publizistischen Tätigkeit noch weiteren Be-
schäftigungen oder selbständigen Tätigkeiten 
nachgeht.  
 
Der Begriff des Arbeitseinkommens richtet 
sich nach § 15 SGB IV. Dieser regelt:  
 
(1) Arbeitseinkommen ist der nach den 
allgemeinen Gewinnermittlungsvorschriften 
des Einkommensteuerrechts ermittelte Ge-
winn aus einer selbständigen Tätigkeit. 
Einkommen ist als Arbeitseinkommen zu 
werten, wenn es als solches nach dem Ein-
kommensteuerrecht zu bewerten ist. 
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(2) Bei Landwirten, deren Gewinn aus Land- 
und Forstwirtschaft nach § 13a des Einkom-
mensteuergesetzes ermittelt wird, ist als 
Arbeitseinkommen der sich aus § 32 Absatz 6 
des Gesetzes über die Alterssicherung der 
Landwirte ergebende Wert anzusetzen. 
 
Das Arbeitseinkommen muss aus der nicht 
unter § 2 KSVG fallenden selbständigen 
Tätigkeit bezogen werden. 
 
Wenn das Arbeitsentgelt oder Arbeits-
einkommen während des Kalenderjahres 
voraussichtlich mindestens die Hälfte der für 
dieses Jahr geltenden Beitragsbemes-
sungsgrenze in der allgemeine Rentenver-
sicherung beträgt  
 
Maßgeblich ist das kalenderjährliche 
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen für das 
kommende Jahr. Ob das Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen während des 
Kalenderjahres mindestens die Hälfte der für 
das jeweilige Jahr geltenden Beitragsbemes-
sungsgrenze in der allgemeinen Rentenver-
sicherung betragen wird, ist zu schätzen, wie 
sich aus der Verwendung des Begriffs 
„voraussichtlich“ ergibt. Die Beitragsbemes-
sungsgrenzen in der allgemeinen Rentenver-
sicherung ändert sich gemäß § 159 SGB VI zum 
1. Januar eines jeden Jahres in dem Verhältnis, 
in dem die Bruttolöhne und -gehälter je 
Arbeitnehmer (§ 68 Abs. 2 Satz 1 SGB VI) im 
vergangenen zu den entsprechenden Brutto-
löhnen und -gehältern im vorvergangenen 
Kalenderjahr stehen. Die veränderten Beträge 
werden nur für das Kalenderjahr, für das die 
Beitragsbemessungsgrenze bestimmt wird, 
auf das nächsthöhere Vielfache von 600 
aufgerundet. Nach § 160 Nr. 2 SGB VI hat die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die Beitragsbe-
messungsgrenzen festzusetzen. Zu untersch-
eiden ist die Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung und die-
jenige in der Knappschaftlichen Rentenver-
sicherung. Maßgeblich ist die Beitragsbemes-
sungsgrenze in der allgemeinen Rentenver-
sicherung. Zu berücksichtigen ist, dass im 
Beitrittsgebiet die Beitragsbemessungsgrenze 
(Ost) gilt (vgl. § 228a SGB VI), wenn die 
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Einnahmen aus einer Beschäftigung oder 
Tätigkeit im Beitrittsgebiet erzielt werden.  
Auch hier gilt, dass zu unterscheiden die 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung und diejenige in der 
Knappschaftlichen Rentenversicherung ist. 
Maßgeblich ist hier die Beitragsbemessungs-
grenze (Ost) in der allgemeinen Renten-
versicherung. Versicherungsfreiheit nach § 4 
Nr. 2 KSVG tritt jedoch nur dann ein, wenn das 
hier bereits dargestellte Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen mindestens die Hälfte der 
für dieses Jahr geltenden Beitragsbemessungs-
grenze in der allgemeine Rentenversicherung 
beträgt.  
 
Wird die Beschäftigung oder selbständige 
Tätigkeit nur während eines Teils des 
Kalenderjahres ausgeübt, ist diese Grenze 
entsprechend herabzusetzen 
 
Zur Begründung der Einfügung diese 
Halbsatzes hieß es: „Nummer 2 letzter Halb-
satz trägt dem Grundgedanken des § 4 KSVG 
Rechnung. Auch wer nur während eines Teils 
des Kalenderjahres anderweitig Arbeitsein-
kommen oder –entgelt bezieht, das über der 
entsprechend herabgesetzten anteiligen Bei-
tragsbemessungsgrenze liegt, ist während 
dieser Zeit nach dem KSVG hinsichtlich seiner 
Alterssicherung nicht schutzbedürftig. Die bis-
herige Regelung führt zu einer nicht gerecht-
fertigten Bevorzugung der nicht ganzjährigen 
anderweitig Beschäftigten bzw. Selbst-
ständigen.“115 
 
Nicht problematisch ist der Fall, wenn 
während des Kalenderjahres mindestens 
einen vollen Monat eine Beschäftigung oder 
anderweitige selbständige Tätigkeit ausgeübt 
wird. In diesem Fall wird die Beitragsbemes-
sungsgrenze zunächst durch zwei geteilt, um 
die Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze zu 
erhalten. Die so errechnete Hälfte der Bei-
tragsbemessungsgrenze wird anschließend 
durch zwölf geteilt, um die anteilige Höhe der 
Beitragsbemessungsgrenze pro Monat zu 
errechnen. Der sich ergebende Betrag wird 
sodann mit der Anzahl der Monate, in denen 
die Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit 
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ausgeübt wird multipliziert. Der sich hieraus 
ergebende Betrag wird von der Hälfte der 
Beitragsbemessungsgrenze des jeweiligen 
Kalenderjahres abgezogen. Das Ergebnis ist 
der Betrag, um den die Hälfte der Beitrags-
bemessungsgrenze herabzusetzen ist. Im letz-
ten Schritt ist dieser Betrag von der Hälfte der 
Beitragsbemessungsgrenze abzusetzen. Zur 
Verdeutlichung soll folgendes Rechenbeispiel 
dienen: 
 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung vom 01.01.2012 bis zum 
31.12.2012 (nicht Beitragsbemessungsgrenze 
Ost): 67200,- EUR116. Beschäftigung oder 
selbständige Tätigkeit wird 4 Monate im Jahr 
ausgeübt. 
 
67200,- EUR/2 = 33600,- EUR (Hälfte der 
Beitragsbemessungsgrenze) 
33600,- EUR/12 = 2800,- EUR (entsprechend 
für einen Monat der Ausübung der 
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
herabgesetzte Hälfte der Bemessungsgrenze). 
2800,- EUR *4 = 11200,- EUR (entsprechender 
Teilbetrag der Hälfte der 
Beitragsbemessungsgrenze für den Teil des 
Kalenderjahres, in dem die Beschäftigung oder 
selbständige Tätigkeit ausgeübt wird) 
33600,EUR - 11200,- EUR = 22400,- EUR 
(Betrag, um den die Hälfte der 
Beitragsbemessungsgrenze herabzusetzen ist) 
33600,- EUR – 22400,- EUR = 11200,- EUR 
(entsprechend herabgesetzte Hälfte der 
Beitragsbemessungsgrenze). 
 
Der Schwellenwert für diese vier Monate 
beträgt daher 11200 Euro. Wird dieser Betrag 
mindestens erreicht, tritt Versicherungs-
freiheit in diesen vier Monaten ein. Werden in 
unterschiedlichen Monaten hintereinander 
verschiedene oder dieselbe Beschäftigungen 
oder anderweitige selbständige Tätigkeiten 
ausgeübt, sind alle Monate, die 
hintereinanderliegen, in denen eine Beschäfti-
gung oder anderweitige selbständige Tätigkeit 
bestehen wird, zur Berechnung der anteiligen 
Herabsetzung zu addieren (also eine Beschäfti-
gung über 4 Monate und eine weitere über 3 
Monate sind zu addieren und ergeben 7 
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Monate. Die entsprechend herabgesetzte 
Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze beträgt 
19600,- EUR).  
 
Aus der Gesetzesbegründung erhellt nach 
Auffassung der Autorin, dass Versicherungs-
freiheit nur für den Teil des Jahres eintritt, in 
dem die anderweitige Beschäftigung oder 
selbständige Tätigkeit ausgeübt wurde, wenn 
das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen 
während des Teils des Kalenderjahres, in dem 
die Beschäftigung oder anderweitige 
selbständige Tätigkeit ausgeübt wird,  
voraussichtlich mindestens die entsprechend 
herabgesetzte Hälfte der für dieses Jahr 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung beträgt. 
Denn in der Gesetzesbegründung heißt es: 
„Auch wer nur während eines Teils des 
Kalenderjahres anderweitig Arbeitseinkom-
men oder –entgelt bezieht, das über der 
entsprechend herabgesetzten anteiligen 
Beitragsbemessungsgrenze liegt, ist während 
dieser Zeit nach dem KSVG hinsichtlich seiner 
Alterssicherung nicht schutzbedürftig. *…+.“117  
 
Für das Kalenderjahr insgesamt gilt, dass erst 
wenn im gesamten Kalenderjahr mindestens 
die Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze 
voraussichtlich erreicht wird, Versicherungs-
freiheit für das gesamte Kalenderjahr eintritt 
und dann nach § 4 Nr. 2 Halbsatz 1 KSVG. Es 
ist bei der Beschäftigung oder anderweitigen 
selbständigen Tätigkeit nach Auffassung der 
Autorin, daher sowohl jeweils für den Teil des 
Kalenderjahres zu beachten, ob der anteilig 
herabgesetzte Schwellenwert erreicht ist (§ 4 
Nr. 2 Halbsatz 2 KSVG) und daher 
Versicherungsfreiheit für diesen Teil des 
Kalenderjahres eintritt, als auch ob mit dem zu 
berücksichtigenden Betrag, der in diesem Teil 
des Kalenderjahres bezogen wird, der 
Schwellenwert für das gesamte Kalenderjahr 
(vgl. § 4 Nr. 2 Halbsatz 1 KSVG) erreicht wird, 
also mindestens die Hälfte der für dieses Jahr 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung (hier würde 
Versicherungsfreiheit für das gesamte 
Kalenderjahr eintreten). 
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Eine andere Auffassung wir bei Finke 
/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 4. Aufl. 
(Stand: 2009), § 4, Rn. 20 vertreten. Nach 
Auffassung der Autorin kann aber nur eine 
solche Auslegung des § 4 Nr. 2 Halbsatz 2 
KSVG gewährleiten, dass weder eine Besser- 
noch eine Schlechterbehandlung der Beschäft-
igung oder anderweitigen Tätigkeit während 
eines Teils des Kalenderjahres erfolgt. Eine 
Schlechterbehandlung der Beschäftigung oder 
anderweitigen Tätigkeit, die nur während 
eines Teils des Kalenderjahres erfolgt, ist nach 
der Gesetzesbegründung nicht Sinn und Zweck 
des § 4 Nr. 2 Halbsatz 2 KSVG.  
 
Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 3: 
 
§ 4 Nr. 3 sieht folgenden Versicherungsfrei-
heitstatbestand vor: 
 
3. als Gewerbetreibender in Handwerks-
betrieben nach § 2 Satz 1 Nr. 8 oder § 229 
Abs. 2a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
versicherungspflichtig ist. 
 
In der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung, der diese 
Regelung zum ersten Mal und damals noch im 
Rahmen des § 4 Nr. 1 einführte, hieß es zur 
Begründung:  Die Änderung in Nummer 1 soll 
klarstellen, daß Handwerker, die diese 
Tätigkeit nur im Nebenberuf ausüben und des-
halb nicht nach dem Handwerksversicherungs-
gesetz versichert sind, nicht vom Schutz des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes ausge-
schlossen sein sollen, wenn sie künstlerisch 
oder publizistisch tätig sind.118 Durch das 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes wurde aus dem 
vorherigen § 2 Abs. 2 Nr. 2 KSVG der § 4 Nr. 3 
KSVG. Zur Begründung hieß es in der 
Gesetzesbegründung: „Nummer 3 entspricht 
dem bisherigen § 2 Abs. 2 Nr. 2 KSVG. 
Handwerker, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind, haben eine gesetzliche 
Alterssicherung nach dem Handwerksver-
sicherungsgesetz.“119 Durch das Rentenre-
formgesetz 1992 wurde § 4 Nr. 3 letzter 
Halbsatz, der in der Fassung des Gesetzes zur 
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Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes noch wie folgt lautete: „3. als Hand-
werker in die Handwerksrolle eingetragen ist, 
es sei denn, dass er nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 oder 
5 des Handwerksversicherungsgesetzes ver-
sicherungsfrei ist“, wie folgt gefasst: „die 
Eintragung beruht auf der Führung eines 
Handwerksbetriebs nach den §§ 2 und 3 der 
Handwerksordnung,“.120 Zur Begründung hieß 
es, dass die Änderung aus der Aufhebung des 
Handwerksversicherungsgesetzes folge.121 Mit 
dem Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuches erhielt § 
4 Nr. 3 KSVG folgende heute noch geltende 
Fassung: „3. als Gewerbetreibender in 
Handwerksbetrieben nach den § 2 Satz 1 Nr. 8 
oder § 229 Abs. 2a des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig ist.“122 
Zur Begründung hieß es in der Gesetzesbe-
gründung: „Folgeänderung zur Änderung von 
§ 2 Satz 1 Nr. 8 SGB VI sowie zur neuen 
Übergangsvorschrift in § 229 Abs. 2a SGB 
VI.“123 
 
Versicherungspflichtig nach § 2 Satz 1 Nr. 8 
SGB VI sind selbständig tätige Gewerbe-
treibende, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind und in ihrer Person die für 
die Eintragung in die Handwerksrolle erforder-
lichen Voraussetzungen erfüllen, wobei 
Handwerksbetriebe im Sinne der §§ 2 und 3 
der Handwerksordnung sowie Betriebsfort-
führungen auf Grund von § 4 der Handwerk-
sordnung außer Betracht bleiben; ist eine 
Personengesellschaft in die Handwerksrolle 
eingetragen, gilt als Gewerbetreibender, wer 
als Gesellschafter in seiner Person die 
Voraussetzungen für die Eintragung in die 
Handwerksrolle erfüllt. 
 
Nach § 229 Absatz 2a SGB VI gilt: Handwerker, 
die am 31. Dezember 2003 versicherungs-
pflichtig waren, bleiben in dieser Tätigkeit 
versicherungspflichtig; § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
bleibt unberührt. 
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Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 4: 
 
Nach § 4 Nr. 4 KSVG ist versicherungsfrei in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, wer: 
 
„4. Landwirt im Sinne des § 1 des Gesetzes 
über die Alterssicherung der Landwirte ist,“ 
 
Der Gesetzeswortlaut des § 4 Nr. 4 KSVG in 
der Fassung der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zum 
Gesetzentwurf des KSVG aus dem Jahre 1979 
lautete noch: „4. wer landwirtschaftlicher 
Unternehmer im Sinne des § 1 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte ist, ein 
Altersgeld oder nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres Landabgabenrente nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
bezieht,“ Zur Begründung hieß es hier: „Durch 
die Ergänzung in Nummer 4 wird der Bezug 
von Landabgaberenten dem Bezug von 
Altersgeld nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte gleichgestellt und 
führt damit zur Versicherungsfreiheit nach 
dem Künstlersozialversicherungsgesetz, 
allerdings nur dann, wenn die 
Landabgaberente dieselbe Funktion erfüllt wie 
das Altersgeld.“124 Durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes wurde § 4 Nr. 4 KSVG derart 
verändert, dass die neue Nr. 4 dem ersten 
Halbsatz der bis dahin geltenden Nr. 4 
entsprach.125 Durch die Agrarsozialreform-
gesetz 1995 wurden die Wörter „landwirt-
schaftlicher Unternehmer im Sinne des § 1 des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte“ 
durch die Wörter „Landwirt im Sinne des § 1 
des Gesetzes über die Alterssicherung der 
Landwirte“ ersetzt.126 Zur Begründung heißt 
es: „Es handelt sich um eine redaktionelle 
Anpassung an die neue Bezeichnung 
„Alterssicherung der Landwirte“. Zur Ver-
meidung einer Doppelbelastung mit Sozialver-
sicherungsbeiträgen werden auch die Land-
wirte nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine 
Alterssicherung der Landwirte von der Ver-
sicherungspflicht nach dem Künstlersozial-
versicherungsgesetz ausgenommen.127 
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Landwirt im Sinne des § 1 ALG ist: 
 
Landwirt ist, wer als Unternehmer ein auf 
Bodenbewirtschaftung beruhendes Unter-
nehmen der Landwirtschaft betreibt, das die 
Mindestgröße (Absatz 5) erreicht. Beschränkt 
haftende Gesellschafter einer Personen-
handelsgesellschaft oder Mitglieder einer 
juristischen Person gelten als Landwirt, wenn 
sie hauptberuflich im Unternehmen tätig und 
wegen dieser Tätigkeit nicht kraft Gesetzes in 
der gesetzlichen Rentenversicherung ver-
sichert sind (§ 1 Absatz 2 ALG). § 1 Absatz 5 
regelt: Ein Unternehmen der Landwirtschaft 
erreicht dann die Mindestgröße, wenn sein 
Wirtschaftswert einen von der landwirtsch-
aftlichen Alterskasse im Einvernehmen mit 
dem Spitzenverband der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung unter Berücksichtigung der 
örtlichen oder regionalen Gegebenheiten 
festgesetzten Grenzwert erreicht; der Ertrags-
wert für Nebenbetriebe bleibt hierbei unbe-
rücksichtigt. Ein Unternehmen der Imkerei 
muß grundsätzlich mindestens 100 Bienen-
völker umfassen. Ein Unternehmen der Bin-
nenfischerei muß grundsätzlich mindestens 
120 Arbeitstage jährlich erfordern. Ein Unter-
nehmen der Wanderschäferei muß grund-
sätzlich eine Herde von mindestens 240 
Großtieren umfassen. 
 
Nach § 1 Absatz 3 Sätze 1 und 2 ALG gilt der 
Ehegatte eines Landwirts nach Absatz 2 als 
Landwirt, wenn beide Ehegatten nicht 
dauernd getrennt leben und der Ehegatte 
nicht voll erwerbsgemindert nach § 43 Abs. 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ist; 
dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht 
zu berücksichtigen. Dies gilt nur für den 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes, nicht 
aber für den Anwendungsbereich anderer 
Gesetze, insbesondere nicht den des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch. 
 
Unklar ist, ob Versicherungsfreiheit nach § 4 
Nr. 4 KSVG auch im Falle des § 1 Absatz 3 
KSVG eintritt. 
 
Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 5: 
 
Nach § 4 Nr. 5 ist versicherungsfrei, wer: 

 
„5. eine Vollrente wegen Alters aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezieht,“ 
 
Dieser Versicherungsfreiheitstatbestand war 
bis zum Gesetz zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes in § 4 Nr. 3 KSVG 
geregelt.128 Mit dem Rentenreformgesetz 
1992 erhielt § 4 Nr. 5 dann die heute noch 
geltende Fassung129. Zur Begründung hieß es: 
„Es handelt sich um eine redaktionelle 
Anpassung an die neue Bezeichnung im SGB 
VI. Gleichzeitig wird klargestellt, daß die 
Versicherungsfreiheit nicht für Bezieher von 
Teilrenten gilt.“130 
 
Rente wegen Alters aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung sind die in § 33 Absatz 2 
SGB VI aufgeführten Rentenarten. Diese sind: 
 
1.   Regelaltersrente, 
2.   Altersrente für langjährig Versicherte, 
3.   Altersrente für schwerbehinderte 
Menschen, 
3a.   Altersrente für besonders langjährig 
Versicherte, 
4.   Altersrente für langjährig unter Tage 
beschäftigte Bergleute sowie nach den 
Vorschriften des Fünften Kapitels 
5.   Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder 
nach Altersteilzeitarbeit, 
6.   Altersrente für Frauen. 
 
Nach § 42 Absatz 1 SGB VI können Versicherte 
eine Rente wegen Alters in voller Höhe 
(Vollrente) oder als Teilrente in Anspruch 
nehme. Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 5 
KSVG tritt nur ein, wenn Rente wegen Alters in 
voller Höhe – also Vollrente – in Anspruch 
genommen wird. 
 
Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 6: 
 
Versicherungsfrei ist nach diesem Ver-
sicherungsfreiheitstatbestand, wer: 
 
„6. als ehemaliger Landwirt eine Altersrente 
oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
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die Alterssicherung der Landwirte bezieht 
oder“ 
 
Erst mit dem Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes wurde 
der damals noch folgendermaßen lautende § 4 
Nr. 6 KSVG eingeführt: „6. als ehemaliger 
landwirtschaftlicher Unternehmer ein Alters-
geld oder nach Vollendung des 60. Lebens-
jahres eine Landabgaberente nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
bezieht“. Zuvor enthielt § 4 Nr. 4 KSVG eine 
entsprechende Regelung. Diese wurde aus § 4 
Nr. 4 KSVG herausgelöst und in § 4 Nr. 6 KSVG 
als eigenständiger Versicherungstatbestand 
geregelt. Zur Begründung hieß es: „Nummer 6 
wurde aus der bisherigen Nummer 4 gelöst, 
da es sich um einen eigenen 
Versicherungsfreiheitstatbestand handelt.“131 
Durch die Agrarsozialreformgesetz 1995 
wurden die Wörter „als ehemaliger land-
wirtschaftlicher Unternehmer ein Alters-geld 
oder nach Vollendung des 60. Lebens-jahres 
eine Landabgaberente nach dem Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte“ durch die 
Wörter „als ehemaliger Landwirt eine 
Altersrente oder nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres eine Landabgaberente nach dem 
Gesetz über die Alterssicherung der Land-
wirte“ ersetzt.132 Zur Begründung heißt es: „Es 
handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
an die neue Bezeichnung „Alterssicherung der 
Landwirte“ sowie um redaktionelle Anpass-
ungen der Begriffe des Leistungsrechts in der 
Alterssicherung der Landwirte.“133 
 
Die hier in Rede stehende Altersrente ist in 
den §§ 11, 12 ALG geregelt.  Die Land-
abgaberente ist eine Rente, die in dem vom 
ALG abgelösten Gesetz über die Altershilfe für 
Landwirte geregelt war. In Betracht kommen 
hier sowohl Fälle, in denen nach dem bereits 
erwähnten Gesetz über die Altershilfe für 
Landwirte Landabgaberente zuerkannt wor-
den ist. Oder Fälle, in denen nach § 121 ALG 
die Witwe oder der Witwer Landabgaberente 
erhält.   
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Versicherungsfreiheit nach § 4 Nr. 7: 
 
Nach dem Versicherungsfreiheitstatbestand 
des § 4 Nr. 7 KSVG ist versicherungsfrei, wer 
 
„7. als Wehr- oder Zivildienstleistender in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
ist.“  
 
Dieser Versicherungsfreiheitstatbestand war 
ursprünglich in § 4 Nr. 6 KSVG geregelt und 
wurde durch das Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes in § 4 Nr. 
8 KSVG geregelt. 134 
 
Nach § 3 Satz 1 Nr.2 SGB VI sind 
versicherungspflichtig Personen in der Zeit,  in 
der sie aufgrund gesetzlicher Pflicht Wehr-
dienst oder Zivildienst leisten. Allerdings gilt 
nach § 3 Satz 4 SGB VI, dass Wehrdienst-
leistende oder Zivildienstleistende, die für die 
Zeit ihres Dienstes Arbeitsentgelt weiter-
erhalten oder Leistungen für Selbständige 
nach § 13a des Unterhaltssicherungsgesetzes 
erhalten, nicht nach Satz 1 Nr. 2 ver-
sicherungspflichtig sind; die Beschäftigung 
oder selbständige Tätigkeit gilt in diesen Fällen 
als nicht unterbrochen. Zu beachten ist in 
diesem Zusammenhang, dass Personen, die 
am 31.12.1991 als Angehörige bestimmter 
Personengruppen von der Versicherungs-
pflicht befreit waren, unter anderem bei 
Wehrdienstleistungen von der Versicherungs-
pflicht befreit  bleiben (vgl. § 231 SGB VI). Dies 
gilt auch im Falle von selbständig Tätigen, die 
am 31. Dezember 1991 im Beitrittsgebiet 
aufgrund eines Versicherungsvertrages von 
der Versicherungspflicht befreit waren und 
nicht bis zum 31. Dezember 1994 erklärt 
haben, dass die Befreiung von der 
Versicherungspflicht enden soll (vgl. § 231a 
SGB VI) 
 
Versicherungsfreiheit für Studenten: 
 
Noch § 4 KSVG in der Fassung des 
Agrarsozialreformgesetz 1995 enthielt einen 
Versicherungsfreiheitstatbestand für Studen-
ten, nach dem versicherungsfrei war, wer: „7. 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
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oder einer sonstigen der wissenschaftlichen 
oder fachlichen Ausbildung dienenden Schule 
ist“. Dieser Tatbestand war bis zur Geltung des 
Gesetzes zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes in § 4 Nr. 5 KSVG 
geregelt.135 Erst durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes wurde dieser Versicherungsfrei-
heitstatbestand gestrichen und zur Be-
gründung angeführt:  „Die Aufhebung der Ver-
sicherungsfreiheit von Studenten entspricht 
der durch das Wachstums- und Beschäfti-
gungsförderungsgesetz getroffenen Regelung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung.“136 
Zuvor wurde in der Gesetzesbegründung 
ausgeführt: „Für Studenten, deren Studium 
die Haupttätigkeit darstellt, wird ein Aus-
weichen in die günstige Krankenversicherung 
nach dem KSVG ausgeschlossen.“137 
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Rechtsanwältin Atefeh Shariatmadari 
 
Das Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) - Teil IV - Ausnahmen von der 
Versicherungspflicht - hier: § 5 KSVG -  

Nachdem im ersten Aufsatz aus der Aufsatzreihe zum Künstlersozialversicherungsgesetz (Das 
Künstlersozialversicherungsgesetz – Teil I -) der Umfang der Versicherungspflicht behandelt worden 
ist, sollen in den folgenden Aufsätzen die Ausnahmen von der Versicherungspflicht dargestellt 
werden. Gegenstand dieses Aufsatzes soll herbei § 5 KSVG sein. 
 
 
Die Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
sind im zweiten Abschnitt des ersten Kapitels 
des ersten Teils des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes geregelt. Der erste Teil des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes regelt die 
Sozialversicherung der selbständigen Künstler 
und Publizisten. Das erste Kapitel dieses 
ersten Teils behandelt den Kreis der 
versicherten Personen. Der erste Abschnitt 
des ersten Kapitels des ersten Teils, der 
bereits in dem ersten Aufsatz aus dieser 
Aufsatzreihe behandelt worden ist, umfasst 
die Regelungen zum Umfang der Versicher-
ungspflicht. Gegenstand des vorliegenden 
Aufsatzes ist § 5 KSVG, der im zweiten 
Abschnitt des ersten Kapitels des ersten Teils 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes ge-
regelt ist. Dieser Abschnitt enthält die 
Regelungen über die Ausnahmen von der 
Versicherungspflicht. § 5 KSVG, der sich in 
diesem Abschnitt befindet, regelt die 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Krankenversicherung und der sozialen 
Pflegeversicherung. 
 
Dieser zweite Abschnitt des ersten Kapitels 
des ersten Teils des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes ist in zwei Unterabschnitte 
unterteilt. Der erste Unterabschnitt, der die §§ 
3-5 KSVG umfasst, regelt die Versicherungs-
freiheit kraft Gesetzes. Der zweite 
Unterabschnitt (§§ 6-7a KSVG) erfasst die 
Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht auf Antrag. 
 
Hier wird auf die Versicherungsfreiheit kraft 
Gesetzes (§§ 3-5 KSVG) eingegangen werden 
und hier auf § 5 KSVG.  
 
 
 

§ 5 KSVG 
 
§ 5 KSVG vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 705), das 
zuletzt durch Artikel 14a des Gesetzes vom 22. 
Dezember 2011 (BGBl. I S. 3057) geändert 
worden ist, lautet: 
 
(1) In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 2a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.nach Erreichen der Regelaltersgrenze nach 
dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit aufnimmt, 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheits-
strafen oder freiheitsentziehenden Maßregeln 
der Besserung und Sicherung oder einstweilig 
nach § 126a Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
untergebracht ist und unmittelbar vor der 
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Unterbringung nicht nach diesem Gesetz 
versichert war oder 
 
8.während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung dienen-
den Schule eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit ausübt. 
 
(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach § 6 oder § 7 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden  
 
ist. 
 
Normhistorie 
 
1. Der Gesetzentwurf des KSVG aus dem Jahre 
1976 sah noch keine § 5 KSVG entsprechende 
Regelung vor.138 
 
2. Anders verhielt es sich mit dem Entwurf des 
KSVG aus dem Jahre 1979. Dieser enthielt 
folgenden § 5: 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung wird 
nach diesem Gesetz nicht versichert, wer 
 
1.nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 der 
Reichsversicherungsordnung versichert ist, 
 
2.nur wegen Überschreitens der Jahresarbeits-
verdienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 
der Reichsversicherungsordnung versichert ist, 
 
3.nach § 15 oder § 159 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes versichert ist, 
 
4.nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes 
versichert ist, 
 
5.nach § 2 Abs.1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Landwirte ver-
sichert ist, 
 

                                                             
138

 Vgl. BR-Drs. 410/76. 

6.bei einem Träger der gesetzlichen Kranken-
versicherung freiwillig versichert ist, 
 
7.nach § 169 oder § 172 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 der 
Reichsversicherungsordnung versicherungsfrei 
ist, 
 
8.nach § 173 der Reichsversicherungsordnung 
von der Versicherungspflicht befreit oder 
 
9.nach § 15 oder § 159 des 
Reichsknappschaftsgesetzes in Verbindung mit 
den in den Nummern 7 und 8 genannten 
Vorschriften versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist.139  
 
Zur Begründung wurde ausgeführt: 
 
„Diese Bestimmung schreibt vor, welche 
selbständigen Künstler und Publizisten trotz 
ihrer künstlerischen Tätigkeit nicht aufgrund 
dieses Gesetzes in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versichert werden. Maßgebend 
für die Abgrenzung ist, daß diese Personen 
bereits anderweitig gesetzlich gesichert oder 
nach allgemeinen Regeln von der Versicher-
ungspflicht ausgenommen sind und eines 
Krankenversicherungsschutzes im Rahmen 
dieses Gesetzes deshalb nicht mehr 
bedürfen.“140 
 
Im Gesetzgebungsverfahren wurde folgende 
wesentliche Änderung im Rahmen der Be-
schlussempfehlung empfohlen: 
 
„10.nicht nur vorübergehend eine nicht unter 
§ 2 Abs. 1 fallende selbständige Tätigkeit 
erwerbsmäßig ausübt.“141 
 
Zur Begründung hieß es:  
 
„Hinsichtlich der Begründung für die Anfügung 
der Nummer 10 wird auf die Begründung zur 
Neufassung des § 4 Nr. 2 verwiesen.“142 Die 
Begründung zur Neufassung des § 4 Nr. 2 
lautete: „Der Regierungsentwurf sieht vor, 
daß Selbständige (z. B. Ärzte, Rechtsanwälte) 
die neben dieser Tätigkeit auch noch 

                                                             
139

 BT-Drs. 8/3172, S. 6-7. 
140 BT-Drs. 8/3172, S. 21-22. 
141 BT-Drs. 8/4006, S. 7. 
142

 BT-Drs. 8/4006, S. 36. 
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künstlerisch oder publizistisch tätig sind, in die 
Rentenversicherungspflicht nach dem Kün-
stlersozialversicherungsgesetz einbezogen 
werden. Ausgehend von der Zielsetzung des 
Entwurfs und der Situation des ange-
sprochenen Personenkreises erscheint es 
unter den genannten Voraussetzungen nicht 
notwendig sie in die Rentenversicherungs-
pflicht einzubeziehen. Dies soll durch die 
Neufassung der Nummer 2 sichergestellt 
werden.“143 
 
3. Im Gesetzentwurf zum dann schließlich im 
Bundesgesetzblatt verkündeten Künstler-
sozialversicherungsgesetz aus dem Jahre 1981 
lautete § 5: 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung wird 
nach diesem Gesetz nicht versichert, wer 
 
1.nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 der Reichsver-
sicherungsordnung versichert ist, 
 
2.nur wegen Überschreitens der Jahresarbeits-
verdienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 
der Reichsversicherungsordnung versichert ist, 
 
3.nach § 15 oder § 159 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes versichert ist, 
 
4.nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes 
versichert ist, 
 
5.nach § 2 Abs.1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Landwirte ver-
sichert ist, 
 
6.bei einem Träger der gesetzlichen Kranken-
versicherung freiwillig versichert ist, 
 
7.nach § 169 oder § 172 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 der 
Reichsversicherungsordnung versicherungsfrei 
ist, 
 
8.nach § 173 der Reichsversicherungsordnung 
von der Versicherungspflicht befreit, 
 
9.nach § 15 oder § 159 des 
Reichsknappschaftsgesetzes in Verbindung mit 
den in den Nummern 7 und 8 genannten 

                                                             
143

 BT-Drs. 8/4006, S. 35. 

Vorschriften versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist oder 
 
10.nicht nur vorübergehend eine nicht unter § 
2 Abs. 1 fallende selbständige Tätigkeit er-
werbsmäßig ausübt.144 
 
Zur Begründung hieß es: „Diese Bestimmung 
schreibt vor, welche selbständigen Künstler 
und Publizisten trotz ihrer künstlerischen 
Tätigkeit nicht aufgrund dieses Gesetzes in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
werden. Maßgebend für die Abgrenzung ist, 
daß diese Personen bereits anderweitig 
gesetzlich gesichert oder nach allgemeinen 
Regeln von der Versicherungspflicht 
ausgenommen sind und eines Krankenver-
sicherungsschutzes im Rahmen dieses 
Gesetzes deshalb nicht mehr bedürfen.“145 Im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren blieb § 5 
unverändert. § 5 KSVG in der Fassung des 
KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 705) lautete: 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung wird 
nach diesem Gesetz nicht versichert, wer 
 
1.nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 der 
Reichsversicherungsordnung versichert ist, 
 
2.nur wegen Überschreitens der Jahresarbeits-
verdienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 
der Reichsversicherungsordnung versichert ist, 
 
3.nach § 15 oder § 159 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes versichert ist, 
 
4.nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes 
versichert ist, 
 
5.nach § 2 Abs.1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Landwirte ver-
sichert ist, 
 
6.bei einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung freiwillig versichert ist, 
 
7.nach § 169 oder § 172 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 der 
Reichsversicherungsordnung versicherungsfrei 
ist, 

                                                             
144 BT-Drs. 9/26, S. 4. 
145

 BT-Drs. 9/26, S. 18-19. 



45 
 

8.nach § 173 der Reichsversicherungsordnung 
von der Versicherungspflicht befreit, 
 
9.nach § 15 oder § 159 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes in Verbindung mit den in den 
Nummern 7 und 8 genannten Vorschriften 
versicherungsfrei oder von der Versicherungs-
pflicht befreit ist oder 
 
10.nicht nur vorübergehend eine nicht unter § 
2 Abs. 1 fallende selbständige Tätigkeit 
erwerbsmäßig ausübt. 
 
4. Der Gesetzentwurf zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sah folg-
ende Fassung des § 5 vor: 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 der Reichsver-
sicherungsordnung versichert ist, 
 
2. nach den §§ 15 oder 159 des Reichs-
knappschaftsgesetzes versichert ist, 
 
3. nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes 
versichert ist, 
 
4. nach § 2 Abs.1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Landwirte ver-
sichert ist, 
 
5.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 168 der Reichsversicherungs-
ordnung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist, 
 
6.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
7.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 209 a 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung bleibt 
unberührt, oder 
 
8.Im Vollzug von Untersuchungshaft, 
Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung oder 
einstweilig nach § 126 a Abs. 1 der 
Strafprozeßordnung untergebracht ist und 

unmittelbar vor der Unterbringung nicht nach 
diesem Gesetz versichert war.146 
 
In der Gesetzesbegründung hieß es: „Die 
Vorschrift des § 5 KSVG, die diejenigen 
Künstler und Publizisten von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ausnimmt, die entweder 
anderweitig aufgrund Gesetzes abgesichert 
oder nach den allgemeinen Vorschriften von 
der Versicherungspflicht ausgenommen sind 
und deshalb des Krankenversicherungs-
schutzes nach dem KSVG nicht bedürfen, wird 
ergänzt und im übrigen redaktionell geändert. 
 
Nummer 1 entspricht der bisherigen Re-
gelung. 
 
Nummer 2 entspricht der bisherigen Nummer 
3. 
 
Nummer 3 entspricht der bisherigen Nummer 
4. 
 
Nummer 4 entspricht der bisherigen Nummer 
5. 
 
Nummer 5 faßt die bisherigen Nummern 2, 7, 
8 und 9 zu einem allgemeinen Versicherungs-
freiheitstatbestand zusammen, da diesen 
Vorschriften gemeinsam zugrunde liegt, daß 
nicht schutzbedürftig ist, wer nach den 
allgemeinen Vorschriften versicherungsfrei 
oder von der Versicherungspflicht befreit ist. 
 
Die Neufassung der Nummer 6 präzisiert den 
in der bisherigen Nummer 10 verwendeten 
Begriff „nicht nur vorübergehend“. 
 
Aufgrund der neu eingefügten Nummer 7 
werden Personen, die erst während ihres 
Wehr- oder Zivildienstes eine künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit aufnehmen, von 
der Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz ausgenommen. Dieser Personenkreis 
erhält nach § 6 Wehrsoldgesetz bzw. § 35 Abs. 
1 Zivildienstgesetz Heilfürsorge und bedarf 
deshalb nicht des Krankenversicherungs-
schutzes nach diesem Gesetz. Für Künstler 

                                                             
146 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 
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und Publizisten, die bereits vor der Dienstzeit 
versicherungspflichtig waren, wird der Ver-
sicherungsschutz gemäß § 209 a RVO aufrecht 
erhalten. 
 
Aufgrund der neu eingefügten Nummer 8 
werden Gefangene, die unmittelbar vor der 
Unterbringung nach dem KSVG nicht 
versichert waren, von der Kranken-
versicherungspflicht nach diesem Gesetz 
ausgenommen, da sie nach §§ 56 ff. 
Strafvollzugsgesetz Anspruch auf Gesundheits-
fürsorge haben und deshalb eines Krankenver-
sicherungsschutzes nach dem KSVG nicht 
bedürfen. 
 
Mit der Streichung der bisherigen Nummer 6 
wird die Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung nach diesem 
Gesetz vorrangig gegenüber einer freiwilligen 
Versicherung. Dies entspricht dem Verhältnis 
zwischen Pflichtversicherung und freiwilliger 
Versicherung in der allgemeinen Sozial-
versicherung.“147 
 
Die Beschlussempfehlung sah folgende 
Empfehlungen vor: 
 
„In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes 
versichert ist, 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
 4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 

                                                             
147 BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz überwiegend 
identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 (nur eine 
orthografische Abweichung). 

diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, oder 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheits-
strafen oder freiheitsentziehenden Maßregeln 
der Besserung und Sicherung oder einstweilig 
nach § 126a Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
untergebracht ist und unmittelbar vor der 
Unterbringung nicht nach diesem Gesetz 
versichert war.148 
 
Zur Begründung zu dieser Empfehlung hieß es: 
„Redaktionelle Anpassung an die Vorschriften 
des SGB V (Artikel 1 des GRG).“149 
 
§ 5 KSVG in der Fassung des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes v. 20.12.1988 
(BGBl I 2606) lautet: 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes 
versichert ist, 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 

                                                             
148 BT-Drs. 11/3609, S. 7. 
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 BT-Drs. 11/3629, S. 7. 
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6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, oder 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, 
Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung oder 
einstweilig nach § 126a Abs. 1 der Straf-
prozeßordnung untergebracht ist und 
unmittelbar vor der Unterbringung nicht nach 
diesem Gesetz versichert war. 
 
5. Die nächste Änderung des § 5 KSVG erfolgte 
durch das Pflege-Versicherungsgesetz. Der 
Gesetzentwurf zu diesem Gesetz sah folgende 
Änderung des § 5 KSVG vor: 
 
„a)Der bisherige Text wird Absatz 1. 
 
b)Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 
angefügt: 
 
„(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
2.nach den §§ 6 oder 7 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden 
 
ist. Nummer 2 gilt nicht für selbständige 
Künstler und Publizisten, die freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
sind.“150 
 
Zur Begründung hieß es: 
 
„§ 5 bestimmt die Fälle, in denen es in der 
gesetzlichen Krankenversicherung eines 
besonderen Schutzes durch das KSVG nicht 
bedarf. Soweit eine Schutzbedürftigkeit in der 
Krankenversicherung besteht, kann sie auch 
für die Pflegeversicherung angenommen 
werden. Die Tatbestände, die zur Ver-
sicherungsfreiheit in der gesetzlichen Kranken-
versicherung führen, sollen daher auch für die 
Versicherungsfreiheit in der sozialen 
Pflegeversicherung gelten. 
 
Entsprechend dem Grundsatz, daß die 
Pflegeversicherung der Krankenversicherung 

                                                             
150 BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 52. 

folgt, soll Versicherungsfreiheit auch 
eintreten, wenn sich der Künstler oder 
Publizist von der Krankenversicherungspflicht 
hat befreien lassen, es sei denn, er versichert 
sich freiwillig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung.“151 
 
Die Beschlussempfehlung sah vor, dass in dem 
neuen § 5 Absatz 2 des Gesetzentwurfs der 
Satz 2 wegfallen solle.152 Zur Begründung hieß 
es: „Anpassung an die Regelungen des SGB XI 
über die Pflegeversicherung der Personen, die 
freiwillig in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versichert sind.“153 Die schließlich 
im Bundesgesetzblatt veröffentlichte Änder-
ung des § 5 KSVG lautete:  
 
a)Der bisherige Text wird Absatz 1. 
 
b)Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 
angefügt: 
 
„(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach § 6 oder § 7 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden 
 
ist.“154 Die Änderung des § 5 Absatz 2 Nr. 2 
KSVG im Laufe des weiteren Gesetzgebungs-
verfahrens („§ 6 oder § 7“ statt „§§ 6 oder 7“) 
kann von der Autorin nicht nachvollzogen 
werden. 
 
§ 5 KSVG in der Fassung des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art 12 des Gesetzes v. 26.05.1994 (BGBl 
I 1014) lautet: 
 
(1) In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
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 BR-Drs. 505/93, S. 165 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 165. 
152

 BT-Drs. 12/5920, S. 119. 
153

 BT-Drs. 12/5952, S. 55. 
154 § 5 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I 
S. 705) zuletzt geändert durch Art 12 des Gesetzes 
v. 26.05.1994 (BGBl I 1014). 
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1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.nach § 155 des Arbeitsförderungsgesetzes 
versichert ist, 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, oder 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, 
Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung oder 
einstweilig nach § 126a Abs. 1 der Straf-
prozeßordnung untergebracht ist und 
unmittelbar vor der Unterbringung nicht nach 
diesem Gesetz versichert war. 
 
(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach § 6 oder § 7 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden  
 
ist. 
 
6. Die nächste Änderung des § 5 sah das 
Arbeitsförderungs-Reformgesetz vor. Der 
Gesetzentwurf enthielt folgende Änderungen 
des § 5 Absatz 1 KSVG: 
 
1. In Nummer 1 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 
Nr. 1“ durch die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 
2“ ersetzt. 
 

2. Nummer 2 wird aufgehoben.155 
 
Zur Begründung wurde ausgeführt: 
„Redaktionelle Folgeänderung wegen der 
Regelung der Krankenversicherung der 
Leistungsbezieher nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch im Fünften Sozialge-
setzbuch.“156 Im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren blieb die im Gesetzentwurf 
enthaltene Änderung unverändert. § 5 KSVG i. 
d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) 
zuletzt geändert durch Art. 70 des Gesetzes v. 
24.03.1997 (BGBl I 594) lautet: 
 
„(1) In der gesetzlichen Krankenversicherung 
ist nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.weggefallen 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, oder 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, 
Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung oder 
einstweilig nach § 126a Abs. 1 der Straf-
prozeßordnung untergebracht ist und 
unmittelbar vor der Unterbringung nicht nach 
diesem Gesetz versichert war. 
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 BR-Drs. 550/96, S. 135; identisch mit BT-Drs. 
13/4941. 
156 BR-Drs. 550/96, S. 251-252; identisch mit BT-
Drs. 13/4941, S. 251-252. 
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(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach § 6 oder § 7 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden  
 
ist. 
 
7. Das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sah folg-
ende Änderung des § 5 KSVG vor: 
 
„§ 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
a)Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 
 
„2.nach Vollendung des 65. Lebensjahres eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit aufnimmt,“ 
 
b)In Nummer 6 wird das Wort „oder“ 
gestrichen. 
 
c)In Nummer 7 wird der Punkt durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 
 
d)Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 
angefügt: 
 
„8.während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung dienen-
den Schule eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit ausübt.“157 
 
Im Zusammenhang hiermit ist ferner eine 
Änderung des § 56 KSVG zu nennen, die nach 
dem Gesetzentwurf wie folgt lauten sollte: 
 
„§ 56 
 
*…+ 
 
(2)§ 5 Abs. 1 Nr. 8 ist nicht auf Personen 
anzuwenden, die ihr Studium vor dem 

                                                             
157 BR-Drs. 729/00, S. 2 (Art. 1 Nr. 4 und Nr. 35); 
identisch mit BT-Drs. 14/5066. 

Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgenommen 
haben.“158 
 
Im Allgemeinen Teil der Begründung zu 
diesem Gesetzentwurf wurde ausgeführt: 
„-Für Studenten, deren Studium die 
Haupttätigkeit darstellt, wird ein Ausweichen 
in die günstige Krankenversicherung nach dem 
KSVG ausgeschlossen. 
 
-Für über 65-Jährige entfällt die Möglichkeit, 
sich über die erstmalige Aufnahme einer 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit 
einen Krankenversicherungsschutz zu niedri-
gen Beiträgen zu verschaffen.“159 
 
Zur Begründung der Änderungen des § 5 KSVG 
nach dem Gesetzentwurf hieß es im be-
sonderen Teil der Gesetzesbegründung: 
 
„Zu Buchstabe a 
 
Die Vorschrift führt für Personen, die das 65. 
Lebensjahr vollendet haben, Versicherungs-
freiheit in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung ein. Damit soll verhindert werden, 
dass ein Krankenversicherungsschutz u.U. für 
den halben Mindestbetrag eines Berufs-
anfängers erworben wird. Die Neuregelung 
gilt nur für Personen, die die künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes aufnehmen. 
 
Zu Buchstaben b und c 
 
Redaktionelle Änderungen  
 
Zu Buchstabe d 
 
Um ein ungerechtfertigtes Ausweichen in die 
Künstlersozialversicherung zu verhindern, 
übernimmt die neue Nummer 8 des § 5 Abs. 1 
KSVG in Bezug auf die gesetzliche Kranken-
versicherung und die soziale Pflegever-
sicherung von Studenten den Versicherungs-
freiheitstatbestand des § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V. 
Versicherungsfreiheit nach dem KSVG tritt nur 
dann ein, wenn das Studium Zeit und 
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 BR-Drs. 729/00, S. 11; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
159 BR-Drs. 729/00, S. 18; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
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Arbeitskraft überwiegend in Anspruch nimmt. 
Selbständige Künstler und Publizisten, die das 
Studium als Nebentätigkeit ausüben, bleiben 
nach dem KSVG versichert. Die Neuregelung 
gilt nur für Personen, die nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes das Studium aufnehm-
en (s. u. Nummer 35)“160 
 
Zur Begründung der Änderung des § 56 Abs. 2 
KSVG hieß es: 
 
„Die Vorschrift enthält Übergangsregelungen 
*…+ zur Versicherungsfreiheit nach dem KSVG 
in der gesetzlichen Krankenversicherung für 
Studenten (s.o. Nummer 4 Buchstabe d).“161 
 
Die Beschlussempfehlung sah zwar keine 
Änderung der Änderungen des § 5 des 
Gesetzentwurfes vor. Eine Änderung im 
Hinblick auf die Änderung des § 56 Absatz 2 
des Gesetzentwurfes war hier jedoch 
vorgesehen, die wie folgt lautete: 
 
„(2)§ 5 Abs. 1 Nr. 8 ist nicht auf Personen 
anzuwenden, die ihr Studium vor dem 1. Juli 
2001 aufgenommen haben.“162 
 
Zur Begründung hieß es: „Redaktionelle 
Anpassung an den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Gesetzes.“163 
 
Die im Bundesgesetzblatt veröffentlichten 
entsprechenden Änderungen des § 5 und des 
§ 56 KSVG lauteten: 
 
§ 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
a)Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 
 
„2.nach Vollendung des 65. Lebensjahres eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit aufnimmt,“ 
 
b)In Nummer 6 wird das Wort „oder“ 
gestrichen. 
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 BR-Drs. 729/00, S. 21-22; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
161

 BR-Drs. 729/00, S. 30; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
162 BT-Drs. 14/5792 (Zu Art. 1 Nr. 35), S. 13. 
163

 BT-Drs. 14/5792 (Zu Art. 1 Nr. 35), S. 28. 

c)In Nummer 7 wird der Punkt durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 
 
d)Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 
angefügt: 
 
„8.während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung dienen-
den Schule eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit ausübt.“ 
 
Und 
 
35.§ 56 wird wie folgt gefasst: 
 
„§ 56 
 
*…+ 
 
(2)§ 5 Abs. 1 Nr. 8 ist nicht auf Personen 
anzuwenden, die ihr Studium vor dem 1. Juli 
2001 aufgenommen haben.“164 
 
§ 5 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027) lautet: 
 
(1) In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.nach Vollendung des 65. Lebensjahres eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit aufnimmt, 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
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 Vgl. hierzu: KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027). 



51 
 

Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, 
Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung oder 
einstweilig nach § 126a Abs. 1 der Straf-
prozeßordnung untergebracht ist und 
unmittelbar vor der Unterbringung nicht nach 
diesem Gesetz versichert war oder 
 
8.während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung dienen-
den Schule eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit ausübt. 
 
(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach § 6 oder § 7 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden ist. 
 
8. Eine weitere Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes ist durch 
das  Verwaltungsvereinfachungsgesetzes 
erfolgt. Zwar enthielt der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung noch keine Änderung des § 5 
KSVG165, jedoch sah die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Gesundheit und soziale 
Sicherung folgende Änderung des § 5 vor: „In 
§ 5 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1 
Nr. 1 und 2“ durch die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 
1, 2 und 2a“ ersetzt.“166  Zur Begründung hießt 
es: „Es handelt sich um eine Folgeänderung 
zum Vierten Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. 
Dezember 2003. Danach sind künftig Personen 

                                                             
165 Vgl. BR-Drs. 676/04, S. 31, Art. 21 und BT-Drs. 
15/4228, S. 19, Art 21. 
166

 BT-Drs. 15/4751, S. 35, Art. 21. 

in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld II nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch beziehen, 
versicherungspflichtig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Um eine Doppelver-
sicherung zu vermeiden, sollen sie, wie auch 
bisher schon die Bezieher von Arbeitslosen-
hilfe, nach dem Künstlersozialversicherungs-
gesetz versicherungsfrei sein.“167 Im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren  erfolgte keine 
Änderung dieser Änderung des § 5 mehr.  
 
§ 5 KSVG in der Fassung des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art. 21 des Gesetzes v. 21.03.2005 
(BGBl I 818) lautet: 
 
(1) In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 2a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.nach Vollendung des 65. Lebensjahres eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit aufnimmt, 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, 
Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung oder 
einstweilig nach § 126a Abs. 1 der Straf-
prozeßordnung untergebracht ist und unmit-
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 BT-Drs. 15/4751, S. 49, Art. 21. 
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telbar vor der Unterbringung nicht nach 
diesem Gesetz versichert war oder 
 
8.während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung dienen-
den Schule eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit ausübt. 
 
(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach § 6 oder § 7 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden  
 
ist. 
 
9. Die bisher letzte Änderung des § 5 KSVG 
erfolgte durch das RV-Altersgrenzenan-
passungsgesetz. Der Gesetzentwurf zu diesem 
Gesetz sah folgende Änderung vor: „In § 5 
Abs. 1 Nr. 2 des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 705), das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, werden 
die Wörter „Vollendung des 65. Lebensjahres“ 
durch die Wörter „Erreichen der Regelalters-
grenze nach dem Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt.“168 Zur Begründung 
hieß es: „Folgeänderung zur Anhebung der 
Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Die Regelung über die 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung für Personen, die das 65. 
Lebensjahr überschritten haben und erstmalig 
eine selbständige künstlerische oder publiz-
istische Tätigkeit aufnehmen, knüpft an die 
Regelaltersgrenze an, so dass eine Anpassung 
erforderlich ist.“169 Die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
empfahl folgendes: „Der Bundestag wolle 
beschließen,  1. den Gesetzentwurf auf 
Drucksachen 16/3794, 16/4372, 16/4420 
unverändert anzunehmen, *…+.“170 § 5 KSVG in 
der Fassung des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch Art. 19 des 
Gesetzes v. 20.04.2007 (BGBl I 554) lautet:  
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 BR-Drs. 2/07, S. 65 Art. 19 und BT-Drs. 16/3794, 
S. 25 Art 19. 
169 BT-Drs. 16/3794, S. 54 Art 19. 
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 BT-Drs. 16/4583, S. 7. 

(1) In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 2a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch versichert ist, 
 
2.nach Erreichen der Regelaltersgrenze nach 
dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit aufnimmt, 
 
3.nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert ist, 
 
4.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist,  
 
5.eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, 
diese ist geringfügig im Sinne des § 8 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
6.Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, 
 
7.im Vollzug von Untersuchungshaft, 
Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung oder 
einstweilig nach § 126a Abs. 1 der Strafpro-
zeßordnung untergebracht ist und unmittelbar 
vor der Unterbringung nicht nach diesem 
Gesetz versichert war oder 
 
8.während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung dienen-
den Schule eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit ausübt. 
 
(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach § 6 oder § 7 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden  
 
ist. 
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Dieser Gesetzeswortlaut entspricht dem 
gegenwärtigem Gesetzeswortlaut des § 5 
KSVG. 
 
Die Voraussetzungen des § 5 KSVG im 
Einzelnen  
 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 
 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem Künstlersozial-
versicherungsgesetz tritt in den Fällen des § 5 
Absatz 1 KSVG ein. Bereits in dem 
Gesetzentwurf zum KSVG aus dem Jahre 1979 
hieß es: „Diese Bestimmung schreibt vor, 
welche selbständigen Künstler und Publizisten 
trotz ihrer künstlerischen Tätigkeit nicht 
aufgrund dieses Gesetzes in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert werden. 
Maßgebend für die Abgrenzung ist, daß diese 
Personen bereits anderweitig gesetzlich 
gesichert oder nach allgemeinen Regeln von 
der Versicherungspflicht ausgenommen sind 
und eines Krankenversicherungsschutzes im 
Rahmen dieses Gesetzes deshalb nicht mehr 
bedürfen.“171 Dies entsprach auch der 
Gesetzesbegründung zu dem später im 
Bundesgesetzblatt veröffentlichten Künstler-
sozialversicherungsgesetz aus dem Jahre 
1981.172 Auch das KSVG-ÄndG sah als Sinn und 
Zweck des § 5 diesen Sinn und Zweck vor: „Die 
Vorschrift des § 5 KSVG, die diejenigen 
Künstler und Publizisten von der Ver-
sicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-
versicherung ausnimmt, die entweder ander-
weitig aufgrund Gesetzes abgesichert oder 
nach den allgemeinen Vorschriften von der 
Versicherungspflicht ausgenommen sind und 
deshalb des Krankenversicherungsschutzes 
nach dem KSVG nicht bedürfen, wird ergänzt 
und im übrigen redaktionell geändert. *…+.“173 
 
Im Folgenden soll ein Überblick der 
Versicherungsfreiheitstatbestände in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nach § 5 
KSVG geliefert werden. Nähere Einzelheiten zu 
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 BT-Drs. 8/3172, S. 21-22. 
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 BT-Drs. 9/26, S. 18-19. 
173 BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz überwiegend 
identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 (nur eine 
orthografische Abweichung). 

den einzelnen Voraussetzungen der jeweiligen 
Versicherungsfreiheitstatbestände des § 5 
KSVG müssen späteren Aufsätzen vorbehalten 
bleiben.  
 
Im Einzelnen: 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung ist 
nach diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
Aus § 5 Absatz 1 HS 1 KSVG wird deutlich, dass 
es bei der Regelung des § 5 Absatz 1 KSVG 
lediglich um die Versicherungsfreiheit in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz geht.  
 
Die Formulierung des § 5 Absatz 1 HS 1 KSVG 
in dem Entwurf des KSVG aus dem Jahre 1979 
lautete noch: „In der gesetzlichen Kranken-
versicherung wird nach diesem Gesetz nicht 
versichert, wer“.174 So lautete auch noch der 
Gesetzeswortlaut des Gesetzentwurfs zum 
dann schließlich im Bundesgesetzblatt 
verkündeten Künstlersozialversicherungs-
gesetz aus dem Jahre 1981.175 Und der damals 
im Bundesgesetzblatt veröffentlichte Wortlaut 
des KSVG.176 Erst der Gesetzentwurf zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes sah folgende Fassung des § 5 vor: In 
der gesetzlichen Krankenversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer.177 
 
Versicherungsfreiheit im Falle der 
Versicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 2a 
SGB V 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 1 regelt, dass 
versicherungsfrei nach dem KSVG ist, wer 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 2a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch versichert ist. Der 
Entwurf des KSVG aus dem Jahre 1979 enthielt 
noch die Regelung, dass versicherungsfrei 
nach dem KSVG sei, wer nach § 165 Abs. 1 Nr. 
1 oder 2 der Reichsversicherungsordnung 
versichert ist.178 Bei dieser Regelung blieb es 
auch im Rahmen des Gesetzentwurfs des dann 
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 BT-Drs. 8/3172, S. 6-7. 
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 KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 705). 
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 BT-Drs. 8/3172, S. 6-7. 
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schließlich im Bundesgesetzblatt verkündeten 
Künstlersozialversicherungsgesetz aus dem 
Jahre 1981179 und dem KSVG aus dem Jahre 
1981.180 Der Gesetzentwurf zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sah eben-
falls noch vor, dass es bei dieser Regelung 
bleiben sollte.181 In der Begründung hieß es: 
„Nummer 1 entspricht der bisherigen 
Regelung.“182 Erst die Beschlussempfehlung 
sah eine Änderung des § 5 Absatz 1 Nr. 1 KSVG 
vor, nach der nach dem KSVG versicherungs-
frei sein sollte, wer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch versichert 
ist.183 Zur Begründung hierzu hieß es: 
„Redaktionelle Anpassung an die Vorschriften 
des SGB V (Artikel 1 des GRG).“184 Dieser 
Wortlaut entsprach auch demjenigen des 
KSVG in der Fassung des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 
2606). Im Rahmen des Pflege-Versicherungs-
gesetzes erfolgte die Regelung der 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung nunmehr im Absatz 1, ohne 
dass sich inhaltlich etwas an der Regelung der 
hier in Rede stehenden Nr. 1 änderte.185 Die 
nächste nunmehr inhaltliche Änderung der Nr. 
1 sah das Arbeitsförderungs-Reformgesetz 
vor. Nach dem Gesetzentwurf sollte in 
Nummer 1 die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 1“ durch 
die Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2“ ersetzt 
werden.186 Begründet wurde diese Änderung 
damit, dass es sich um eine redaktionelle 
Folgeänderung „wegen der Regelung der 
Krankenversicherung der Leistungsbezieher 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch im 

                                                             
179 BT-Drs. 9/26, S. 4. 
180 KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 705). 
181 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 
182 BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz überwiegend 
identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 (nur eine 
orthografische Abweichung). 
183

 BT-Drs. 11/3609, S. 7. 
184

 BT-Drs. 11/3629, S. 7. 
185

 BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 52 und § 5 KSVG i. d. F. des 
KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt 
geändert durch Art 12 des Gesetzes v. 26.05.1994 
(BGBl I 1014). 
186 BR-Drs. 550/96, S. 135; identisch mit BT-Drs. 
13/4941. 

Fünften Sozialgesetzbuch“ handele.187 Im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren blieb die im 
Gesetzentwurf enthaltene Änderung 
unverändert. § 5 KSVG i. d. F. des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art. 70 des Gesetzes v. 24.03.1997 
(BGBl I 594) regelt, dass in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem KSVG 
versicherungsfrei ist, wer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
versichert ist. 
 
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Gesundheit und soziale Sicherung zum 
Gesetzentwurf des 
Verwaltungsvereinfachungsgesetzes sah 
folgende Änderung des § 5 Absatz 1 Nr. 1 
KSVG vor: „In § 5 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe 
„§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2“ durch die Angabe „§ 5 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 2a“ ersetzt.“188 Zur 
Begründung hieß es: „Es handelt sich um eine 
Folgeänderung zum Vierten Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vom 24. Dezember 2003. Danach sind künftig 
Personen in der Zeit, für die sie 
Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch beziehen, versicherungs-
pflichtig in der gesetzlichen Kranke-
nversicherung. Um eine Doppelversicherung 
zu vermeiden, sollen sie, wie auch bisher 
schon die Bezieher von Arbeitslosenhilfe, nach 
dem Künstlersozialversicherungsgesetz ver-
sicherungsfrei sein.“189 Im weiteren Gesetzes-
verlauf erfolgte keine Änderung dieser 
Änderung des § 5 mehr, so dass § 5 Absatz 1 
Nr. 1 KSVG in der Fassung des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art. 21 des Gesetzes v. 21.03.2005 
(BGBl I 818) regelte, dass in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem KSVG ver-
sicherungsfrei ist, wer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 2a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
versichert ist. Dies war die bisher letzte 
Änderung des § 5 Absatz 1 Nr. 1 KSVG. 
 
Im Einzelnen 
 
 

                                                             
187

 BR-Drs. 550/96, S. 251-252; identisch mit BT-
Drs. 13/4941, S. 251-252. 
188 BT-Drs. 15/4751, S. 35, Art. 21. 
189

 BT-Drs. 15/4751, S. 49, Art. 21. 
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Versicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V 
 
Nach § 5 Absatz 1 Nr. 1 SGB V sind versichert: 
Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufs-
ausbildung Beschäftigte, die gegen 
Arbeitsentgelt beschäftigt sind. 
 
Versicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 SGB V 
 
Nach § 5 Absatz 1 Nr. 2 SGB V sind versichert: 
Personen in der Zeit, für die sie Arbeits-
losengeld oder Unterhaltsgeld nach dem 
Dritten Buch beziehen oder nur deshalb nicht 
beziehen, weil der Anspruch ab Beginn des 
zweiten Monats bis zur zwölften Woche einer 
Sperrzeit (§ 144 des Dritten Buches) oder ab 
Beginn des zweiten Monats wegen einer 
Urlaubsabgeltung (§ 143 Abs. 2 des Dritten 
Buches) ruht; dies gilt auch, wenn die 
Entscheidung, die zum Bezug der Leistung 
geführt hat, rückwirkend aufgehoben oder die 
Leistung zurückgefordert oder zurückgezahlt 
worden ist. 
 
Dort, wo die Regelung den Beginn ab dem 
zweiten Monat vorsieht, erklärt sich dies aus 
der Regelung über das Erlöschen des 
Leistungsanspruchs nach  19 SGB V. Hier regelt 
§ 19 Absatz 2 Satz 1 SGB V: Endet die 
Mitgliedschaft versicherungspflichtiger, best-
eht Anspruch auf Leistungen längstens für 
einen Monat nach dem Ende der Mitglied-
schaft, solange keine Erwerbstätigkeit ausge-
übt wird; sog. Nachwirkung. Hierbei endet 
nach § 190 Absatz 2 SGB V die Mitgliedschaft 
versicherungspflichtiger Beschäftigter mit 
Ablauf des Tages, an dem das 
Beschäftigungsverhältnis gegen Arbeitsentgelt 
endet.  
 
Wenn also nach § 5 Absatz 1 Nr. 2 SGB V unter 
anderem versichert sind: Personen in der Zeit, 
für die sie Arbeitslosengeld oder Unterhalts-
geld nach dem Dritten Buch nur deshalb nicht 
beziehen, weil der Anspruch ab Beginn des 
zweiten Monats bis zur zwölften Woche einer 
Sperrzeit (§ 144 des Dritten Buches) oder ab 
Beginn des zweiten Monats wegen einer 
Urlaubsabgeltung (§ 143 Abs. 2 des Dritten 
Buches) ruht, dann ist die Nahtlosigkeit der 
Versicherungspflicht dadurch gewährleistet, 
dass die Sperrzeit mit dem Tag nach dem 

Ereignis, das die Sperrzeit begründet, oder, 
wenn dieser Tag in eine Sperrzeit fällt, mit 
dem Ende dieser Sperrzeit beginnt (vgl. § 144 
Absatz 2 Satz 1 SGB III) und dass der 
Ruhenszeitraum der Urlaubsabgeltung des § 
143 Abs. 2 SGB III nach § 143 Abs. 2 Satz 2 SGB 
III mit dem Ende des die Urlaubsabgeltung 
begründeten Arbeitsverhältnisses beginnt. 
Hiernach beginnt die Sperrzeit bzw. der 
Ruhenszeitraum also unabhängig vom 
Arbeitslosengeldanspruch. Denn wird der 
Arbeitslosengeldanspruch bei Arbeitslosigkeit 
zum Zeitpunkt seines Entstehens gestellt, 
dann besteht der Anspruch auf Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung für den 
Arbeitslose gem. § 19 Absatz 2 Satz 1 SGB V 
längstens für einen Monat nach dem Ende der 
Mitgliedschaft, solange keine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt wird, die mit Ablauf des Tages, an 
dem das Beschäftigungsverhältnis gegen 
Arbeitsentgelt endet, nach § 190 Absatz 2 SGB 
V endet. Ruht zu diesem Zeitpunkt der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld wegen einer 
Sperrzeit oder einer Urlaubsabgeltung nach § 
143 Abs. 2 SGB III, so tritt die Versicherungs-
pflicht nach § 5 Absatz 1 Nr. 2 SGB V ab Beginn 
des zweiten Monats bis zur zwölften Woche 
einer Sperrzeit (§ 144 des Dritten Buches) 
oder ab Beginn des zweiten Monats wegen 
einer Urlaubsabgeltung (§ 143 Abs. 2 des 
Dritten Buches) ein. Ruht der Anspruch nicht 
mehr, kommt es hierauf ohnehin nicht mehr 
an. 
 
Versicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a SGB V 
 
Versichert nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a SGB V sind: 
Personen, für die Zeit, für die sie 
Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch 
beziehen, soweit sie nicht familienversichert 
sind, es sei denn, dass diese Leistung nur 
darlehensweise gewährt wird oder nur 
Leistungen nach § 24 Absatz 3 Satz 1 des 
Zweiten Buches bezogen werden; dies gilt 
auch, wenn die Entscheidung, die zum Bezug 
der Leistung geführt hat, rückwirkend 
aufgehoben oder die Leistung zurückgefordert 
oder zurückgezahlt worden ist. 
 
Leistungen nach § 24 Absatz 3 Satz 1 SGB II 
sind die Erstausstattung für die Wohnung 
einschließlich Haushaltsgeräten (§ 24 Absatz 3 
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Satz 1 Nr. 1 SGB II), Erstausstattung für 
Bekleidung und Erstausstattung bei Schw-
angerschaft und Geburt (§ 24 Absatz 3 Satz 1 
Nr. 2 SGB II) sowie Anschaffung und 
Reparaturen von orthopädischen Schuhen, 
Reparaturen von therapeutischen Geräten 
und Ausrüstungen sowie die Miete von 
therapeutischen Geräten (§ 24 Absatz 3 Satz 1 
Nr. 3 SGB II).  
 
Versicherungsfreiheit wegen Aufnahme einer 
selbständigen künstlerischen oder publizist-
ischen Tätigkeit nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze nach dem SGB VI 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 2 regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem KSVG ist, wer 
nach Erreichen der Regelaltersgrenze nach 
dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit aufnimmt. 
 
Im Entwurf des KSVG aus dem Jahre 1979 
regelt die Nr. 2, dass in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem KSVG nicht 
versichert wird, wer nur wegen 
Überschreitens der Jahresarbeitsver-
dienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung versichert ist.190 
Im Gesetzentwurf zum dann schließlich im 
Bundesgesetzblatt verkündeten Künstler-
sozialversicherungsgesetz aus dem Jahre 1981 
blieb es bei diesem Wortlaut der Nr. 2.191 Dies 
entspricht auch dem Wortlaut der Nr. 2 des 
KSVG 1981.192 Der Gesetzentwurf zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes sah keine Regelung mehr vor, die der 
vorherigen Nr. 2 entsprach.193  
 
Der Gesetzentwurf zum KSVG-ÄndG sah 
vielmehr vor, dass die Nummer 2 des 
Gesetzentwurfs der bisherigen Nummer 3 
entspreche, wie sich aus der Gesetzes-

                                                             
190

 BT-Drs. 8/3172, S. 6-7. 
191

 BT-Drs. 9/26, S. 4. 
192 KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 705). 
193 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 

begründung ergab.194 Die davor geltende Nr. 3 
lautete in dem Entwurf des KSVG aus dem 
Jahre 1979: „In der gesetzlichen 
Krankenversicherung wird nach diesem Gesetz 
nicht versichert, wer nach § 15 oder § 159 des 
Reichsknappschaftsgesetzes versichert ist.195 
Dieser Wortlaut entspricht auch der Nr. 3 des 
Gesetzentwurfs zum dann schließlich im 
Bundesgesetzblatt verkündeten Künstler-
sozialversicherungsgesetz aus dem Jahre 
1981196 und dem Wortlaut des dann 
verkündeten KSVG 1981.197 Nr. 3 des 
Gesetzentwurfs zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sah dann 
wie bereits dargestellt als Nr. 2 eine Regelung 
vor, die der bisherigen Nr. 3 entsprach198 und 
regelte dass in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach dem KSVG versicherungs-
frei ist, wer nach den §§ 15 oder 159 des 
Reichsknappschaftsgesetzes versichert ist.199 
Die Beschlussempfehlung zu diesem Gesetz-
entwurf sah in der Nr. 2 vor, dass in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nach dem 
KSVG versicherungsfrei ist, wer nach § 155 des 
Arbeitsförderungsgesetzes versichert ist.200 
Zur Begründung dieser Empfehlung hieß es: 
„Redaktionelle Anpassung an die Vorschriften 
des SGB V (Artikel 1 des GRG).“201 § 5 in der 
Fassung des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606) entsprach 
der oben dargestellten Fassung der 
Beschlussempfehlung. Das Pflege-Versich-
erungsgesetz änderte inhaltlich nichts an der 
Regelung der Nr. 3. Der Gesetzentwurf zu 
diesem Gesetz sah vor, dass der bisherige Text 
Absatz 1 wird.202 Dies entsprach auch der im 

                                                             
194 BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz überwiegend 
identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 (nur eine 
orthografische Abweichung). 
195 BT-Drs. 8/3172, S. 6-7. 
196 BT-Drs. 9/26, S. 4. 
197 KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 705). 
198

 BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz überwiegend 
identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 (nur eine 
orthografische Abweichung). 
199

 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 
200

 BT-Drs. 11/3609, S. 7. 
201 BT-Drs. 11/3629, S. 7. 
202 BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 52. 
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Bundesgesetzblatt veröffentlichten Änderung 
des § 5 KSVG.203 Durch das Arbeitsförderungs-
Reformgesetz wurde die Nr. 2 dann aufge-
hoben und in Nummer 1 wurde die Angabe „§ 
5 Abs. 1 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 5 Abs. 1 
Nr. 1 und 2“ ersetzt.204 Zur Begründung wurde 
ausgeführt: „Redaktionelle Folgeänderung 
wegen der Regelung der Krankenversicherung 
der Leistungsbezieher nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch im Fünften Sozialge-
setzbuch.“205 
 
Das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sah vor, 
dass nach der Nr. 1 folgende Nummer 2 
eingefügt wird: „2.nach Vollendung des 65. 
Lebensjahres eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit aufnimmt,“.206 Im 
Allgemeinen Teil der Begründung zu diesem 
Gesetzentwurf wurde ausgeführt: „-Für über 
65-Jährige entfällt die Möglichkeit, sich über 
die erstmalige Aufnahme einer künstlerischen 
oder publizistischen Tätigkeit einen 
Krankenversicherungsschutz zu niedrigen 
Beiträgen zu verschaffen.“207 Im besonderen 
Teil der Gesetzesbegründung hieß es: „Die 
Vorschrift führt für Personen, die das 65. 
Lebensjahr vollendet haben, Versicherungs-
freiheit in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung ein. Damit soll verhindert werden, 
dass ein Krankenversicherungsschutz u.U. für 
den halben Mindestbetrag eines Berufs-
anfängers erworben wird. Die Neuregelung 
gilt nur für Personen, die die künstlerische 

                                                             
203 § 5 KSVG in der Fassung des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch Art 12 des 
Gesetzes v. 26.05.1994 (BGBl I 1014). 
204 Vgl. BR-Drs. 550/96, S. 135; identisch mit BT-
Drs. 13/4941; § 5 KSVG i. d. F. des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch 
Art. 70 des Gesetzes v. 24.03.1997 (BGBl I 594). 
205 BR-Drs. 550/96, S. 251-252; identisch mit BT-
Drs. 13/4941, S. 251-252. 
206

 BR-Drs. 729/00, S. 2 (Art. 1 Nr. 4 und Nr. 35); 
identisch mit BT-Drs. 14/5066; KSVG i. d. F. des 
KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungsgesetzes 
und anderer Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027). 
207 BR-Drs. 729/00, S. 18; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 

oder publizistische Tätigkeit nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes aufnehmen.“208  
 
Die bisher letzte Änderung der Nr. 2 erfolgte 
durch das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz. 
Hiernach wurden die Wörter „Vollendung des 
65. Lebensjahres“ durch die Wörter „Erreichen 
der Regelaltersgrenze nach dem Sechsten 
Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt werden.209 Zur 
Begründung hieß es: „Folgeänderung zur 
Anhebung der Regelaltersgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Die Regel-
ung über die Versicherungsfreiheit in der 
gesetzlichen Krankenversicherung für Person-
en, die das 65. Lebensjahr überschritten 
haben und erstmalig eine selbständige künstl-
erische oder publizistische Tätigkeit aufnehm-
en, knüpft an die Regelaltersgrenze an, so dass 
eine Anpassung erforderlich ist.“210 § 5 Absatz 
1 Nr. 2 KSVG in der Fassung des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art. 19 des Gesetzes v. 20.04.2007 
(BGBl I 554) regelte, dass in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist nach diesem Gesetz 
versicherungsfrei, wer nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch eine selbständige künstl-
erische oder publizistische Tätigkeit aufnimmt. 
Dies entspricht auch dem gegenwärtigen 
Gesetzeswortlaut. 
 
Im Einzelnen 
 
Erreichen der Regelaltersgrenze nach dem 
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch  
 
Das Erreichen der Regelaltersgrenze nach dem 
SGB VI ist in § 35 Satz 2 SGB VI und § 235 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 geregelt. 
 
Aufnahme einer selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit nach Erreichen 
dieser Altersgrenze 
 
Nach § 5 Absatz 1 Nr. 2 KSVG ist in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versich-

                                                             
208

 BR-Drs. 729/00, S. 21-22; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
209

 BR-Drs. 2/07, S. 65 Art. 19 und BT-Drs. 16/3794, 
S. 25 Art 19, Art. 19 des Gesetzes v. 20.04.2007 
(BGBl I 554). 
210

 BT-Drs. 16/3794, S. 54 Art 19. 
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erungsfrei nach dem KSVG allerdings nur 
derjenige, der die selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit nach Erreichen 
der Regelaltersgrenze nach dem SGB VI 
aufnimmt.   
 
Versicherungsfreiheit wegen Versicherung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KVLG 1989 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 3 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen Kranken-
versicherung ist, wer nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 des Zweiten Gesetzes über die Kranken-
versicherung der Landwirte versichert ist.  
 
Zuvor ist bereits dargestellt worden, dass die 
frühere Nr. 3 nach dem Gesetz zur Änderung 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes zur 
Nummer 2 wurde. Vergleichbar verhielt es 
sich auch mit der früheren Nummer 4, die 
durch dieses Gesetz zur Nummer 3 wurde und 
mit der früheren Nummer 5, die zur Nummer 
4 wurde.211 Auf die bis dahin geltende 
Regelung der früheren Nummer 3 und 4 soll 
hier nicht eingegangen werden. Nach dem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes sollte Nr. 3 noch 
regeln, dass in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach diesem Gesetz 
versicherungsfrei ist, wer nach § 155 des 
Arbeitsförderungsgesetzes versichert ist, und 
erst die Nr. 4 sollte regeln, dass in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nach die-
sem Gesetz versicherungsfrei ist, wer nach § 2 
Abs.1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte versichert 
ist.212 In der Beschlussempfehlung rückte dann 
jedoch die Nr. 4 des Gesetzentwurfs durch die 
Zusammenfassung der Nummern 1 und 2 der 
Beschlussempfehlung auf Nummer 3 auf, so 
dass Nr. 3 nunmehr nach der Fassung der 
Beschlussempfehlung regelte, dass in der 

                                                             
211 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5; BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz 
überwiegend identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 
(nur eine orthografische Abweichung); KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes v. 20.12.1988 
(BGBl I 2606. 
212 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 

gesetzlichen Krankenversicherung nach dies-
em Gesetz versicherungsfrei ist, wer nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Zweiten Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Landwirte 
versichert ist.213 Zur Begründung hieß es: 
„Redaktionelle Anpassung an die Vorschriften 
des SGB V (Artikel 1 des GRG).“214 Die hier in 
Rede stehende Nr. 3 in der Fassung des KSVG 
v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes v. 
20.12.1988 (BGBl I 2606) entsprach dem 
Wortlaut der soeben dargestellten Nr. 3 der 
Beschlussempfehlung. Durch das Pflege-
Versicherungsgesetz wurde der bisherige Text 
dann zum Absatz 1, ohne dass dies zu einer 
inhaltlichen Änderung der hier in Rede 
stehenden Nr. 3 geführt hätte.215 Damit wurde 
aus § 5 Nr. 3 dann § 5 Absatz 1 Nr. 3 KSVG. Der 
Wortlaut der Nr. 3 KSVG entspricht auch 
gegenwärtig der Fassung des Wortlautes, den 
diese Regelung durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes erhalten hat. 
 
Dargestellt werden soll hier noch, dass bereits 
in dem Entwurf des KSVG aus dem Jahre 1979 
eine Regelung damals noch in Nr. 5 enthalten 
war, die der heutigen Nr. 3 entspricht und die 
regelte, dass in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach diesem Gesetz nicht 
versichert wird, wer nach § 2 Abs.1 Nr. 1 bis 3 
des Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte versichert ist.216 Dies entsprach 
auch der Regelung der damaligen Nr. 5 im 
Gesetzentwurf zum dann schließlich im 
Bundesgesetzblatt verkündeten Künstler-
sozialversicherungsgesetz aus dem Jahre 
1981217 und der späteren Fassung dieser Nr. 5 
im KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 705). 
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 BT-Drs. 11/3609, S. 7. 
214

 BT-Drs. 11/3629, S. 7. 
215

 Vgl. BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); 
identisch mit BT-Drs. 12/5262, S. 52; vgl. § 5 KSVG 
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Im Einzelnen: 
 
Versichert sein nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 KVLG 
1989 
 
Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 KVLG 1989 sind 
versicherungspflichtig in der Krankenver-
sicherung der Landwirte Unternehmer der 
Land- und Forstwirtschaft einschließlich des 
Wein- und Gartenbaus sowie der 
Teichwirtschaft und der Fischzucht (landwir-
tschaftliche Unternehmer), deren 
Unternehmen, abhängig vom jeweiligen 
Unternehmer, auf Bodenbewirtschaftung 
beruht und die Mindestgröße erreicht; § 1 
Abs. 5 des Gesetzes über die Alterssicherung 
der Landwirte gilt.  
 
Versichert sein nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 KVLG 
1989 
 
Nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 KVLG 1989 sind in der 
Krankenversicherung der Landwirte versich-
erungspflichtig Personen, die als 
landwirtschaftliche Unternehmer tätig sind, 
ohne daß ihr Unternehmen die Mindestgröße 
im Sinne der Nummer 1 erreicht, wenn ihr 
landwirtschaftliches Unternehmen die nach § 
1 Abs. 5 des Gesetzes über die Alterssicherung 
der Landwirte festgesetzte Mindesthöhe um 
nicht mehr als die Hälfte unterschreitet (a)) 
und das Arbeitsentgelt und Arbeits-
einkommen, das sie neben dem Einkommen 
aus dem landwirtschaftlichen Unternehmen 
haben, sowie das in § 5 Abs. 3 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch genannte Vorruhe-
standsgeld im Kalenderjahr die Hälfte der 
jährlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigt (b)). 
 
Versichert sein nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG 
1989 
 
Nach § 2 Absatz 1 Nr. 3 KVLG 1989 sind in der 
Krankenversicherung der Landwirte versich-
erungspflichtig mitarbeitende Familienan-
gehörige eines landwirtschaftlichen Unter-
nehmers, wenn sie das fünfzehnte Lebensjahr 
vollendet haben oder wenn sie als 
Auszubildende in dem landwirtschaftlichen 
Unternehmen beschäftigt sind. 
 

Versicherungsfreiheit wegen Versicherungs-
freiheit oder Befreiung von der 
Versicherungspflicht nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften  
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 4 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem KSVG ist, wer 
nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit ist.  
 
Der Gesetzentwurf zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sah 
folgende Fassung des heutigen Nr. 4 vor: „In 
der gesetzlichen Krankenversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer *…+ 
5.nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 168 der Reichsversicherungs-
ordnung versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist.218 In der 
Gesetzesbegründung hieß es: „Nummer 5 faßt 
die bisherigen Nummern 2, 7, 8 und 9 zu 
einem allgemeinen Versicherungsfreiheits-
tatbestand zusammen, da diesen Vorschriften 
gemeinsam zugrunde liegt, daß nicht 
schutzbedürftig ist, wer nach den allgemeinen 
Vorschriften versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist.“219 In der 
Beschlussempfehlung rückte die Nr. 5 des 
Gesetzentwurfs dann durch die Zusammen-
fassung der Nummern 1 und 2 des 
Gesetzentwurfs auf Nummer 4 auf. Die 
Beschlussempfehlung sah folgende Empfehl-
ungen vor: „In der gesetzlichen Kranken-
versicherung ist nach diesem Gesetz 
versicherungsfrei, wer *…+  4.nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften mit Ausnahme von § 
7 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
versicherungsfrei oder von der Versicherungs-
pflicht befreit ist.220 Zur Begründung zu dieser 
Empfehlung hieß es: „Redaktionelle Anpas-
sung an die Vorschriften des SGB V (Artikel 1 
des GRG).“221 Dieser Wortlaut entsprach auch 
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dem Wortlaut der Nr. 4 in der Fassung des 
KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes v. 
20.12.1988 (BGBl I 2606). 
 
Die bis zu diesem Gesetz in den Nummern 2, 
7, 8 und 9 geregelten Regelungen waren die 
Regelungen des § 5 Nr. 2, 7, 8 und 9 KSVG in 
der Fassung des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 
705), die lauteten: 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung wird 
nach diesem Gesetz nicht versichert, wer 
 
*…+ 
 
2.nur wegen Überschreitens der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze nicht nach § 165 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung 
versichert ist, 
 
*…+ 
 
7.nach § 169 oder § 172 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 der 
Reichsversicherungsordnung versicherungsfrei 
ist, 
 
8.nach § 173 der Reichsversicherungsordnung 
von der Versicherungspflicht befreit, 
 
9.nach § 15 oder § 159 des Reichs-
knappschaftsgesetzes in Verbindung mit den 
in den Nummern 7 und 8 genannten 
Vorschriften versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit ist oder 
 
*…].  
 
Der Wortlaut dieser Regelungen entspricht 
auch bereits dem Gesetzentwurf des KSVG aus 
dem Jahre 1981 und im Wesentlichen dem 
Entwurf des KSVG aus dem Jahre 1979.222  
 
Durch das Pflege-Versicherungsgesetz wurde 
auch hier ohne eine inhaltliche Änderung der 
Nr. 4 in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes der bisherige Text zu Absatz 1.223  

                                                             
222 BT-Drs. 8/3172, S. 6-7. 
223 Vgl. BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); 
identisch mit BT-Drs. 12/5262, S. 52 und § 5 KSVG i. 

An dieser Stelle kann nicht abschließend 
dargestellt werden, welche Personengruppen 
nach anderen gesetzlichen Vorschriften mit 
Ausnahme von § 7 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch versicherungsfrei oder von 
der Versicherungspflicht befreit sind. Daher 
soll an dieser Stelle nur kurz daran erinnert 
werden, dass nach der Gesetzesbegründung 
zum Gesetzentwurf zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes Sinn und 
Zweck dieser Regelung sein sollte einen 
allgemeinen Versicherungsfreiheitstatbestand 
zu schaffen, der all jene Regelungen erfassen 
sollte, denen gemeinsam der Gedanke 
zugrunde liege, dass nicht schutzbedürftig sei, 
wer nach den allgemeinen Vorschriften 
versicherungsfrei oder von der Versicherungs-
pflicht befreit sei.224  
 
Versicherungsfreiheit wegen erwerbsmäßiger 
Ausübung einer nicht unter § 2 fallenden 
selbständigen Tätigkeit 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 5 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach dem KSVG ist, wer eine 
nicht unter § 2 fallende selbständige Tätigkeit 
erwerbsmäßig ausübt, es sei denn, diese ist 
geringfügig im Sinne des § 8 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch. 
 
Nicht bereits im Gesetzentwurf, sondern erst 
im Gesetzgebungsverfahren zum Entwurf des 
KSVG aus dem Jahre 1979 wurde damals noch 
als Nr. 10 eine Regelung eingefügt, die regelte, 
dass  in der gesetzlichen Krankenversicherung 
nach diesem Gesetz nicht versichert wird, wer 
„nicht nur vorübergehend eine nicht unter § 2 
Abs. 1 fallende selbständige Tätigkeit 
erwerbsmäßig ausübt.“225 Zur Begründung 
hieß es:  „Hinsichtlich der Begründung für die 
Anfügung der Nummer 10 wird auf die 
Begründung zur Neufassung des § 4 Nr. 2 
verwiesen.“226 Die Begründung zur Neu-

                                                                                         
d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt 
geändert durch Art 12 des Gesetzes v. 26.05.1994 
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fassung des § 4 Nr. 2 lautete: „Der 
Regierungsentwurf sieht vor, daß Selbständige 
(z. B. Ärzte, Rechtsanwälte) die neben dieser 
Tätigkeit auch noch künstlerisch oder publiz-
istisch tätig sind, in die Rentenver-
sicherungspflicht nach dem Künstlersozialver-
sicherungsgesetz einbezogen werden. Aus-
gehend von der Zielsetzung des Entwurfs und 
der Situation des angesprochenen Personen-
kreises erscheint es unter den genannten 
Voraussetzungen nicht notwendig sie in die 
Rentenversicherungspflicht einzubeziehen. 
Dies soll durch die Neufassung der Nummer 2 
sichergestellt werden.“227 Die soeben 
dargestellte Regelung der damaligen Nr. 10 
entsprach auch der Regelung der Nr. 10 aus 
dem Gesetzentwurf zum dann schließlich im 
Bundesgesetzblatt verkündeten Künstler-
sozialversicherungsgesetz aus dem Jahre 
1981228 und der Nr. 10 in der Fassung des 
KSVG v. 27.07.1981 (BGBl I, 705).  
 
Eine der vorherigen Nr. 10 und der 
gegenwärtigen Nr. 5 entsprechende Regelung 
fand sich im Gesetzentwurf zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes in Nr. 6, 
der regelte, dass in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach diesem Gesetz 
versicherungsfrei ist, wer eine nicht unter § 2 
fallende selbständige Tätigkeit erwerbsmäßig 
ausübt, es sei denn, diese ist geringfügig im 
Sinne des § 8 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch.229 In der Gesetzesbe-
gründung hieß es: „Die Neufassung der 
Nummer 6 präzisiert den in der bisherigen 
Nummer 10 verwendeten Begriff „nicht nur 
vorübergehend.“230 Diese in Nr. 6 des 
Gesetzentwurfs vorgesehene Regelung fand 
sich nach der Beschlussempfehlung dann in 
der Nr. 5 wieder231 und entsprach der Nr. 5 in 
der Fassung des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicher-
ungsgesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606). Das 

                                                             
227

 BT-Drs. 8/4006, S. 35. 
228

 BT-Drs. 9/26, S. 4. 
229

 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 
230

 BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz überwiegend 
identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 (nur eine 
orthografische Abweichung). 
231

 BT-Drs. 11/3609, S. 7. 

Pflege-Versicherungsgesetz änderte auch an 
der Regelung der Nr. 5 inhaltlich nichts. Der 
bisherige § 5 Nr. 5 fand sich nunmehr lediglich 
in § 5 Absatz 1 Nr. 5 wieder.232 Bis dato 
entspricht der Wortlaut des § 5 Absatz 1 Nr. 5 
KSVG demjenigen des § 5 Absatz 1 Nr. 5 KSVG 
in der Fassung, die § 5 KSVG durch das Pflege-
Versicherungsgesetz erhalten hat.  
 
Im Einzelnen: 
 
Eine nicht unter § 2 fallende selbständige 
Tätigkeit erwerbsmäßig ausübt 
 
Erforderlich ist für das Vorliegen der 
Voraussetzungen der Versicherungsfreiheit in 
der gesetzlichen Krankenkasse nach § 5 Absatz 
1 Nr. 1 KSVG, dass es sich um eine nicht unter 
§ 2 KSVG fallende selbständige Tätigkeit 
handelt, die erwerbsmäßig ausgeübt wird.  
 
Es darf sich nicht um eine unter § 2 fallende 
selbständige Tätigkeit handeln, die erwerbs-
mäßig ausgeübt wird. § 2 KSVG regelt: 
Künstler im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
Musik, darstellende oder bildende Kunst 
schafft, ausübt oder lehrt. Publizist im Sinne 
dieses Gesetzes ist, wer als Schriftsteller, 
Journalist oder in ähnlicher Weise publizistisch 
tätig ist oder Publizistik lehrt. 
 
Voraussetzung ist, dass es sich um eine 
selbständige Tätigkeit handelt. Eine abhängige 
Beschäftigung erfüllt diese Voraussetzung 
nicht. In der Sozialversicherung gelten die 
Maßstäbe, die sich aus der ständigen 
Rechtsprechung des BSG zur Abgrenzung der 
selbständigen von der abhängigen Be-
schäftigung ergeben.233 Kennzeichen einer 
selbständigen Tätigkeit sind persönliche 
Unabhängigkeit und das Unternehmerrisiko, 
sowie die Verfügungsmacht über die eigene 
Arbeitskraft und eine im Wesentlichen freie 
Gestaltungsmöglichkeit hinsichtlich der 
Tätigkeit, des Arbeitsortes234 und der 
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Arbeitszeit.235 Liegen jedoch Merkmale vor, 
die für eine abhängige Beschäftigung 
sprechen, und auch Kriterien, die für eine 
selbständige Tätigkeit sprechen, so kommt es 
auf das Gesamtbild der Beziehung an.236 
Hierbei ist auf die tatsächliche Gestaltung der 
Verhältnisse abzustellen.237 Nur für den Fall, 
dass die tatsächliche Ausgestaltung der 
Tätigkeit gleichermaßen für eine abhängige 
wie für eine selbständige Tätigkeit spricht, 
kommt es auf den übereinstimmenden Willen 
der Vertragsparteien an.238 Es handelt sich um 
eine Einzelfallfrage, ob eine abhängige 
Beschäftigung oder eine selbständige Tätigkeit 
vorliegt. Das Bundesarbeitsgericht und das 
Bundessozialgericht haben in vielen Entscheid-
ungen Abgrenzungskriterien herausgearbeitet, 
die hier weder erschöpfend dargestellt werd-
en können, noch sollen. Eine Entscheidung 
kann jeweils nur im Einzelfall unter Berück-
sichtigung der jeweiligen Gegebenheiten 
erfolgen.  
 
Diese selbständige Tätigkeit muss 
erwerbsmäßig ausgeübt werden. Das BSG hat 
zur Erwerbsmäßigkeit – allerdings im Zusam-
menhang mit künstlerischen und publizist-
ischen Tätigkeiten -  ausgeführt: „Das Merk-
mal der Erwerbsmäßigkeit liegt vor, wenn eine 
selbständige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit zur Sicherung des Lebensunterhaltes 
und nicht nur aus Liebhaberei ausgeübt *…+, 
also mit der Absicht verfolgt wird, ein über der 
Geringfügigkeitsgrenze des § 3 Abs 1 Satz 1 
KSVG *…+ liegendes Arbeitseinkommen zu 
erzielen.“239  
 
Es sei denn, diese ist geringfügig im Sinne des 
§ 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 
 
Eine Ausnahme gilt für den Fall, dass es sich 
bei der selbständigen nicht unter § 2 KSVG 
fallenden Tätigkeit, die erwerbsmäßig ausge-
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übt wird, um eine geringfügige Tätigkeit im 
Sinne des § 8 SGB IV handelt. In diesem Fall 
tritt Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 1 
Nr. 5 KSVG in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nicht ein. § 8 SGB IV regelt:  
 
(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, 
wenn 
 
1.   das Arbeitsentgelt aus dieser 
Beschäftigung regelmäßig im Monat 400 Euro 
nicht übersteigt, 
 
2.   die Beschäftigung innerhalb eines 
Kalenderjahres auf längstens zwei Monate 
oder 50 Arbeitstage nach ihrer Eigenart be-
grenzt zu sein pflegt oder im Voraus 
vertraglich begrenzt ist, es sei denn, dass die 
Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und 
ihr Entgelt 400 Euro im Monat übersteigt. 
 
(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind 
mehrere geringfügige Beschäftigungen nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 sowie geringfügige 
Beschäftigungen nach Nummer 1 mit Aus-
nahme einer geringfügigen Beschäftigung 
nach Nummer 1 und nicht geringfügige 
Beschäftigungen zusammenzurechnen. Eine 
geringfügige Beschäftigung liegt nicht mehr 
vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 
1 entfallen. Wird beim Zusammenrechnen 
nach Satz 1 festgestellt, dass die Voraus-
setzungen einer geringfügigen Beschäftigung 
nicht mehr vorliegen, tritt die 
Versicherungspflicht erst mit dem Tag ein, an 
dem die Entscheidung über die Versicherungs-
pflicht nach § 37 des Zehnten Buches durch 
die Einzugsstelle nach § 28i Satz 5 oder einen 
anderen Träger der Rentenversicherung be-
kannt gegeben wird. Dies gilt nicht, wenn der 
Arbeitgeber vorsätzlich oder grob fahrlässig 
versäumt hat, den Sachverhalt für die 
versicherungsrechtliche Beurteilung der 
Beschäftigung aufzuklären. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
soweit anstelle einer Beschäftigung eine 
selbständige Tätigkeit ausgeübt wird. Dies gilt 
nicht für das Recht der Arbeitsförderung. 
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Versicherungsfreiheit von Wehr- oder 
Zivildienstleistenden 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 6 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach dem KSVG ist, wer Wehr- 
oder Zivildienstleistender ist; § 193 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt. 
 
Die Regelung, die sich gegenwärtig in § 5 Abs. 
1 Nr. 6 KSVG findet, wurde erst durch das 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes in das KSVG eingefügt. 
Noch im Gesetzentwurf zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes fand sich 
eine der heutigen Nr. 6 entsprechende 
Regelung in der Nr. 7 des Gesetzentwurfs. 
Diese Nr. 7 des Gesetzentwurfs regelte, dass 
in der gesetzlichen Krankenversicherung nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei ist, wer 
Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 209 a 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung bleibt 
unberührt *…+. Zur Begründen wurde hierzu 
ausgeführt: „Aufgrund der neu eingefügten 
Nummer 7 werden Personen, die erst 
während ihres Wehr- oder Zivildienstes eine 
künstlerische oder publizistische Tätigkeit 
aufnehmen, von der Krankenver-
sicherungspflicht nach diesem Gesetz 
ausgenommen. Dieser Personenkreis erhält 
nach § 6 Wehrsoldgesetz bzw. § 35 Abs. 1 
Zivildienstgesetz Heilfürsorge und bedarf 
deshalb nicht des Krankenversicherungs-
schutzes nach diesem Gesetz. Für Künstler 
und Publizisten, die bereits vor der Dienstzeit 
versicherungspflichtig waren, wird der 
Versicherungsschutz gemäß § 209 a RVO 
aufrecht erhalten.“240 Nach der Beschluss-
empfehlung war diese Regelung nunmehr in 
Nr. 6 enthalten und regelte, dass in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei ist, wer 
Wehr- oder Zivildienstleistender ist; § 193 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt.241 Zur Begründung zu dieser 
Empfehlung hieß es: „Redaktionelle 
Anpassung an die Vorschriften des SGB V 
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(Artikel 1 des GRG).“242 Die Fassung der 
Beschlussempfehlung der Nr. 6 entsprach 
auch derjenigen der Nr. 6 des KSVG in der 
Fassung des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606). Auch 
hier gilt, dass durch das Pflege-Versicherungs-
gesetz lediglich der bisherige Text zu Absatz 1 
wurde, ohne dass es zu einer inhaltlichen 
Änderung gekommen wäre.243 Durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes kam es 
lediglich zu einer redaktionellen Änderung der 
Nr. 6, die Folge der Anfügung einer neuen 
Nummer 8 war. Inhaltlich wirkte sich diese 
Änderung auf den Regelungsgehalt der Nr. 6 
nicht aus.244 
 
Im Einzelnen 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 6 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach dem KSVG ist, wer Wehr- 
oder Zivildienstleistender ist; § 193 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt. 
 
Nach dieser Regelung sind Wehr- und 
Zivildienstleistende in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung nach dem KSVG versich-
erungsfrei. Unberührt hiervon bleibt die 
Regelung des § 193 SGB V. Diese regelt: 
 
(1) Bei versicherungspflichtig Beschäftigten, 
denen nach § 1 Abs. 2 des Arbeitsplatz-
schutzgesetzes Entgelt weiter zu gewähren ist, 
gilt das Beschäftigungsverhältnis als durch den 
Wehrdienst nach § 4 Abs. 1 und § 6b Abs. 1 
des Wehrpflichtgesetzes nicht unterbrochen. 
Dies gilt auch für Personen in einem 

                                                             
242 BT-Drs. 11/3629, S. 7. 
243 KSVG in der Fassung des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch Art 12 des 
Gesetzes v. 26.05.1994 (BGBl I 1014). 
244

 Vgl. BR-Drs. 729/00, S. 2 (Art. 1 Nr. 4 und Nr. 
35); identisch mit BT-Drs. 14/5066; BR-Drs. 729/00, 
S. 21-22; identisch mit BT-Drs. 14/5066 und KSVG i. 
d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungsgesetzes 
und anderer Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027). 
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Wehrdienstverhältnis besonderer Art nach § 6 
des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes, 
wenn sie den Einsatzunfall in einem 
Versicherungsverhältnis erlitten haben. 
 
(2) Bei Versicherungspflichtigen, die nicht 
unter Absatz 1 fallen, sowie bei freiwilligen 
Mitgliedern berührt der Wehrdienst nach § 4 
Absatz 1 und § 6b Abs. 1 des Wehr-
pflichtgesetzes eine bestehende Mitglied-
schaft bei einer Krankenkasse nicht. Die 
versicherungspflichtige Mitgliedschaft gilt als 
fortbestehend, wenn die Versicherungspflicht 
am Tag vor dem Beginn des Wehrdienstes 
endet oder wenn zwischen dem letzten Tag 
der Mitgliedschaft und dem  Beginn des 
Wehrdienstes ein Samstag, Sonntag oder 
gesetzlicher Feiertag liegt. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechen. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für den 
Zivildienst entsprechend. 
 
(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für Personen, 
die Dienstleistungen oder Übungen nach dem 
Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leist-
en. Die Dienstleistungen und Übungen gelten 
nicht als Beschäftigung im Sinne des § 5 Abs. 1 
Nr. 1 und § 6 Abs. 1 Nr. 3.  
 
(5) Die Zeit in einem Wehrdienstverhältnis 
besonderer Art nach § 6 des Einsatz-
Weiterverwendungsgesetzes gilt nicht als 
Beschäftigung im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 1 
und § 6 Abs. 1 Nr. 3. 
 
Versicherungsfreiheit Strafgefangener 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 7 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach diesem Gesetz ist, wer im 
Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheits-
strafen oder freiheitsentziehenden Maßregeln 
der Besserung und Sicherung oder einstweilig 
nach § 126a Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
untergebracht ist und unmittelbar vor der 
Unterbringung nicht nach diesem Gesetz 
versichert war. 
 
Diese Regelung war erstmals im 
Gesetzentwurf zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes enthalten und 

regelt dort noch als Nr. 8, dass in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nach dem 
KSVG versicherungsfrei ist, wer im Vollzug von 
Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen oder 
freiheitsentziehenden Maßregeln der Bess-
erung und Sicherung oder einstweilig nach § 
126 a Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
untergebracht ist und unmittelbar vor der 
Unterbringung nicht nach diesem Gesetz 
versichert war.245 In der Gesetzesbegründung 
hieß es zu dieser Regelung: „Aufgrund der neu 
eingefügten Nummer 8 werden Gefangene, 
die unmittelbar vor der Unterbringung nach 
dem KSVG nicht versichert waren, von der 
Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz ausgenommen, da sie nach §§ 56 ff. 
Strafvollzugsgesetz Anspruch auf Gesundheits-
fürsorge haben und deshalb eines Krankenver-
sicherungsschutzes nach dem KSVG nicht 
bedürfen.“246 In der Beschlussempfehlung 
rückte diese Regelung lediglich wegen der 
Zusammenfassung der Regelung der 
Nummern 1 und 2 um eine Nummer auf und 
fand sich in der Nr. 7. Eine Inhaltliche 
Änderung ging hiermit jedoch nicht einher.247 
Die Regelung in der Fassung der 
Beschlussempfehlung entsprach auch der 
Regelung in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606). Durch 
das Pflege-Versicherungsgesetz wurde der 
bisherige Text lediglich Absatz 1.248 Durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes fand lediglich 
wegen der Anfügung einer neuen Nr. 8 eine 
redaktionelle Änderung der Nummer 7 
statt.249 Die Fassung der Nr. 7, die sie durch 

                                                             
245 BR-Drs. 367/88, S. 4 (§ 5); identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 
246 BR-Drs. 367/88, S. 35-36; ganz überwiegend 
identisch mit BT-Drs. 11/2964, S. 15 (nur eine 
orthografische Abweichung). 
247 Vgl. BT-Drs. 11/3609, S. 7. 
248 Vgl. BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); 
identisch mit BT-Drs. 12/5262, S. 52 und § 5 KSVG i. 
d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt 
geändert durch Art 12 des Gesetzes v. 26.05.1994 
(BGBl I 1014 
249

 Vgl. BR-Drs. 729/00, S. 2 (Art. 1 Nr. 4 und Nr. 
35); identisch mit BT-Drs. 14/5066, BR-Drs. 729/00, 
S. 21-22; identisch mit BT-Drs. 14/5066; Vgl. hierzu 
auch: KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I 
S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des Zweiten 
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das Pflegeversicherungsgesetz erhielt, ent-
spricht auch der heutigen Fassung der Nr. 7. 
 
Im Einzelnen: 
 
Erfasster Personenkreis 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 7 KSVG erfasst lediglich den 
Personenkreis derjenigen Personen, die im 
Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheits-
strafen oder freiheitsentziehenden Maßregeln 
der Besserung und Sicherung oder einstweilig 
nach § 126a Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
untergebracht sind. Unter Berücksichtigung 
der Gesetzesbegründung, die darauf abstellt, 
dass dieser Personenkreis von der Kranken-
versicherungspflicht nach diesem Gesetz 
ausgenommen ist, weil er nach §§ 56 ff. 
Strafvollzugsgesetz Anspruch auf Gesundheits-
fürsorge hat und daher des Krankenver-
sicherungsschutzes nach dem KSVG nicht 
bedürfe, ist nach Auffassung der Autorin von 
dieser Regelung nur erfasst, wer auch nach §§ 
56 ff Strafvollzugsgesetz Anspruch auf 
Gesundheitsfürsorge hat und aus diesem 
Grund des Krankenversicherungsschutzes 
nach dem KSVG nicht bedarf. 
 
Und unmittelbar vor der Unterbringung nicht 
nach diesem Gesetz versichert war 
 
Außerdem setzt § 5 Absatz 1 Nr. 7 kumulativ 
voraus, dass die betreffende Person, unmit-
telbar vor der Unterbringung nicht nach dem 
KSVG versichert war. Bei denjenigen, die 
unmittelbar vor der Unterbringung nach dem 
KSVG in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert waren, bleibt der Versicherungs-
schutz in der gesetzlichen Krankenversicher-
ung nach dem KSVG erhalten. 
 
Versicherungsfreiheit von Studenten 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 8 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach diesem Gesetz ist, wer 
während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung 

                                                                                         
Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027). 

dienenden Schule eine selbständige künstl-
erische oder publizistische Tätigkeit ausübt. 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 8 KSVG wurde erstmals mit 
dem Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes in das 
KSVG eingefügt. Der Gesetzentwurf zu dieser 
Regelung sah vor, dass hierin geregelt werden 
sollte, dass in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach diesem Gesetz versich-
erungsfrei ist, wer während der Dauer seines 
Studiums als ordentlicher Studierender einer 
Hochschule oder einer der fachlichen 
Ausbildung dienenden Schule eine selbst-
ändige künstlerische oder publizistische 
Tätigkeit ausübt.“250 Im Zusammenhang 
hiermit ist ferner die Änderung des § 56 
Absatz 2 KSVG zu nennen, die nach dem 
Gesetzentwurf wie folgt lauten sollte: „§ 5 
Abs. 1 Nr. 8 ist nicht auf Personen 
anzuwenden, die ihr Studium vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgenommen 
haben.“251 Im Allgemeinen Teil der 
Begründung zu diesem Gesetzentwurf wurde 
ausgeführt: „-Für Studenten, deren Studium 
die Haupttätigkeit darstellt, wird ein 
Ausweichen in die günstige Krankenver-
sicherung nach dem KSVG ausgeschlossen.“252 
Zur Begründung der Änderungen des § 5 KSVG 
nach dem Gesetzentwurf hieß es im 
besonderen Teil der Gesetzesbegründung: 
„Um ein ungerechtfertigtes Ausweichen in die 
Künstlersozialversicherung zu verhindern, 
übernimmt die neue Nummer 8 des § 5 Abs. 1 
KSVG in Bezug auf die gesetzliche Kranken-
versicherung und die soziale Pflegever-
sicherung von Studenten den Versicherungs-
freiheitstatbestand des § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V. 
Versicherungsfreiheit nach dem KSVG tritt nur 
dann ein, wenn das Studium Zeit und 
Arbeitskraft überwiegend in Anspruch nimmt. 
Selbständige Künstler und Publizisten, die das 
Studium als Nebentätigkeit ausüben, bleiben 
nach dem KSVG versichert. Die Neuregelung 
gilt nur für Personen, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes das Studium 

                                                             
250

 BR-Drs. 729/00, S. 2 (Art. 1 Nr. 4 und Nr. 35); 
identisch mit BT-Drs. 14/5066. 
251

 BR-Drs. 729/00, S. 11; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
252 BR-Drs. 729/00, S. 18; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
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aufnehmen (s. u. Nummer 35).“253 Zur 
Begründung der Änderung des § 56 Abs. 2 
KSVG hieß es: „Die Vorschrift enthält 
Übergangsregelungen *…+ zur Versicherungs-
freiheit nach dem KSVG in der gesetzlichen 
Krankenversicherung für Studenten (s.o. 
Nummer 4 Buchstabe d).“254 Die Beschluss-
empfehlung empfahl folgende Änderung des § 
56 Absatz 2 des Gesetzentwurfes: „(2) § 5 Abs. 
1 Nr. 8 ist nicht auf Personen anzuwenden, die 
ihr Studium vor dem 1. Juli 2001 
aufgenommen haben.“255 Zur Begründung 
hierzu hieß es: „Redaktionelle Anpassung an 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes.“256 Die im Bundesgesetzblatt 
veröffentlichte Fassung des § 5 Absatz 1 Nr. 8 
KSVG und des § 56 KSVG entsprachen dem 
Gesetzentwurf in der Fassung der 
Beschlussempfehlung.257§ 5 Absatz 1 Nr. 8 
KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch Art. 1 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027) regelt, 
dass in der gesetzlichen Krankenversicherung 
nach dem KSVG versicherungsfrei ist, wer 
während der Dauer seines Studiums als 
ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung 
dienenden Schule eine selbständige 
künstlerische oder publizistische Tätigkeit 
ausübt.  
 
Im Einzelnen: 
 
Allgemeines 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 8 KSVG regelt, dass 
versicherungsfrei in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem KSVG ist, wer 
während der Dauer seines Studiums als 

                                                             
253 BR-Drs. 729/00, S. 21-22; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
254

 BR-Drs. 729/00, S. 30; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
255

 BT-Drs. 14/5792 (Zu Art. 1 Nr. 35), S. 13. 
256

 BT-Drs. 14/5792 (Zu Art. 1 Nr. 35), S. 28. 
257

 Vgl. hierzu: KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027). 

ordentlicher Studierender einer Hochschule 
oder einer der fachlichen Ausbildung 
dienenden Schule eine selbständige 
künstlerische oder publizistische Tätigkeit 
ausübt. Aus der Gesetzesbegründung geht 
hervor welcher gesetzgeberische Wille hiermit 
verfolgt wurde. Hiernach sollte für Studenten, 
für die das Studium die Haupttätigkeit 
darstelle, ausgeschlossen werden, dass diese 
in die günstige Krankenversichrung nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz aus-
weichten.258 Dies sollte durch die Übernahme 
des Versicherungsfreiheitstatbestandes des § 
6 Absatz 1 Nr. 3 SGB V in § 5 Absatz 1 Nr. 8 
KSVG erfolgen.  
 
Während der Dauer seines Studiums  
 
Der Versicherungsfreiheitstatbestand des § 5 
Absatz 1 Nr. 8 tritt nur für die Dauer des 
Studiums ein. 
 
Als ordentlicher Studierender einer 
Hochschule oder einer der fachlichen 
Ausbildung dienenden Schule  
 
Der erfasste Personenkreis beschränkt sich bei 
§ 5 Absatz 1 Nr. 8 KSVG auf ordentliche 
Studierende einer Hochschule und ordentliche 
Studierende einer der fachlichen Ausbildung 
dienenden Schule. In der Gesetzesbegründung 
wurde klargestellt, dass Versicherungsfreiheit 
nach dem KSVG bei diesem Personenkreis in 
dem Fall eintreten soll, dass das Studium die 
Zeit und die Arbeitskraft überwiegend in 
Anspruch nimmt, ohne jedoch zu erläutern, 
wann dies der Fall ist. Außerdem geht aus der 
Gesetzesbegründung hervor, dass im Falle 
derjenigen selbständige Künstler und 
Publizisten, bei denen die Ausübung des 
Studiums eine Nebentätigkeit sei, keine 
Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 1 Nr. 8 
KSVG eintreten sollte. Auch sollten von 
diesem Versicherungsfreihtstatbestand nur 
diejenigen ordentlichen Studierenden erfasst 
werden, die ihr Studium nach Inkrafttreten 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes 
aufnahmen. Hierzu verwies die 

                                                             
258 BR-Drs. 729/00, S. 18; identisch mit BT-Drs. 
14/5066. 
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Gesetzesbegründung auf die Nummer 35 des 
Gesetzentwurfs, in der unter anderem die 
Änderung des § 56 Absatz 2 KSVG enthalten 
war, der regelte, dass § 5 Abs. 1 Nr. 8 nicht auf 
Personen anzuwenden ist, die ihr Studium vor 
dem 1. Juli 2001 aufgenommen haben. 
 
Eine selbständige künstlerische oder 
publizistische Tätigkeit ausübt. 
 
§ 5 Absatz 1 Nr. 8 KSVG setzt außerdem die 
Ausübung einer selbständige künstlerische 
oder publizistische Tätigkeit dieses Personen-
kreises während der Dauer des Studiums 
voraus. 
 
Versicherungsfreiheit in der sozialen 
Pflegeversicherung 
 
Versicherungsfreiheit in der sozialen 
Pflegeversicherung tritt in den Fällen des § 5 
Absatz 2 KSVG ein. 
 
Die Regelung des § 5 Absatz 2 KSVG fand erst 
durch das Pflege-Versicherungsgesetz Eingang 
in das Künstlersozialversicherungsgesetz. 
  
Der Gesetzentwurf zum Pflege-
Versicherungsgesetz sah vor, dass folgender 
Absatz 2 angefügt werde: 
 
„(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
 
2.nach den §§ 6 oder 7 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden 
 
ist. Nummer 2 gilt nicht für selbständige 
Künstler und Publizisten, die freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
sind.“259 
 
Zur Begründung hieß es: „§ 5 bestimmt die 
Fälle, in denen es in der gesetzlichen 
Krankenversicherung eines besonderen 
Schutzes durch das KSVG nicht bedarf. Soweit 
eine Schutzbedürftigkeit in der Kranken-

                                                             
259 BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 52. 

versicherung besteht, kann sie auch für die 
Pflegeversicherung angenommen werden. Die 
Tatbestände, die zur Versicherungsfreiheit in 
der gesetzlichen Krankenversicherung führen, 
sollen daher auch für die Versicherungsfreiheit 
in der sozialen Pflegeversicherung gelten. 
Entsprechend dem Grundsatz, daß die 
Pflegeversicherung der Krankenversicherung 
folgt, soll Versicherungsfreiheit auch 
eintreten, wenn sich der Künstler oder 
Publizist von der Krankenversicherungspflicht 
hat befreien lassen, es sei denn, er versichert 
sich freiwillig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung.“260 Im Rahmen der 
Beschlussempfehlung wurde empfohlen, dass 
in dem neuen § 5 Absatz 2 des Gesetzentwurfs 
der Satz 2 wegfallen solle.261 Hierbei sollte es 
sich nach der Begründung hierzu um eine 
„Anpassung an die Regelungen des SGB XI 
über die Pflegeversicherung der Personen, die 
freiwillig in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versichert sind“, handeln.262 Die 
schließlich im Bundesgesetzblatt veröffent-
lichte Fassung des § 5 Absatz 2 KSVG lautete:   
 
„(2) In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
1.nach Absatz 1 versicherungsfrei oder 
2.nach § 6 oder § 7 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden 
 
ist.“263 Die Änderung des § 5 Absatz 2 Nr. 2 
KSVG im Laufe des weiteren Gesetz-
gebungsverfahrens („§ 6 oder § 7“ statt „§§ 6 
oder 7“) kann von der Autorin nicht 
nachvollzogen werden. Diese Fassung des § 5 
Absatz 2 KSVG entsprach auch der Fassung des 
§ 5 Absatz 2  KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch Art 12 des 
Gesetzes v. 26.05.1994 (BGBl I 1014). Dieser 
Gesetzeswortlaut entspricht dem gegen-
wärtigem Gesetzeswortlaut des § 5 Absatz 2 
KSVG. 
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 BR-Drs. 505/93, S. 165 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 165. 
261

 BT-Drs. 12/5920, S. 119. 
262

 BT-Drs. 12/5952, S. 55. 
263 § 5 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I 
S. 705) zuletzt geändert durch Art 12 des Gesetzes 
v. 26.05.1994 (BGBl I 1014). 
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Im Einzelnen: 
 
In der sozialen Pflegeversicherung ist nach 
diesem Gesetz versicherungsfrei, wer 
 
Der Absatz 2 des § 5 KSVG regelt die Fälle der 
Versicherungsfreiheit in der sozialen 
Pflegeversicherung nach dem KSVG. § 5 
Absatz 2 KSVG sieht zwei Fälle der Ver-
sicherungsfreiheit in der sozialen Pflege-
versicherung vor, die alternativ („oder“) 
vorliegen können. 
 
Versicherungsfreiheit in den Fällen des 
Absatz 1 
 
Zunächst sieht § 5 Absatz 2 Nr. 1 KSVG den Fall 
der Versicherungsfreiheit in der sozialen 
Pflegeversicherung  für denjenigen Personen-
kreis vor, der nach Absatz 1 versicherungsfrei 
ist. Hierzu heißt es in der 
Gesetzesbegründung:  „§ 5 bestimmt die Fälle, 
in denen es in der gesetzlichen 
Krankenversicherung eines besonderen 
Schutzes durch das KSVG nicht bedarf. Soweit 
eine Schutzbedürftigkeit in der Krankenver-
sicherung besteht, kann sie auch für die 
Pflegeversicherung angenommen werden. Die 
Tatbestände, die zur Versicherungsfreiheit in 
der gesetzlichen Krankenversicherung führen, 
sollen daher auch für die Versicherungsfreiheit 
in der sozialen Pflegeversicherung gelten.“264 
Demnach tritt also immer dann, wenn nach § 
5 Absatz 1 KSVG Versicherungsfreiheit in der 
gesetzlichen Krankenversicherung eintritt, 
auch Versicherungsfreiheit in der sozialen 
Pflegeversicherung ein. 
 
Versicherungsfreiheit bei Befreiung nach § 6 
oder § 7 von der Krankenversicherungspflicht 
 
Außerdem sieht § 5 Absatz 2 Nr. 2 KSVG für 
denjenigen Personenkreis den Fall der 
Versicherungsfreiheit in der sozialen 
Pflegeversicherung vor, der nach § 6 oder § 7 
KSVG von der Krankenversicherungspflicht 
befreit worden ist. In der Gesetzesbegründung 
heißt es hierzu: „Entsprechend dem Grund-
satz, daß die Pflegeversicherung der 

                                                             
264 BR-Drs. 505/93, S. 165 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 165. 

Krankenversicherung folgt, soll Versicherungs-
freiheit auch eintreten, wenn sich der Künstler 
oder Publizist von der Krankenversicher-
ungspflicht hat befreien lassen, *…+.“265 Zu § 6 
KSVG und § 7  KSVG werden in diesem Aufsatz 
noch Ausführungen erfolgen, so dass an dieser 
Stelle auf ein näheres Eingehen auf diese 
Paragrafen verzichtet wird. 
 
Die Autorin kann leider die Änderung des § 5 
Absatz 2 Nr. 2 KSVG („§ 6 oder § 7“ statt „§§ 6 
oder 7“)  im Laufe des weiteren  Gesetzge-
bungsverfahrens nicht nachvollziehen. 
 
Der Gesetzentwurf sah jedoch auch noch vor, 
dass gemäß § 5 Absatz 2 Satz 2 KSVG die 
Nummer 2 nicht  für selbständige Künstler und 
Publizisten gelte, „die freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
sind.“266 Auch in der Gesetzesbegründung 
wurde hierauf noch eingegangen und 
ausgeführt, dass Versicherungsfreiheit als 
Ausnahme vom Grundsatz des § 5 Absatz 2 Nr. 
2 KSVG („es sei denn“) nicht eintreten solle, 
wenn der Künstler oder Publizist sich freiwillig 
in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert.267 Allerdings wurde im Rahmen der 
Beschlussempfehlung empfohlen, dass in dem 
neuen § 5 Absatz 2 des Gesetzentwurfs der 
Satz 2 wegfallen solle.268 Es handelte sich 
hierbei um eine „Anpassung an die 
Regelungen des SGB XI über die Pflege-
versicherung der Personen, die freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
sind“.269 § 20 Absatz 3 SGB XI regelt, dass 
freiwillige Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherungspflichtig in 
der sozialen Pflegeversicherung sind. 
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 BR-Drs. 505/93, S. 165 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 165. 
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 BR-Drs. 505/93, S. 52 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 52. 
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 BR-Drs. 505/93, S. 165 (Art. 11 Nr. 2); identisch 
mit BT-Drs. 12/5262, S. 165. 
268 BT-Drs. 12/5920, S. 119. 
269

 BT-Drs. 12/5952, S. 55. 
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Rechtsanwältin Atefeh Shariatmadari 
 
Das Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) - Teil V - Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
- hier: §§ 6-7a KSVG -  

Nachdem im ersten Aufsatz aus der Aufsatzreihe zum Künstlersozialversicherungsgesetz (Das 
Künstlersozialversicherungsgesetz – Teil I -) der Umfang der Versicherungspflicht behandelt worden 
ist, sollen in den folgenden Aufsätzen die Ausnahmen von der Versicherungspflicht dargestellt 
werden. Gegenstand dieses Aufsatzes sollen herbei §§ 6-7a KSVG sein. 
 
Die Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
sind im zweiten Abschnitt des ersten Kapitels 
des ersten Teils des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes geregelt. Der erste Teil des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes regelt die 
Sozialversicherung der selbständigen Künstler 
und Publizisten. Das erste Kapitel dieses 
ersten Teils behandelt den Kreis der 
versicherten Personen. Der erste Abschnitt 
des ersten Kapitels des ersten Teils, der 
bereits in dem ersten Aufsatz aus dieser 
Aufsatzreihe behandelt worden ist, umfasst 
die Regelungen zum Umfang der Versicher-
ungspflicht. Gegenstand des vorliegenden 
Aufsatzes sind §§ 6-7a KSVG, die im zweiten 
Abschnitt des ersten Kapitels des ersten Teils 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes gere-
gelt sind. Dieser Abschnitt enthält die Regel-
ungen über die Ausnahmen von der 
Versicherungs-pflicht. §§ 6-7a KSVG, die sich 
in diesem Abschnitt befinden, regeln die 
Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht auf Antrag. 
 
Der zweite Abschnitt des ersten Kapitels des 
ersten Teils des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes ist in zwei Unterabschnitte unterteilt. 
Der erste Unterabschnitt, der die §§ 3-5 KSVG 
umfasst, regelt die Versicherungsfreiheit kraft 
Gesetzes und ist in der Aufsätzen Teil II-IV 
dieser Aufsatzreihe behandelt worden. Der 
zweite Unterabschnitt (§§ 6-7a KSVG) erfasst 
die Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht auf Antrag. Dieser Unterabschnitt ist 
Gegenstand der folgenden Ausführungen.  
 
Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht auf Antrag 
 
Die §§ 6-7a KSVG regeln die Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht auf Antrag. Bei  

 
diesen Regelungen handelt es sich um 
Befreiungsmöglichkeiten von der Krankenver-
sicherungspflicht. Die Regelungen über die 
Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht sind zu unterscheiden von den 
Regelungen über die Versicherungsfreiheit. 
Die Regelungen über die Versicherungs-
freiheit, die bereits behandelt worden sind,  
führen im Falle des Vorliegens ihrer jeweiligen 
Voraussetzungen kraft Gesetzes, unabhängig 
vom Willen des Künstlers oder Publizisten zum 
Ausschluss aus dem jeweiligen Versicherungs-
zweig.270 Die Befreiung von der Krankenver-
sicherungspflicht nach den Befreiungs-
regelungen der §§ 6-7a KSVG ist vom Willen 
des Künstlers oder Publizisten eine entsprech-
ende Willenserklärung gegenüber der Krank-
enversicherung nach dem KSVG abzugeben, 
abhängig.271 
 
Im Folgenden wird die Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht auf Antrag (§§ 6-
7a KSVG) thematisiert werden. § 6 KSVG regelt 
hierbei die Möglichkeit der Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht für Berufsan-
fänger, § 7 KSVG enthält die Möglichkeit der 
Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht für höherverdienende Künstler und 
Publizisten und § 7a KSVG enthält Verfahrens-
vorschriften. 
 
§ 6 KSVG 
 
§ 6 KSVG vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 705), das 
zuletzt durch Artikel 14a des Gesetzes vom 22. 

                                                             
270

 Fink/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 4. Aufl. 
(Stand: 2009), Vorb. §§ 6-7a, Rn. 1. 
271 Fink/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 4. Aufl. 
(Stand: 2009), Vorb. §§ 6-7a, Rn. 1.  
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Dezember 2011 (BGBl. I S. 3057) geändert 
worden ist, lautet: 
 
§ 6  
 
(1) Wer erstmals eine Tätigkeit als 
selbständiger Künstler oder Publizist aufnimmt 
und nicht zu dem in § 5 Abs. 1 genannten 
Personenkreis gehört, wird auf Antrag von der 
Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit, wenn er der Künstlersozial-
kasse eine Versicherung für den Krankheitsfall 
bei einem privaten Krankenversicherungs-
unternehmen nachweist. Voraussetzung ist, 
daß er für sich und seine Familienangehörigen, 
die bei Versicherungspflicht des Künstlers 
oder Publizisten in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versichert wären, Vertrags-
leistungen beanspruchen kann, die der Art 
nach den Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Krankheit entsprech-
en. Der Antrag ist spätestens drei Monate 
nach Feststellung der Versicherungspflicht bei 
der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
 
(2) Wer nach Absatz 1 von der Kranken-
versicherungspflicht befreit worden ist, kann 
gegenüber der Künstlersozialkasse bis zum Ab-
lauf der in § 3 Abs. 2 genannten Frist 
schriftlich erklären, daß seine Befreiung von 
der Versicherungspflicht enden soll. Die 
Versicherungspflicht beginnt nach Ablauf der 
in § 3 Abs. 2 genannten Frist. 
 
Normhistorie 
 
1. Der Gesetzentwurf des KSVG aus dem Jahre 
1976 enthielt noch keine § 6 KSVG 
entsprechende Regelung. 
 
2. Anders verhielt es sich mit dem 
Gesetzentwurf des KSVG aus dem Jahre 
1979272 , der eine § 6 KSVG entsprechende 
Regelung enthielt, der  später auch die 
Regelungen aus dem Gesetzentwurf des KSVG 
aus dem Jahre 1981 entsprach273, die nach der 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung unverändert bleiben 
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sollte274 und mit unverändertem Wortlaut im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde275. § 6 
KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) lautet:  
 
(1) Wer erstmals eine Tätigkeit als 
selbständiger Künstler oder Publizist aufnimmt 
und nicht zu dem in § 5 genannten 
Personenkreis gehört, ist innerhalb der ersten 
fünf Jahre nach Aufnahme der Tätigkeit zur 
Versicherung für den Krankheitsfall bei einem 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
oder einem Krankenversicherungsunter-
nehmen verpflichtet. 
 
(2) Die Versicherung bei einem 
Krankenversicherungsunternehmen ist der 
Künstlersozialkasse nachzuweisen. Die Ver-
sicherung muss auch für die Angehörigen, für 
die bei einer Versicherung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung Anspruch auf Familien-
krankenpflege bestehen würde, Vertrags-
leistungen vorsehen, die der Art nach den 
Leistungen der Krankenhilfe entsprechen. 
 
(3) In der gesetzlichen Krankenversicherung 
wird versichert, wer dies beantragt. Über den 
Antrag entscheidet die Künstlersozialkasse. 
 
(4) Wer innerhalb von drei Monaten nach 
Feststellung der Pflicht zur Versicherung 
weder den Nachweis nach Absatz 2 erbringt, 
noch den Antrag nach Absatz 3 stellt, wird in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert. 
 
Zur Begründung des § 6 des Gesetzentwurfes 
des KSVG aus dem Jahre 1981, die bis auf eine 
orthografische Korrektur der Begründung des 
§ 6 des Gesetzentwurfes aus dem Jahre 1979  
entspricht276, hieß es:  
 
„Die Aufnahme einer selbständigen 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit 
ist typischerweise mit besonderer Unsicher-
heit verbunden. Viele Berufsanfänger sehen 
sich nach einiger Zeit aus wirtschaftlichen 
Gründen gezwungen, den Beruf aufzugeben. 
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Es erscheint daher nicht zweckmäßig, den 
krankenversicherungsrechtlichen Status für 
Berufsanfänger festzulegen. Die Vorschrift 
gewährt deshalb in Absatz 1 den Berufs-
anfängern ein ihren individuellen Wünschen 
und Bedürfnissen entsprechendes Wahlrecht. 
Es wird jedoch eine Pflicht zur Versicherung 
für den Krankheitsfall statuiert. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß diese Pflicht einer 
Krankenversicherungspflicht nach anderen 
Gesetzen vorgeht, wenn diese Gesetze den 
Eintritt der Versicherungspflicht davon 
abhängig machen, daß eine Versicherungs-
pflicht „nach anderen gesetzlichen Vorschr-
iften“ nicht besteht (so z. B. § 165 Abs. 6 der 
Reichsversicherungsordnung, § 3 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte). 
 
Die Absätze 2 und 3 regeln die Ausübung des 
Wahlrechts näher. 
 
Nur wenn der zur Versicherung Verpflichtete 
von seinem Wahlrecht keinen Gebrauch 
macht, tritt wegen des sozialen Schutzbe-
dürfnisses Versicherungspflicht in der gesetz-
lichen Krankenversicherung nach Absatz 4 ein. 
Dabei wird erwartet, daß die Künstler-
sozialkasse den Versicherten bei der Fest-
stellung der Pflicht zur Versicherung bereits 
auf die Frist für die Ausübung der Wahl 
hinweist und ihn auf die Folgen der 
unterlassenen Wahl aufmerksam macht.“277 
 
3. Eine neue Fassung erhielt § 6 KSVG durch 
das Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes. Im Gesetzentwurf 
lautete die Fassung des § 6: 
 
„(1) Wer erstmals eine Tätigkeit als 
selbständiger Künstler oder Publizist aufnimmt 
und nicht zu dem in § 5 genannten 
Personenkreis gehört, wird auf Antrag von der 
Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit, wenn er der Künstlersozial-
kasse eine Versicherung für den Krankheitsfall 
bei einem privaten Krankenversicherungs-
unternehmen nachweist. Voraussetzung ist, 
daß er für sich und seine Familienangehörigen, 
die bei Versicherungspflicht des Künstlers 
oder Publizisten in der gesetzlichen 
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Krankenversicherung versichert wären, 
Vertragsleistungen beanspruchen kann, die 
der Art nach den Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Krankheit entspr-
echen. Der Antrag ist spätestens drei Monate 
nach Feststellung der Versicherungspflicht bei 
der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
(2) Wer nach Absatz 1 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden ist, kann 
gegenüber der Künstlersozialkasse bis zum 
Ablauf von drei Jahren nach erstmaliger 
Aufnahme der selbständigen künstlerischen 
oder publizistischen Tätigkeit schriftlich erkl-
ären, daß seine Befreiung von der Versich-
erungspflicht enden soll. Die Versicherungs-
pflicht beginnt nach Ablauf der 
Dreijahresfrist.“278 
 
Bereits in dem Bericht der Bundesregierung 
über die mit dem Künstlersozial-
versicherungsgesetz gewonnenen praktischen 
Erfahrungen, der diesem Gesetzentwurf zugr-
unde lag, wurde ausgeführt:  
 
„Berufsanfänger haben nach derzeitigem 
Recht die Wahl, ob sie der gesetzlichen 
Krankenversicherung angehören oder eine 
private Krankenversicherung mit vergleich-
baren Leistungen abschließen wollen. Nach 
Ablauf von fünf Jahren müssen diejenigen, die 
die private Krankenversicherung gewählt 
haben, in die gesetzliche Krankenversicherung 
eintreten. Diese Pflicht ist bei den 
Betroffenen, die in der privaten Krankenver-
sicherung verbleiben wollen, auf 
Unverständnis gestoßen. Ihnen soll künftig 
nach Ablauf von drei Jahren eine erneute 
Wahlmöglichkeit eingeräumt werden, wobei 
die Entscheidung für die private Krankenver-
sicherung dann aber unwiderruflich sein soll 
(Artikel 1 Nr. 1 § 6 des Gesetzentwurfs).“279 
 
In der Gesetzesbegründung hieß es zu der 
oben dargestellten Fassung des § 6: 
 
„Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 6 KSVG. 
Das Verwaltungsverfahren wird durch die 
Neufassung als Befreiungstatbestand verein-
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facht; der nach dem bisherigen § 6 Abs. 4 
KSVG mögliche dreimonatige Schwebezustand 
wird beseitigt. Die Dreijahresfrist entspricht 
der verkürzten Frist in § 3 Abs. 2 KSVG. 
 
Die nach dem bisherigen Rechtszustand 
bestehende Pflicht zum Eintritt in die 
gesetzliche Krankenversicherung (mit Aus-
nahme einer Befreiung nach § 7 KSVG) ist bei 
den Betroffenen, die in der privaten 
Krankenversicherung verbleiben wollten, auf 
Unverständnis gestoßen. Absatz 2 räumt 
daher den von der gesetzlichen 
Krankenversicherungspflicht Befreiten mit Ab-
lauf der Dreijahresfrist eine erneute 
Wahlmöglichkeit ein. Diese Entscheidung ist 
dann allerdings unwiderruflich.“280 
 
Nach der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung sollte § 6 
Absatz 1 des Gesetzentwurfs unverändert 
bleiben281, allerdings wurde folgende Änder-
ung des § 6 Absatz 2 des Gesetzentwurfs 
empfohlen: 
 
„(2) Wer nach Absatz 1 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden 
ist, kann gegenüber der Künstlersozialkasse 
bis zum Ablauf von fünf Jahren nach 
erstmaliger Aufnahme der selbständigen 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit 
schriftlich erklären, daß seine Befreiung von 
der Versicherungspflicht enden soll. Die 
Versicherungspflicht beginnt nach Ablauf der 
Fünfjahresfrist.“282 
 
Zur Begründung dieser Empfehlung hieß es: „ 
Folgeänderung zu Nummer 1 Buchstabe b.“283 
Zur Begründung der Nummer 1 (§ 3) Buch-
stabe b hieß es: „Durch die Änderung wird die 
im Entwurf vorgesehene Verkürzung der 
Berufsanfängerfrist von fünf auf drei Jahre 
rückgängig gemacht und die bisherige 
Regelung wiederhergestellt.“284 
 
§ 6 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
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Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606) lautete: 
 
„(1) Wer erstmals eine Tätigkeit als 
selbständiger Künstler oder Publizist aufnimmt 
und nicht zu dem in § 5 genannten 
Personenkreis gehört, wird auf Antrag von der 
Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit, wenn er der Künstlersozial-
kasse eine Versicherung für den Krankheitsfall 
bei einem privaten Krankenversicherungs-
unternehmen nachweist. Voraussetzung ist, 
daß er für sich und seine Familienangehörigen, 
die bei Versicherungspflicht des Künstlers 
oder Publizisten in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert wären, Ver-
tragsleistungen beanspruchen kann, die der 
Art nach den Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Krankheit entspr-
echen. Der Antrag ist spätestens drei Monate 
nach Feststellung der Versicherungspflicht bei 
der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
(2) Wer nach Absatz 1 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden 
ist, kann gegenüber der Künstlersozialkasse 
bis zum Ablauf von fünf Jahren nach erst-
maliger Aufnahme der selbständigen künstl-
erischen oder publizistischen Tätigkeit 
schriftlich erklären, daß seine Befreiung von 
der Versicherungspflicht enden soll. Die 
Versicherungspflicht beginnt nach Ablauf der 
Fünfjahresfrist.“ 
 
4. Die bisher letzte Änderung des § 6 KSVG 
erfolgte durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze. Der 
Gesetzentwurf zu diesem Gesetz enthielt 
folgende Änderungen des § 6 KSVG:  
 
„5. § 6 wird wie folgt geändert: 
 
a)In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 
5“ die Angabe „Abs. 1“ eingefügt. 
 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Satz 1 werden die Wörter „von fünf 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
selbständigen künstlerischen oder publizist-
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ischen Tätigkeit“ durch die Wörter „der in § 3 
Abs. 2 genannten Frist“ ersetzt. 
 
bb) In Satz 2 wird das Wort „Fünfjahresfrist“ 
durch die Wörter „in § 3 Abs. 2 genannten 
Frist“ ersetzt.“285 
 
Zur Begründung hieß es in der Gesetzesbe-
gründung: 
 
„Redaktionelle Änderung und Folgeänder-
ungen zur Änderung des § 3 Abs. 2 KSVG (s. o. 
Nummer 2 Buchstabe b)“.286  
 
Die Nummer 2 Buchstabe b sah folgende 
Änderung vor:   
 
„2. § 3 wird wie folgt geändert *…+ b) In Absatz 
2 wird das Wort „fünf“ durch das Wort „drei“ 
ersetzt und folgender Satz angefügt: „Die Frist 
nach Satz 1 verlängert sich um die Zeiten, in 
denen keine Versicherungspflicht nach diesem 
Gesetz oder Versicherungsfreiheit nach § 5 
Abs. 1 Nr. 8 besteht.“287  
 
Zur Begründung hierzu hieß es: „Die 
Neuregelung verkürzt den Zeitraum, in dem 
Berufsanfänger nach geltendem Recht (§ 3 
Abs. 2 KSVG) auch bei einem Arbeits-
einkommen unterhalb der Geringfügigkeits-
grenze versicherungspflichtig sind, von fünf 
auf drei Jahre. Die Dreijahresfrist verlängert 
sich um Zeiträume, in denen eine 
Versicherung nach dem KSVG nicht bestanden 
hat. Diese Regelung kommt neben Wehr- und 
Zivildienstleistenden vor allem Frauen in 
Mutterschafts- und Erziehungsurlaub sowie 
Künstlern und Publizisten, die zeitweise eine 
Arbeitnehmertätigkeit ausüben, zugute. 
Außerdem werden Zeiten, in denen 
Studierende eine selbständige künstlerische 
oder publizistische Nebentätigkeit ausüben, 
nicht auf die Berufsanfängerfrist ange-
rechnet.“288 

                                                             
285

 BR-Drs. 729/00 (identisch mit BT-Drs. 14/6066), 
S. 2-3. 
286

 BR-Drs. 729/00, S. 22; identisch mit BT-Drs. 
14/6066. 
287

 BR-Drs. 729/00 (identisch mit BT-Drs. 14/6066), 
S. 1  Nr. 2 (§ 3) Buchst. b. 
288 BR-Drs. 729/00 (identisch mit BT-Drs. 14/6066), 
S. 20 Zu Nummer 2 (§ 3) Zu Buchstabe b. 

Nach der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung sollte Artikel 
1 Nr. 5 des Gesetzentwurfs, der die Änderung-
en des § 6 KSVG enthielt, unverändert bleib-
en.289 
 
Die Änderungen des § 6 KSVG des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes und anderer Gesetze v. 
13.06.2001 (BGBl I 1027) entsprachen den Än-
derungen des Gesetzentwurfs.  
 
§ 6 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027) lautet: 
 
(1) Wer erstmals eine Tätigkeit als 
selbständiger Künstler oder Publizist aufnimmt 
und nicht zu dem in § 5 Abs. 1 genannten 
Personenkreis gehört, wird auf Antrag von der 
Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit, wenn er der 
Künstlersozialkasse eine Versicherung für den 
Krankheitsfall bei einem privaten Krankenver-
sicherungsunternehmen nachweist. Voraus-
setzung ist, daß er für sich und seine 
Familienangehörigen, die bei Versicherungs-
pflicht des Künstlers oder Publizisten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
wären, Vertragsleistungen beanspruchen 
kann, die der Art nach den Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung bei Krank-
heit entsprechen. Der Antrag ist spätestens 
drei Monate nach Feststellung der Ver-
sicherungspflicht bei der Künstlersozialkasse 
zu stellen. 
 
(2) Wer nach Absatz 1 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden ist, kann 
gegenüber der Künstlersozialkasse bis zum 
Ablauf der in § 3 Abs. 2 genannten Frist 
schriftlich erklären, daß seine Befreiung von 
der Versicherungspflicht enden soll. Die Ver-
sicherungspflicht beginnt nach Ablauf der in § 
3 Abs. 2 genannten Frist. 
 
Dieser Wortlaut des § 6 KSVG entspricht auch 
dem gegenwärtigen Wortlaut des § 6 KSVG i. 

                                                             
289

 BT-Drs. 14/5792, S. 7. 



74 
 

d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) 
zuletzt geändert durch Art. 14a des Gesetzes 
vom 22.12.2011 (BGBl. I S. 3057). 
 
Die Voraussetzungen des § 6 KSVG im 
Einzelnen  
 
§ 6 Absatz 1 KSVG 
 
§ 6 Absatz 1 KSVG i. d. F. des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art. 14a des Gesetzes vom 22.12.2011 
(BGBl. I S. 3057) lautet: 
 
(1) Wer erstmals eine Tätigkeit als 
selbständiger Künstler oder Publizist aufnimmt 
und nicht zu dem in § 5 Abs. 1 genannten 
Personenkreis gehört, wird auf Antrag von der 
Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit, wenn er der Künstler-
sozialkasse eine Versicherung für den 
Krankheitsfall bei einem privaten Krankenver-
sicherungsunternehmen nachweist. Voraus-
setzung ist, daß er für sich und seine 
Familienangehörigen, die bei Versicherungs-
pflicht des Künstlers oder Publizisten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
wären, Vertragsleistungen beanspruchen 
kann, die der Art nach den Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung bei 
Krankheit entsprechen. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Feststellung der 
Versicherungspflicht bei der Künstlersozial-
kasse zu stellen. 
 
§ 6 KSVG in der Fassung des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) enthielt Regel-
ungen, die mit der gegenwärtigen Fassung des 
§ 6  Absatz 1 KSVG vergleichbar sind.290 Auch 
wenn es beachtenswerte Änderungen dieser 
Regelungen seit dem gab, kann die damalige 
Gesetzesbegründung heute noch zur 
Auslegung des § 6 Absatz 1 KSVG 
herangezogen werden. Sofern spezifische 
Ausführungen zu denjenigen Regelungsin-
halten enthalten sind, die später nicht 
beibehalten worden sind, ergibt sich aus der 
Begründung zu der jeweils neuen Fassung 
oder der Begründung der Änderung, welche 
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Auswirkungen diese auf die Auslegung des § 6 
Absatz 1 KSVG haben. 
 
Zur Begründung des § 6 des Gesetzentwurfes 
des KSVG aus dem Jahre 1981 wurde 
ausgeführt: „Die Aufnahme einer selbst-
ändigen künstlerischen oder publizistischen 
Tätigkeit ist typischerweise mit besonderer 
Unsicherheit verbunden. Viele Berufsanfänger 
sehen sich nach einiger Zeit aus 
wirtschaftlichen Gründen gezwungen, den 
Beruf aufzugeben. Es erscheint daher nicht 
zweckmäßig, den krankenversicherungs-
rechtlichen Status für Berufsanfänger 
festzulegen. Die Vorschrift gewährt deshalb in 
Absatz 1 den Berufsanfängern ein ihren 
individuellen Wünschen und Bedürfnissen 
entsprechendes Wahlrecht. Es wird jedoch 
eine Pflicht zur Versicherung für den 
Krankheitsfall statuiert. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß diese Pflicht einer 
Krankenversicherungspflicht nach anderen 
Gesetzen vorgeht, wenn diese Gesetze den 
Eintritt der Versicherungspflicht davon 
abhängig machen, daß eine Versicherungs-
pflicht „nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften“ nicht besteht (so z. B. § 165 Abs. 
6 der Reichsversicherungsordnung, § 3 des 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte). Die Absätze 2 und 3 regeln die 
Ausübung des Wahlrechts näher. Nur wenn 
der zur Versicherung Verpflichtete von seinem 
Wahlrecht keinen Gebrauch macht, tritt 
wegen des sozialen Schutzbedürfnisses Ver-
sicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenver-sicherung nach Absatz 4 ein. 
Dabei wird erwartet, daß die Künstler-
sozialkasse den Versicherten bei der 
Feststellung der Pflicht zur Versicherung 
bereits auf die Frist für die Ausübung der Wahl 
hinweist und ihn auf die Folgen der 
unterlassenen Wahl aufmerksam macht.“291 
 
In der Gesetzesbegründung zu § 6 des 
Gesetzes zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes hieß es dann: „Absatz 1 
entspricht dem bisherigen § 6 KSVG. Das 
Verwaltungsverfahren wird durch die 
Neufassung als Befreiungstatbestand verein-
facht; der nach dem bisherigen § 6 Abs. 4 
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KSVG mögliche dreimonatige Schwebezustand 
wird beseitigt. Die Dreijahresfrist entspricht 
der verkürzten Frist in § 3 Abs. 2 KSVG. *…+.“292 
Damals wurde die Verkürzung der Berufsan-
fängerfrist von fünf auf drei Jahre im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens noch nicht 
durchgesetzt, so dass die obige Begründung 
lediglich im Hinblick auf die Dreijahresfrist zu 
korrigieren ist und im Übrigen bestehen 
bleiben kann.  
 
Wer erstmals eine Tätigkeit als selbständiger 
Künstler oder Publizist aufnimmt  
 
Es muss sich um die Aufnahme einer Tätigkeit 
als selbständiger Künstler oder Publizist 
handeln. Wer Selbständiger ist und wer 
Künstler und Publizist ist, ist im Rahmen dieser 
Aufsatzreihe bereits mehrfach ausgeführt 
worden, so dass insofern auf die 
Ausführungen zu diesen Voraussetzungen an 
anderer Stelle in dieser Aufsatzreihe 
verwiesen wird.  
 
Es muss sich ferner um die erstmalige 
Aufnahme einer solchen Tätigkeit handeln. 
Aus der Gesetzesbegründung zu § 6 KSVGE 
aus dem Jahre 1981 geht hervor, dass die 
Verwendung der Wörter „erstmals eine 
Tätigkeit *…+ aufnimmt“ erfolgt um hiermit 
Berufsanfänger zu erfassen. Denn in dieser 
Gesetzesbegründung ist die Sprache von 
Berufsanfängern.293 Die Verwendung der 
Wörter „erstmals eine Tätigkeit *…+ aufnimmt“ 
entspricht nach Auffassung der Autorin der 
Verwendung der Wörter „erstmaliger 
Aufnahme der Tätigkeit“ in § 3 Absatz 2 Satz 1 
KSVG. Daher ist als Berufsanfänger im Sinne 
des § 6 Absatz 1 Satz 1 KSVG zu sehen, wer 
auch Berufsanfänger nach § 3 Absatz 2 Satz 1 
KSVG ist. 
 
Diese Voraussetzung hat sich seit Einführung 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes durch 
KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) bis zum 
gegenwärtigen Stand des Gesetzes nicht 
geändert.   
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Und  
 
Die Verwendung des Wortes „und“ 
verdeutlicht, dass kumulativ die 
Voraussetzungen vorzuliegen haben, dass es 
sich um eine Person handeln muss, die 
erstmals eine Tätigkeit als selbständiger 
Künstler oder Publizist aufnimmt (1) und die 
nicht zu dem in § 5 Abs. 1 genannten 
Personenkreis gehört (2). 
 
Nicht zu dem in § 5 Abs. 1 genannten 
Personenkreis gehört  
 
Die Möglichkeit der Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht steht nur 
denjenigen Berufsanfängern offen, die nicht 
bereits nach § 5 Absatz 1 KSVG in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicher-
ungsfrei sind. Im Hinblick auf die einzelnen 
Versicherungsfreiheitstatbestände des § 5 
Absatz 1 KSVG soll an dieser Stelle lediglich auf 
die Ausführungen zu § 5 Absatz 1 KSVG und 
den einzelnen Versicherungsfreiheits-
tatbeständen des § 5 Absatz 1 KSVG in dieser 
Aufsatzreihe verwiesen werden. Bis zum 
Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze lautete diese 
Voraussetzung, die im Übrigen seit der 
Einführung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes im Jahre 1981 in § 6 Absatz 1 
enthalten war: „nicht zu dem in § 5 genannten 
Personenkreis gehört“.  Nach dem 
Gesetzentwurf zu dem Zweiten Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze war in § 6 
Absatz 1 Satz 1 KSVG  nach der Angabe „§ 5“ 
die Angabe „Abs. 1“ einzufügen. Bei der 
Änderung des § 6 Absatz 1 Satz 1 KSVG 
handelte es sich lediglich um eine 
redaktionelle Änderung294, die dadurch 
bedingt wurde, dass durch das Pflege-
Versicherungsgesetz der vorherige Text des § 
5 KSVG, der die Versicherungsfreiheitstat-
bestände im Hinblick auf die gesetzliche 
Krankenversicherung enthielt, nunmehr zum § 
5 Absatz 1 KSVG wurde.  
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Wird auf Antrag von der 
Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit 
 
Nach dem gegenwärtigen Stand des § 6 Absatz 
1 KSVG ist dieser als Möglichkeit der Befreiung 
von der Krankenversicherungspflicht geregelt.  
 
Dies war im Künstlersozialversicherungsgesetz 
aus dem Jahre 1981 (KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705)) anders. Hier lautete die 
Regelung des § 6 Absatz 1 noch: „Wer *…+, ist 
innerhalb der ersten fünf Jahre nach 
Aufnahme der Tätigkeit zur Versicherung für 
den Krankheitsfall bei einem Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung oder einem 
Krankenversicherungsunternehmen verpflicht-
et.“ Außerdem war in dem damaligen § 6 
Absatz 3 KSVG geregelt: „(3) In der 
gesetzlichen Krankenversicherung wird 
versichert, wer dies beantragt. Über den 
Antrag entscheidet die Künstlersozialkasse.“ 
Außerdem regelte der damalige § 6 Absatz 4 
KSVG: „(4) Wer innerhalb von drei Monaten 
nach Feststellung der Pflicht zur Versicherung 
weder *…+, noch den Antrag nach Absatz 3 
stellt, wird in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versichert.“ Zur Begründung des 
§ 6 des Gesetzentwurfes des KSVG aus dem 
Jahre 1981 wurde ausgeführt: „Die Aufnahme 
einer selbständigen künstlerischen oder 
publizistischen Tätigkeit ist typischerweise mit 
besonderer Unsicherheit verbunden. Viele 
Berufsanfänger sehen sich nach einiger Zeit 
aus wirtschaftlichen Gründen gezwungen, den 
Beruf aufzugeben. Es erscheint daher nicht 
zweckmäßig, den krankenversicherungs-
rechtlichen Status für Berufsanfänger 
festzulegen. Die Vorschrift gewährt deshalb in 
Absatz 1 den Berufsanfängern ein ihren 
individuellen Wünschen und Bedürfnissen 
entsprechendes Wahlrecht. Es wird jedoch 
eine Pflicht zur Versicherung für den 
Krankheitsfall statuiert. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß diese Pflicht einer 
Krankenversicherungspflicht nach anderen 
Gesetzen vorgeht, wenn diese Gesetze den 
Eintritt der Versicherungspflicht davon 
abhängig machen, daß eine Versicherungs-
pflicht „nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften“ nicht besteht (so z. B. § 165 Abs. 
6 der Reichsversicherungsordnung, § 3 des 

Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte). Die Absätze 2 und 3 regeln die 
Ausübung des Wahlrechts näher. Nur wenn 
der zur Versicherung Verpflichtete von seinem 
Wahlrecht keinen Gebrauch macht, tritt 
wegen des sozialen Schutzbedürfnisses Ver-
sicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-
versicherung nach Absatz 4 ein. Dabei wird 
erwartet, daß die Künstlersozialkasse den 
Versicherten bei der Feststellung der Pflicht 
zur Versicherung bereits auf die Frist für die 
Ausübung der Wahl hinweist und ihn auf die 
Folgen der unterlassenen Wahl aufmerksam 
macht.“295 
 
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes wurde 
dann eine Regelung des § 6 Absatz 1 Satz 1 
KSVG eingeführt, die dem gegenwärtigen 
Gesetzeswortlaut des § 6 Absatz 1 Satz 1 KSVG 
entspricht und mit dem die Regelung des § 6 
Absatz 1 Satz 1 KSVG in Form eines 
Befreiungstatbestandes gefasst wurde. 
Begründet wurde dies damit, dass das 
Verwaltungsverfahren hierdurch vereinfacht 
werde.296  
 
Nach § 6 Absatz 1 Satz 1 KSVG ist ein Antrag 
auf Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht nach dem KSVG erforderlich. 
 
Wenn er der Künstlersozialkasse eine 
Versicherung für den Krankheitsfall bei einem 
privaten Krankenversicherungsunternehmen 
nachweist 
 
Bedingung für die Befreiung nach dem § 6 
KSVG ist, dass die die Befreiung begehrende 
Person der Künstlersozialkasse eine Versicher-
ung für den Krankheitsfall bei einem privaten 
Krankenversicherungsunternehmen nach-
weist. Diese Regelung war im KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) noch in § 6 Absatz 
2 Satz 1 KSVG geregelt und lautete dort: „Die 
Versicherung bei einem Krankenver-
sicherungsunternehmen ist der Künstler-
sozialkasse nachzuweisen.“ Zur Begründung 
des § 6 des Gesetzentwurfes des KSVG aus 
dem Jahre 1981 wurde ausgeführt: „Die 
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Absätze 2 *…+ regeln die Ausübung des 
Wahlrechts näher.“297 Erst durch das Gesetz 
zur Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606) wurde 
diese Nachweispflicht in der auch gegenwärtig 
geltenden Fassung gefasst. Zum Nachweis 
kann das Formular der Künstlersozialkasse zur 
Befreiung von der gesetzlichen Krankenver-
sicherungspflicht verwendet werden.298 Der 
Nachweis ist gegenüber der Künstlersozial-
kasse zu führen. Es muss sich bei dem 
Versicherungsvertrag um eine Krankenver-
sicherung handeln. Der Versicherer muss ein 
privates Krankenversicherungsunternehmen 
sein. 
 
Voraussetzung ist, daß er für sich 
Vertragsleistungen beanspruchen kann, die 
der Art nach den Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Krankheit 
entsprechen 
 
Diese Voraussetzung war in vergleichbarer 
Weise auch bereits in § 6 Absatz 2 Satz 2 KSVG 
v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) enthalten und 
lautete damals: „Die Versicherung muss auch 
für die Angehörigen, für die bei einer 
Versicherung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung Anspruch auf Familienkranken-
pflege bestehen würde, Vertragsleistungen 
vorsehen, die der Art nach den Leistungen der 
Krankenhilfe entsprechen. § 6 Absatz 1 Satz 2 
KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 
705) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606) enthielt 
bereits eine Regelung, die dem Wortlaut des 
heute gültigen § 6 Absatz 1 Satz 2 KSVG 
entsprach. Nach § 6 Absatz 1 Satz 2 KSVG 
genügt nur ein solcher Krankenversicherungs-
vertrag den Voraussetzungen des 
Befreiungstatbestandes des § 6 KSVG, nach 
dem der die Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht Begehrenden 
Vertragsleistungen beantragen kann, die der 
Art nach den Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Krankheit entspr-
echen. Dies sind insbesondere die Leistungen 
des fünften Abschnitts des dritten Kapitels des 
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SGB V. Also die Leistungen bei Krankheit, zu 
denen nach dem ersten Titel des fünften 
Abschnitts des dritten Kapitels die 
Krankenbehandlung nach §§ 27 ff SGB V zählt 
und zu denen nach dem zweiten Titel des 
fünften Abschnitts des dritten Kapitels das 
Krankengeld der §§ 44 ff SGB V gehört. 
 
Erforderlich ist lediglich, dass 
Vertragsleistungen beansprucht werden 
können, die der Art nach den soeben 
dargestellten Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Krankheit 
entsprechen.  
 
Voraussetzung ist, daß er für seine 
Familienangehörigen, die bei Versicherungs-
pflicht des Künstlers oder Publizisten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
wären, Vertragsleistungen beanspruchen 
kann, die der Art nach den Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung bei 
Krankheit entsprechen 
 
Im Hinblick auf die Regelungshistorie soll an 
dieser Stelle nur auf die Ausführungen  
„Voraussetzung ist, daß er für sich Vertrags-
leistungen beanspruchen kann, die der Art 
nach den Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei Krankheit entspr-
echen“ verwiesen werden. Nach § 6 Absatz 1 
Satz 2 KSVG ist außerdem erforderlich, dass 
der die Befreiung von der Krankenver-
sicherungspflicht Begehrende für seine 
Familienangehörigen, die bei Versicherungs-
pflicht des Künstlers oder Publizisten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
wären, Vertragsleistungen beanspruchen 
kann, die der Art nach den Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung bei 
Krankheit entsprechen. Bei Versicherungs-
pflicht des Künstlers oder Publizisten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
wären diejenigen Familienangehörigen, die 
von der Familienversicherung nach § 10 SGB V 
erfasst sind.299 § 10 SGB V regelt: 
 
(1) Versichert sind der Ehegatte, der 
Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern 
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sowie die Kinder von familienversicherten 
Kindern, wenn diese Familienangehörigen 
 
1.   ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt im Inland haben, 
2.   nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 bis 8, 11 
oder 12 oder nicht freiwillig versichert sind, 
3.   nicht versicherungsfrei oder nicht von der 
Versicherungspflicht befreit sind; dabei bleibt 
die Versicherungsfreiheit nach § 7 außer 
Betracht, 
4.   nicht hauptberuflich selbständig erwerbs-
tätig sind und 
5.   kein Gesamteinkommen haben, das regel-
mäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen 
Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches 
überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag 
ohne den auf Entgeltpunkte für 
Kindererziehungszeiten entfallenden Teil 
berücksichtigt; für geringfügig Beschäftigte 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches 
beträgt das zulässige Gesamteinkommen 400 
Euro. 
 
Eine hauptberufliche selbständige Tätigkeit im 
Sinne des Satzes 1 Nr. 4 ist nicht deshalb 
anzunehmen, weil eine Versicherung nach § 1 
Abs. 3 des Gesetzes über die Alterssicherung 
der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 
1890, 1891) besteht. Das Gleiche gilt bis zum 
31. Dezember 2013 für eine Tagespflege-
person, die bis zu fünf gleichzeitig anwesende, 
fremde Kinder in Tagespflege betreut. 
Ehegatten und Lebenspartner sind für die 
Dauer der Schutzfristen nach § 3 Abs. 2 und § 
6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes sowie der 
Elternzeit nicht versichert, wenn sie zuletzt vor 
diesen Zeiträumen nicht gesetzlich 
krankenversichert waren. 
 
(2) Kinder sind versichert 
 
1.   bis zur Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres, 
2.   bis zur Vollendung des dreiundzwanzigsten 
Lebensjahres, wenn sie nicht erwerbstätig 
sind, 
3.   bis zur Vollendung des fünfundzwanzigsten 
Lebensjahres, wenn sie sich in Schul- oder 
Berufsausbildung befinden oder ein 
freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges 
ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfrei-

willigendienstegesetzes oder Bundesfreiwilli-
gendienst nach dem Bundesfreiwilligendienst-
gesetz leisten; wird die Schul- oder Berufs-
ausbildung durch Erfüllung einer gesetzlichen 
Dienstpflicht des Kindes unterbrochen oder 
verzögert, besteht die Versicherung auch für 
einen der Dauer dieses Dienstes entsprechen-
den Zeitraum über das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr hinaus; dies gilt ab dem 1. Juli 
2011 auch bei einer Unterbrechung oder 
Verzögerung durch den freiwilligen 
Wehrdienst nach Abschnitt 7 des Wehrpflicht-
gesetzes, einen Freiwilligendienst nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz, dem Jugend-
freiwilligendienstegesetz oder einen vergleich-
baren anerkannten Freiwilligendienst oder 
durch eine Tätigkeit als Entwicklungshelfer im 
Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-
Gesetzes für die Dauer von höchstens zwölf 
Monaten, 
 
4.   ohne Altersgrenze, wenn sie als behinderte 
Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten 
Buches) außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten; Voraussetzung ist, daß die 
Behinderung zu einem Zeitpunkt vorlag, in 
dem das Kind nach Nummer 1, 2 oder 3 
versichert war. 
 
(3) Kinder sind nicht versichert, wenn der mit 
den Kindern verwandte Ehegatte oder Lebens-
partner des Mitglieds nicht Mitglied einer 
Krankenkasse ist und sein Gesamteinkommen 
regelmäßig im Monat ein Zwölftel der 
Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt und 
regelmäßig höher als das Gesamteinkommen 
des Mitglieds ist; bei Renten wird der 
Zahlbetrag berücksichtigt. 
 
(4) Als Kinder im Sinne der Absätze 1 bis 3 
gelten auch Stiefkinder und Enkel, die das 
Mitglied überwiegend unterhält, sowie 
Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 2 des Ersten 
Buches). Kinder, die mit dem Ziel der 
Annahme als Kind in die Obhut des An-
nehmenden aufgenommen sind und für die 
die zur Annahme erforderliche Einwilligung 
der Eltern erteilt ist, gelten als Kinder des 
Annehmenden und nicht mehr als Kinder der 
leiblichen Eltern. Stiefkinder im Sinne des 
Satzes 1 sind auch die Kinder des Lebens-
partners eines Mitglieds. 
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(5) Sind die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 
4 mehrfach erfüllt, wählt das Mitglied die 
Krankenkasse. 
 
(6) Das Mitglied hat die nach den Absätzen 1 
bis 4 Versicherten mit den für die 
Durchführung der Familienversicherung not-
wendigen Angaben sowie die Änderung dieser 
Angaben an die zuständige Krankenkasse zu 
melden. Der Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen legt für die Meldung nach Satz 
1 ein einheitliches Verfahren und einheitliche 
Meldevordrucke fest. 
 
Beanspruchen können muss diese Leistungen 
der die Befreiung von der Krankenver-
sicherungspflicht Begehrende. Im Hinblick auf 
die Vertragsleistungen, die der Art nach den 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversich-
erung bei Krankheit entsprechen, wird hier auf 
die Ausführungen  „Voraussetzung ist, daß er 
für sich Vertragsleistungen beanspruchen 
kann, die der Art nach den Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung bei Krank-
heit entsprechen“ verwiesen. 
 
Der Antrag ist spätestens drei Monate nach 
Feststellung der Versicherungspflicht bei der 
Künstlersozialkasse zu stellen 
 
Das KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) regelte noch in § 6 Absatz 4: 
„Wer innerhalb von drei Monaten nach 
Feststellung der Pflicht zur Versicherung 
weder den Nachweis nach Absatz 2 erbringt, 
noch den Antrag nach Absatz 3 stellt, wird in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert.“ In der Begründung zu § 6 des 
Gesetzentwurfes des KSVG aus dem Jahre 
1981 wurde ausgeführt: „Dabei wird erwartet, 
daß die Künstlersozialkasse den Versicherten 
bei der Feststellung der Pflicht zur 
Versicherung bereits auf die Frist für die 
Ausübung der Wahl hinweist und ihn auf die 
Folgen der unterlassenen Wahl aufmerksam 
macht.“300 Da aus der Regelung des § 6 Absatz 
1 KSVG ein Befreiungstatbestand wurde, war 
auch diese Regelung zu ändern. § 6 KSVG i. d. 
F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705) 
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zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606) enthielt 
dann eine Regelung des § 6 Absatz 1 Satz 3 
KSVG, die dem Wortlaut der heute geltenden 
Regelung des § 6 Absatz 1 Satz 3 KSVG 
entspricht.  In der Gesetzesbegründung zu § 6 
des Gesetzes zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes hieß es: „*…+; der nach 
dem bisherigen § 6 Abs. 4 KSVG mögliche 
dreimonatige Schwebezustand wird 
beseitigt.“301 Beibehalten wurde der Anknüpf-
ungspunkt der Feststellung der Versicherungs-
pflicht und die Antragsfrist von drei Monaten.  
Die Antragsfrist beginnt mit der Bekanntgabe 
(vgl. § 37 SGB X) der Feststellung der 
Versicherungspflicht gegenüber dem ver-
sicherungspflichtigen Künstler oder Publizis-
ten.302 Die Frist wird nach § 26 SGB X 
berechnet.303 Die Antragsfrist beträgt drei 
Monate. Zuständig für die Antragsannahme ist 
nach § 6 Absatz 1 Satz 3 KSVG die Künstler-
sozialkasse.  
 
§ 6 Absatz 2 KSVG 
 
§ 6 Absatz 2 KSVG i. d. F. des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) zuletzt geändert 
durch Art. 14a des Gesetzes vom 22.12.2011 
(BGBl. I S. 3057) lautet: 
 
(2) Wer nach Absatz 1 von der Krankenver-
sicherungspflicht befreit worden ist, kann 
gegenüber der Künstlersozialkasse bis zum 
Ablauf der in § 3 Abs. 2 genannten Frist 
schriftlich erklären, daß seine Befreiung von 
der Versicherungspflicht enden soll. Die 
Versicherungspflicht beginnt nach Ablauf der 
in § 3 Abs. 2 genannten Frist. 
 
§ 6 Absatz 2 KSVG in einer der heutigen 
Regelung vergleichbaren Fassung wurde durch 
das Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes eingeführt. In der 
Gesetzesbegründung zu § 6 des Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes hieß es: „*…+. Die nach dem 
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bisherigen Rechtszustand bestehende Pflicht 
zum Eintritt in die gesetzliche Krankenver-
sicherung (mit Ausnahme einer Befreiung 
nach § 7 KSVG) ist bei den Betroffenen, die in 
der privaten Krankenversicherung verbleiben 
wollten, auf Unverständnis gestoßen. Absatz 2 
räumt daher den von der gesetzlichen 
Krankenversicherungspflicht Befreiten mit 
Ablauf der Dreijahresfrist eine erneute 
Wahlmöglichkeit ein. Diese Entscheidung ist 
dann allerdings unwiderruflich.“304 Die 
Änderung dieser Fassung des § 6 Absatz 2 
KSVG erfolgte durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze. Durch dieses 
Gesetz wurden in § 6 Absatz 2 Satz 1 KSVG die 
Wörter „von fünf Jahren nach erstmaliger 
Aufnahme der selbständigen künstlerischen 
oder publizistischen Tätigkeit“ durch die 
Wörter „der in § 3 Abs. 2 genannten Frist“ 
ersetzt und in § 6 Absatz 2 Satz 2 KSVG das 
Wort „Fünfjahresfrist“ durch die Wörter „in § 
3 Abs. 2 genannten Frist“ ersetzt.“305 Hierbei 
handelte es sich um eine Folgeänderungen zur 
Änderung des § 3 Abs. 2 KSVG (s. o. Nummer 2 
Buchstabe b)“.306 Durch die Änderungen des § 
6 Absatz 2 KSVG wurde die im Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes noch nicht erfolgte Verkürzung der 
Berufsanfängerfrist von fünf auf drei Jahre 
nunmehr durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze durchgeführt.  
 
Wer nach Absatz 1 von der 
Krankenversicherungspflicht befreit worden 
ist 
 
Als Personenkreis kommen allein diejenigen 
Personen in Betracht, die nach § 6 Absatz 1 
KSVG von der Krankenversicherungspflicht 
befreit worden sind. Dies wird auch in der 
Gesetzesbegründung so formuliert, die 
ausführt: „*…+.Absatz 2 räumt daher den von 
der gesetzlichen Krankenversicherungspflicht 
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Befreiten *…+ eine erneute Wahlmöglichkeit 
ein.“307 [Hervorhebungen durch die Autorin] 
 
Kann gegenüber der Künstlersozialkasse 
erklären, daß seine Befreiung von der 
Versicherungspflicht enden soll 
 
Der Personenkreis, der nach § 6 Absatz 1 KSVG 
von der Krankenversicherungspflicht befreit 
worden ist, kann erklären, dass seine Be-
freiung von der Versicherungspflicht enden 
soll.  Zur Begründung hieß es: „*…+.Absatz 2 
räumt daher den von der gesetzlichen 
Krankenversicherungspflicht Befreiten mit 
Ablauf der Dreijahresfrist eine erneute Wahl-
möglichkeit ein. Diese Entscheidung ist dann 
allerdings unwiderruflich.“308 Von dieser 
Wahlmöglichkeit kann der betreffende 
Künstler oder Publizist Gebrauch machen, 
indem er die Erklärung nach § 6 Absatz 2 KSVG 
abgibt, die zum Inhalt hat, dass die Befreiung 
von der Versicherungspflicht enden soll. 
Erklärungsempfänger ist die Künstlersozial-
kasse; ihr gegenüber ist diese Erklärung 
abzugeben.  
 
Bis zum Ablauf der in § 3 Abs. 2 genannten 
Frist  
 
Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und 
anderer Gesetze wurden in § 6 Absatz 2 Satz 1 
KSVG die Wörter „von fünf Jahren nach 
erstmaliger Aufnahme der selbständigen 
künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit“ 
durch die Wörter „der in § 3 Abs. 2 genannten 
Frist“ ersetzt und in § 6 Absatz 2 Satz 2 KSVG 
das Wort „Fünfjahresfrist“ durch die Wörter 
„in § 3 Abs. 2 genannten Frist“ ersetzt.“309 
Hierbei handelte es sich um eine Folge-
änderungen zur Änderung des § 3 Abs. 2 KSVG 
(s. o. Nummer 2 Buchstabe b)“.310  
 
Die Erklärung hat bis zum Ablauf der in § 3 
Absatz 2 genannten Frist zu erfolgen. § 3 
Absatz 2 KSVG regelt: „(2) Absatz 1 gilt nicht 
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bis zum Ablauf von drei Jahren nach 
erstmaliger Aufnahme der Tätigkeit. Die Frist 
nach Satz 1 verlängert sich um die Zeiten, in 
denen keine Versicherungspflicht nach diesem 
Gesetz oder Versicherungsfreiheit nach § 5 
Abs. 1 Nr. 8 besteht.“ Im Hinblick auf diese 
Frist wird auf die Ausführungen zu § 3 Absatz 
2 KSVG in dieser Aufsatzreihe verwiesen. 
 
Schriftlich erklären 
 
§ 6 Absatz 2 KSVG sieht ein 
Schriftformerfordernis für die Erklärung des § 
6 Absatz 2 KSVG vor. Diese Erklärung ist 
schriftlich abzugeben.   
 
Die Versicherungspflicht beginnt nach Ablauf 
der in § 3 Abs. 2 genannten Frist 
 
§ 6 Absatz 2 Satz 2 KSVG regelt den 
Versicherungsbeginn in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach Ende der Befreiung 
von der Krankenversicherungspflicht. Die 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung beginnt hiernach am Tag 
nach Ablauf der in § 3 Absatz 2 KSVG 
genannten Frist. § 3 Absatz 2 KSVG regelt: „(2) 
Absatz 1 gilt nicht bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der 
Tätigkeit. Die Frist nach Satz 1 verlängert sich 
um die Zeiten, in denen keine Versicherungs-
pflicht nach diesem Gesetz oder 
Versicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 
besteht.“ Auch hier soll im Hinblick auf die in § 
3 Absatz 2 KSVG genannten Frist auf die 
Ausführungen zu § 3 Absatz 2 KSVG in dieser 
Aufsatzreihe verwiesen werden. Es kann hier 
wegen der in § 3 Absatz 2 KSVG vorgesehenen 
Verlängerungszeiträume nicht konkretisiert 
werden, wann die in § 3 Absatz 2 KSVG 
genannte Frist abläuft. 
 
Sonstiges  
 
Zu Berücksichtigen ist, dass die Entscheidung, 
die im Rahmen des § 6 Absatz 2 KSVG 
getroffen wird, unwiderruflich ist.311 
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§ 7 KSVG 

§ 7 KSVG KSVG vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 
705), das zuletzt durch Artikel 14a des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 
3057) geändert worden ist, lautet: 

(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 6 Abs. 
6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch als 
Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegt waren, 
wird auf Antrag von der Krankenver-
sicherungspflicht nach diesem Gesetz befreit. 
Die Befreiung kann nicht widerrufen werden. 
 
(1a) (weggefallen) 
 
(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
Normhistorie 
 
1. Der Gesetzentwurf des Künstlersozial-
versicherungsgesetz aus dem Jahre 1976 sah 
keine § 7 KSVG entsprechende Regelung 
vor.312 
 
2. Der Gesetzentwurf des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes aus dem Jahre 1979 
sah jedoch bereits folgende Regelung des § 7 
vor: 
 
„(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinander folgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 165 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung 
als Jahresarbeitsverdienstgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Krankenver-
sicherungspflicht nach diesem Gesetz befreit. 
Die Befreiung ist frühestens für die Zeit nach 
Ablauf der in § 6 Abs. 1 genannten 
Fünfjahresfrist möglich.  
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(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
Falls die Befreiung unmittelbar im Anschluß an 
die Fünfjahresfrist wirksam werden soll, ist der 
Antrag bis zu drei Monaten nach Ablauf der 
Frist zu stellen; in diesem Falle sind die letzten 
drei Kalenderjahre innerhalb der Fünfjahres-
frist maßgebend.  
 
(3) Die Befreiung wirkt im Falle des Absatzes 2 
Satz 1 von Beginn des Kalendermonats an, der 
auf die Antragstellung folgt, im Falle des 
Absatzes 2 Satz 2 von Ablauf der Fünfjahres-
frist an. 
 
(4) Über den Antrag auf Befreiung entscheidet 
die Künstlersozialkasse; der Anspruch auf 
Leistungen aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung endet mit der Mitgliedschaft. 
 
(5) Die Befreiung ist von der 
Künstlersozialkasse zu widerrufen, wenn das 
Arbeitseinkommen in drei aufeinander folgen-
den Kalenderjahren insgesamt nicht über der 
Summe der Beiträge liegt, die für diese Jahre 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der Reichsver-
sicherungsordnung als Jahresarbeits-
verdienstgrenze festgelegt waren. Der 
Widerruf wirkt vom Beginn des übernächsten 
Kalendermonats an, der auf den Tag der 
Ausstellung des Widerrufsbescheids folgt. Der 
Widerruf wird nicht wirksam, wenn der 
selbständige Künstler oder Publizist, dessen 
Arbeitseinkommen über dem Dreifachen des 
Betrages liegt, der für das erste dieser drei 
Jahre als Jahresarbeitsverdienstgrenze nach § 
165 Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungs-
ordnung festgelegt war, dies beantragt. Der 
Antrag ist innerhalb eines Monats nach dem 
Tage der Ausstellung des Widerrufsbescheids 
bei der Künstlersozialkasse zu stellen.“313 
 
Die Gesetzesbegründung lautete: „Diese 
Vorschrift ist eine Modifizierung der in den §§ 
165 Abs. 1 Nr. 2 und 173 b der 
Reichsversicherungsordnung getroffenen 
Regelung über die Versicherungsfreiheit höher 
verdiender Angestellter, die den Besonder-
heiten der Einkommenserzielung der selbst-
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ändigen Künstler und Publizisten Rechnung 
trägt. Künstlern und Publizisten soll für die 
Zeit nach Ablauf der Fünfjahresfrist für 
Berufsanfänger ein Recht auf Befreiung von 
der Versicherungspflicht eingeräumt werden, 
wenn sie drei Jahre lang im Durchschnitt ein 
Einkommen erzielen, das über der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze liegt. Wenn die 
genannte Grenze drei Jahre lang nicht 
überschritten wird, ist die Befreiung zu 
widerrufen, sofern dies nicht lediglich auf der 
Anhebung der Jahresarbeitsverdienstgrenze 
beruht. Es wird davon ausgegangen, daß in 
dem Widerruf zugleich die Feststellung der 
Versicherungspflicht im Sinne des § 306 Abs. 6 
der Reichsversicherungsordnung in der 
Fassung des § 48 Nr. 4 b dieses Gesetzes liegt 
und demnach die Mitgliedschaft mit diesem 
Tage beginnt.“314 
 
Nach der Beschlussempfehlung wurde 
folgende Änderung des Absatz 5 empfohlen:  
 
„(5) Die Befreiung ist von der 
Künstlersozialkasse zu widerrufen, wenn das 
Arbeitseinkommen in drei aufeinander 
folgenden Kalenderjahren insgesamt nicht 
über der Summe der Beträge liegt, die für 
diese Jahre nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung als Jahresarbeits-
verdienstgrenze festgelegt waren. Der 
Widerruf wirkt vom Beginn des übernächsten 
Kalendermonats an, der auf den Tag der 
Bekanntgabe des Widerrufsbescheids folgt. 
Der Widerruf wird nicht wirksam, wenn der 
selbständige Künstler oder Publizist, dessen 
Arbeitseinkommen über dem Dreifachen des 
Betrages liegt, der für das erste dieser drei 
Jahre als Jahresarbeitsverdienstgrenze nach § 
165 Abs. 1 Nr. 2 der Reichsver-
sicherungsordnung festgelegt war, dies 
beantragt. Der Antrag ist innerhalb eines 
Monats nach dem Tage der Bekanntgabe des 
Widerrufsbescheids bei der Künstlersozial-
kasse zu stellen.“315 
 
Zur Begründung hieß es: „Diese Änderung ist 
eine Anpassung an die im Zehnten Buch 
Sozialgesetzbuch für den Zeitpunkt des 
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Wirksamwerdens von Verwaltungsakten 
vorgesehene Regelung.“316 
 
3. Der Gesetzesentwurf des KSVG aus dem 
Jahre 1981 war identisch mit dem bereits 
dargestellten Wortlaut des KSVG-Entwurfs 
1979 auf BT-Drs. 8/3172 in der Fassung der 
Beschlussempfehlung auf BT-Drs. 8/4006.317 
Die Gesetzesbegründung ist jedenfalls 
inhaltlich übereinstimmend mit der Gesetzes-
begründung zu § 7 des KSVGE 1979 BT-Drs. 
8/3172 und lautet: 
 
„Diese Vorschrift ist eine Modifizierung der in 
den § 165 Abs. 1 Nr. 2 und § 173b der 
Reichsversicherungsordnung getroffenen 
Regelung über die Versicherungsfreiheit höher 
verdiender Angestellter, die den Besonder-
heiten der Einkommenserzielung der selbst-
ändigen Künstler und Publizisten Rechnung 
trägt. Künstlern und Publizisten soll für die 
Zeit nach Ablauf der Fünfjahresfrist für 
Berufsanfänger ein Recht auf Befreiung von 
der Versicherungspflicht eingeräumt werden, 
wenn sie drei Jahre lang im Durchschnitt ein 
Einkommen erzielen, das über der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze liegt. Wenn die 
genannte Grenze drei Jahre lang nicht 
überschritten wird, ist die Befreiung zu 
widerrufen, sofern dies nicht lediglich auf der 
Anhebung der Jahresarbeitsverdienstgrenze 
beruht. Es wird davon ausgegangen, daß in 
dem Widerruf zugleich die Feststellung der 
Versicherungspflicht im Sinne des § 306 Abs. 6 
der Reichsversicherungsordnung in der 
Fassung des § 49 Nr. 4 b dieses Gesetzes liegt 
und demnach die Mitgliedschaft mit diesem 
Tage beginnt.“318 
 
Die Beschlussempfehlung sah auch hier eine 
Änderung des Absatzes 5 vor, die wie folgt 
lautete: 
 
„(5) Die Befreiung ist von der Künstler-
sozialkasse zu widerrufen, wenn das 
Arbeitseinkommen in drei aufeinander 
folgenden Kalenderjahren insgesamt nicht 
über dem Dreifachen des Betrages liegt, der 
für das erste dieser drei Jahre als 
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Jahresarbeitsverdienstgrenze nach § 165 Abs. 
1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung 
festgelegt war. Der Widerruf wirkt vom Beginn 
des Kalendermonats an, der auf den Tag der 
Bekanntgabe des Widerrufsbescheids folgt.“319 
 
Zur Begründung hieß es: „Die Änderung dient 
der Verwaltungsvereinfachung.“320 
 
§ 7 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) lautete: 
 
(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinander folgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 165 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung 
als Jahresarbeitsverdienstgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Kranken-
versicherungspflicht nach diesem Gesetz 
befreit. Die Befreiung ist frühestens für die 
Zeit nach Ablauf der in § 6 Abs. 1 genannten 
Fünfjahresfrist möglich.  
 
(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
Falls die Befreiung unmittelbar im Anschluß an 
die Fünfjahresfrist wirksam werden soll, ist der 
Antrag bis zu drei Monaten nach Ablauf der 
Frist zu stellen; in diesem Falle sind die letzten 
drei Kalenderjahre innerhalb der Fünfjahres-
frist maßgebend.  
 
(3) Die Befreiung wirkt im Falle des Absatzes 2 
Satz 1 von Beginn des Kalendermonats an, der 
auf die Antragstellung folgt, im Falle des Ab-
satzes 2 Satz 2 vom Ablauf der Fünfjahresfrist 
an. 
 
(4) Über den Antrag auf Befreiung entscheidet 
die Künstlersozialkasse; der Anspruch auf 
Leistungen aus der gesetzlichen Krankenver-
sicherung endet mit der Mitgliedschaft. 
 
(5) Die Befreiung ist von der 
Künstlersozialkasse zu widerrufen, wenn das 
Arbeitseinkommen in drei aufeinander folgen-
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den Kalenderjahren insgesamt nicht über dem 
Dreifachen des Betrages liegt, der für das 
erste dieser drei Jahre als Jahresarbeitsver-
dienstgrenze nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung festgelegt war. 
Der Widerruf wirkt vom Beginn des 
Kalendermonats an, der auf den Tag der 
Bekanntgabe des Widerrufsbescheids folgt. 
 
4. Der Gesetzesentwurf des Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes sah folgende Änderung des § 7 vor: 
 
„(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 165 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung 
als Jahresarbeitsverdienstgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Kranken-
versicherungspflicht nach diesem Gesetz 
befreit. Die Befreiung kann nicht widerrufen 
werden. 
 
(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu 
stellen.“321 
 
Die Gesetzesbegründung lautete: 
 
„Die Unwiderruflichkeit der Befreiung gemäß 
dem neugefaßten Absatz 1 Satz 2 entspricht 
den Vorschriften in der allgemeinen Sozial-
versicherung. Der bisherige § 7 Abs. 1 Satz 2 
KSVG ist aufgrund der Verkürzung der Frist in 
§ 3 Abs. 2 KSVG, der bisherige § 7 Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 5 KSVG ist aufgrund der Neufassung 
des Absatzes 1 und die bisherigen Absätze 3 
und 4 des § 7 KSVG sind aufgrund des neu 
eingefügten § 7 a KSVG zu streichen.“322 
 
In der Beschlussempfehlung wurde eine 
Änderung des Absatzes 1 empfohlen, die wie 
folgt lautete: 
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„(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 6 Abs. 
1 Nr. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
als Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegt 
waren,  wird auf Antrag von der Kranken-
versicherungspflicht nach diesem Gesetz 
befreit. Die Befreiung kann nicht widerrufen 
werden.“323 
 
Zur Begründung hieß es:  „Redaktionelle An-
passung an die Vorschriften des SGB V (Artikel 
1 des GRG)“.324 
 
§ 7 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes v. 20.12.1988 (BGBl I 2606) lautete: 
 
(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 6 Abs. 
1 Nr. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
als Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Krankenver-
sicherungspflicht nach diesem Gesetz befreit. 
Die Befreiung kann nicht widerrufen werden. 
 
(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
5. Der Gesetzentwurf zum Renten-
Überleitungsgesetz sah folgende Änderung 
des § 7 vor: 
 
„Nach § 7 Absatz 1 wird eingefügt: 
 
„(1a) Für Arbeitseinkommen aus einer 
Tätigkeit im Beitrittsgebiet gilt als Jahres-
arbeitsentgeltgrenze nach Absatz 1 in den 
Jahren 1989 und 1990 jeweils der Betrag von 
24 300 Mark oder Deutsche Mark. Bei einer 
Verlegung des Tätigkeitsortes aus dem 
Beitrittsgebiet in das übrige Bundesgebiet 
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oder umgekehrt während des Kalenderjahres 
ist die für dieses Jahr nach Absatz 1 
zugrundezulegende Jahresarbeitsentgelt-
grenze aus den für das jeweilige Gebiet 
geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen anteil-
mäßig zu errechnen.““325 
 
In der Gesetzesbegründung wurde hierzu 
ausgeführt: „Nach § 7 KSVG können sich 
Künstler und Publizisten, die in den letzten 
drei Kalenderjahren insgesamt ein Arbeits-
einkommen über der Summe der Jahres-
arbeitsentgeltgrenzen erzielt haben, von der 
Krankenversicherungspflicht befreien lassen. 
Für Künstler und Publizisten mit Tätigkeitsort 
im Beitrittsgebiet müssen wegen des Beitritts 
und der Währungsumstellung die 
Jahresarbeitsentgeltgrenzen hinsichtlich dies-
er Befreiungsregelung für die Jahre 1989 und 
1990 besonders bestimmt werden. Dies 
geschieht durch den neu eingefügten Absatz 
1a des § 7 KSVG. Die Grenzen entsprechen der 
im 2. Halbjahr 1990 im Beitrittsgebiet 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze in der 
Krankenversichrung. Außerdem wird die 
Berechnung der Entgeltgrenze bei Wechsel 
des Tätigkeitsortes vom Beitrittsgebiet in das 
übrige Bundesgebiet oder umgekehrt 
geregelt, da in den Gebieten vorläufig unter-
schiedliche Entgeltgrenzen gelten. Dabei sind 
die anteiligen Grenzen auf kalendertäglicher 
Basis zu berechnen.“326 
 
Nach der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung soll-
te Art. 18, der die Änderungen zum KSVG 
enthielt, unverändert bleiben.327 
 
§ 7 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 19 des 
Gesetzes vom 25.07.1991 (BGBl I 1606) 
lautete: 
 
(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
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 BR-Drs. 197/91, S. 99 (identisch mit BT-Drs. 
12/405 S. 99). 
326 BR-Drs. 197/91,  S. 169 (identisch mit BT-Drs. 
12/405, S. 169). 
327

 BT-Drs. 12/786, S. 193. 

Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 6 Abs. 
1 Nr. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
als Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Kranken-
versicherungspflicht nach diesem Gesetz 
befreit. Die Befreiung kann nicht widerrufen 
werden. 
 
(1a) Für Arbeitseinkommen aus einer Tätigkeit 
im Beitrittsgebiet gilt als Jahresarbeitsent-
geltgrenze nach Absatz 1 in den Jahren 1989 
und 1990 jeweils der Betrag von 24 300 Mark 
oder Deutsche Mark. Bei einer Verlegung des 
Tätigkeitsortes aus dem Beitrittsgebiet in das 
übrige Bundesgebiet oder umgekehrt 
während des Kalenderjahres ist die für dieses 
Jahr nach Absatz 1 zugrundezulegende 
Jahresarbeitsentgeltgrenze aus den für das 
jeweilige Gebiet geltenden Jahresarbeitsent-
geltgrenzen anteilmäßig zu errechnen. 
 
(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
6. Der Entwurf des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes und anderer Gesetze sah dann 
folgende Änderung des § 7 KSVG vor: 
 
„§ 7 Abs. 1a wird wie folgt geändert: 
 
a)Satz 1 wird aufgehoben. 
 
b)Folgender Satz wird angefügt: 
 
„§ 309 Abs. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.““328 
 
In der Gesetzesbegründung wurde hierzu 
ausgeführt:  
 
„Zu Nummer 6 (§ 7) 
 
Zu Buchstabe a 
 
Die Vorschrift ist wegen Zeitablaufs aufzu-
heben. 
 

                                                             
328 BR-Drs. 729/00 (identisch mit BT-Drs. 14/6066), 
S. 3. 
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Zu Buchstabe b 
 
Die Vorschrift übernimmt für die Künstler-
sozialversicherung die Vereinheitlichung des 
Rechts der Krankenversicherung in Bezug auf 
das Beitrittsgebiet vom 1. Januar 2001 an.“329 
 
Nach der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
sollte Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzentwurfs, der 
die Änderungen des § 7 KSVG enthielt, 
unverändert bleiben.330 
 
§ 7 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und 
anderer Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027) 
lautete: 
 
(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 6 Abs. 
1 Nr. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
als Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Krankenver-
sicherungspflicht nach diesem Gesetz befreit. 
Die Befreiung kann nicht widerrufen werden. 
 
(1a) Bei einer Verlegung des Tätigkeitsortes 
aus dem Beitrittsgebiet in das übrige 
Bundesgebiet oder umgekehrt während des 
Kalenderjahres ist die für dieses Jahr nach 
Absatz 1 zugrundezulegende Jahresarbeitsent-
geltgrenze aus den für das jeweilige Gebiet 
geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen anteil-
mäßig zu errechnen. § 309 Abs. 1 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 
 
(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
7. Der Gesetzentwurf zum GKV-
Modernisierungsgesetz sah die bisher letzte 
Änderung des § 7 KSVG vor. Diese lautete:  
 

                                                             
329 BR-Drs. 729/00 (identisch mit BT-Drs. 14/6066),  
S. 22. 
330

 BT-Drs. 14/5792, S. 7. 

„§ 7 wird wie folgt geändert: 
 
a)In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 
1 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 6 Abs. 6“ ersetzt. 
 
b)Absatz 1a wird aufgehoben.“331 
 
Die Gesetzesbegründung lautete wie folgt:  
 
„Es handelt sich um eine redaktionelle 
Folgeänderung, die erforderlich geworden ist, 
weil die Jahresarbeitsentgeltgrenze der 
gesetzlichen Krankenversicherung auf Grund 
des Beitragssatzsicherungsgesetzes nicht mehr 
in § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V geregelt ist, sondern 
die Regelungen zur Jahresarbeitsentgeltgrenze 
nunmehr in § 6 Abs. 6 und 7 SGB V enthalten 
sind. Die Änderung stellt klar, dass für die 
Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
Künstlersozialversicherung die Jahresarbeits-
entgeltgrenze nach § 6 Abs. 6 SGB V gilt.“332 
 
§ 7 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. 
I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 12 des 
Gesetzes v. 14.11.2003 (BGBl I 2190) lautete: 
 
(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 6 Abs. 
6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch als 
Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegt waren, 
wird auf Antrag von der Krankenver-
sicherungspflicht nach diesem Gesetz befreit. 
Die Befreiung kann nicht widerrufen werden. 
 
(1a) (weggefallen) 
 
(2) Der Antrag ist bis zum 31. März des auf 
den Dreijahreszeitraum folgenden Kalender-
jahres bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
Die Voraussetzungen des § 7 KSVG im 
Einzelnen  
 
 
 
 

                                                             
331 BT-Drs. 15/1525 S. 59 Art. 12 Ziff. 1. 
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 BT-Drs. 15/1525 S. 157 Zu Art. 12 Ziff.1 (§ 7). 
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§ 7 Absatz 1 KSVG 
 
Wer als selbständiger Künstler oder Publizist 
in drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren 
insgesamt ein Arbeitseinkommen erzielt hat, 
das über der Summe der Beträge liegt, die für 
diese Jahre nach § 6 Abs. 6 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch als Jahresarbeitsent-
geltgrenze festgelegt waren, wird auf Antrag 
von der Krankenversicherungspflicht nach 
diesem Gesetz befreit. Die Befreiung kann 
nicht widerrufen werden. 
 
Im Einzelnen: 
 
Der Gesetzentwurf des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes aus dem Jahre 1981 sah 
folgende Regelung des § 7 vor, die identisch 
ist mit dem § 7 des Gesetzesentwurfs des 
KSVG aus dem Jahre 1979, der lautete: „(1) 
Wer als selbständiger Künstler oder Publizist 
in drei aufeinander folgenden Kalenderjahren 
insgesamt ein Arbeitseinkommen erzielt hat, 
das über der Summe der Beträge liegt, die für 
diese Jahre nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung als Jahresarbeits-
verdienstgrenze festgelegt waren, wird auf 
Antrag von der Krankenversicherungspflicht 
nach diesem Gesetz befreit. Die Befreiung ist 
frühestens für die Zeit nach Ablauf der in § 6 
Abs. 1 genannten Fünfjahresfrist möglich.“ 333 
Zur Begründung hieß es in der Gesetzes-
begründung zum Gesetzesentwurf aus dem 
Jahren 1981, die inhaltlich mit derjenigen aus 
dem Jahre 1979 übereinstimmte: „Diese 
Vorschrift ist eine Modifizierung der in den §§ 
165 Abs. 1 Nr. 2 und 173 b der 
Reichsversicherungsordnung getroffenen 
Regel-ung über die Versicherungsfreiheit 
höher verdiender Angestellter, die den 
Besonderheiten der Einkommenserzielung der 
selbständigen Künstler und Publizisten 
Rechnung trägt. Künstlern und Publizisten soll 
für die Zeit nach Ablauf der Fünfjahresfrist für 
Berufsanfänger ein Recht auf Befreiung von 
der Versicherungspflicht eingeräumt werden, 
wenn sie drei Jahre lang im Durchschnitt ein 
Einkommen erzielen, das über der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze liegt. *…+.“334 § 7 

                                                             
333 BT-Drs. 09/26 (KSVG 1981), S. 4-5. 
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 BT-Drs. 8/3172 (KSVGE 1979), S. 22. 

Absatz 1 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) entsprach dem Wortlaut des 
soeben dargestellten Gesetzentwurfs. Der 
Wortlaut des § 7 Absatz 1 des Gesetzesent-
wurfs des Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes lautete 
dann: „(1) Wer als selbständiger Künstler oder 
Publizist in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren insgesamt ein Arbeitsein-
kommen erzielt hat, das über der Summe der 
Beträge liegt, die für diese Jahre nach § 165 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung 
als Jahresarbeitsverdienstgrenze festgelegt 
waren, wird auf Antrag von der Krankenver-
sicherungspflicht nach diesem Gesetz befreit. 
Die Befreiung kann nicht widerrufen 
werden.“335 In der Gesetzesbegründung hieß 
es hierzu: „Die Unwiderruflichkeit der Befr-
eiung gemäß dem neugefaßten Absatz 1 Satz 2 
entspricht den Vorschriften in der allgemeinen 
Sozialversicherung. Der bisherige § 7 Abs. 1 
Satz 2 KSVG ist aufgrund der Verkürzung der 
Frist in § 3 Abs. 2 KSVG *…+ zu streichen.“336 In 
der Beschlussempfehlung wurde eine 
Änderung des Absatzes 1 empfohlen, die wie 
folgt lautete: „(1) Wer als selbständiger 
Künstler oder Publizist in drei aufeinander-
folgenden Kalenderjahren insgesamt ein 
Arbeitseinkommen erzielt hat, das über der 
Summe der Beträge liegt, die für diese Jahre 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch als Jahresarbeitsentgelt-
grenze festgelegt waren,  wird auf Antrag von 
der Krankenversicherungspflicht nach diesem 
Gesetz befreit. Die Befreiung kann nicht 
widerrufen werden.“337 Zur Begründung hieß 
es:  „Redaktionelle Anpassung an die 
Vorschrif-ten des SGB V (Artikel 1 des 
GRG)“.338 Der Entwurf des GKV-Modernisier-
ungsgesetzes sah die bisher letzte Änderung 
des § 7 Abs. 1 KSVG vor, nach der in Absatz 1 
Satz 1 die Angabe „§ 6 Abs. 1 Nr. 1“ durch die 
Angabe „§ 6 Abs. 6“ ersetzt wurde.“339 Zur 
Begründung wurde ausgeführt: „Es handelt 
sich um eine redaktionelle Folgeänderung, die 
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 BR-Drs. 376/88,  S. 5-6, identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 
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 BR-Drs. 376/88,  S. 37 zu § 7, identisch mit BT-
Drs. 11/2964, S. 15. 
337 BT-Drs. 11/3609, S. 8. 
338 BT-Drs. 11/3629, S. 7 Zu Nummer 1 (§ 7). 
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 BT-Drs. 15/1525 S. 59 Art. 12 Ziff. 1. 
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erforderlich geworden ist, weil die 
Jahresarbeitsentgeltgrenze der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf Grund des Beitrags-
satzsicherungsgesetzes nicht mehr in § 6 Abs. 
1 Nr. 1 SGB V geregelt ist, sondern die 
Regelungen zur Jahresarbeitsentgeltgrenze 
nunmehr in § 6 Abs. 6 und 7 SGB V enthalten 
sind. Die Änderung stellt klar, dass für die 
Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
Künstlersozialversicherung die Jahresarbeits-
entgeltgrenze nach § 6 Abs. 6 SGB V gilt.“340 § 
7 Absatz 1 KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch Art. 12 
des Gesetzes v. 14.11.2003 (BGBl I 2190) 
entspricht der gegenwärtigen Fassung des § 7 
Absatz 1 KSVG. 
 
Wer als selbständiger Künstler oder Publizist 
in drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren 
insgesamt ein Arbeitseinkommen erzielt hat 
 
Maßgeblich ist das erzielte Arbeitsein-
kommen. Der Begriff des Arbeitseinkommens 
entspricht dem Begriff des Arbeitsein-
kommens des § 15 Absatz 1 SGB IV. § 15 
Absatz 1 SGB IV lautet: Arbeitseinkommen ist 
der nach den allgemeinen Gewinnermittlungs-
vorschriften des Einkommensteuerrechts 
ermittelte Gewinn aus einer selbständigen 
Tätigkeit. Einkommen ist als Arbeitsein-
kommen zu werten, wenn es als solches nach 
dem Einkommensteuerrecht zu bewerten ist. 
Dieses Arbeitseinkommen muss als 
selbständiger Künstler oder Publizist erzielt 
worden sein. Zu berücksichtigen ist das 
Arbeitseinkommen in drei aufeinander-
folgenden Kalenderjahren. Das Kalenderjahr 
beginnt am 01.01. und endet am 31.12.. 
Maßgeblich ist die Summe („insgesamt“), die 
sich ergibt, wenn das in drei aufeinander-
folgenden Kalenderjahren als Künstler oder 
Publizist erzielte Arbeitseinkommen addiert 
wird.  
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 BT-Drs. 15/1525 S. 157 Zu Art. 12 Ziff.1 (§ 7). 

Das über der Summe der Beträge liegt, die für 
diese Jahre nach § 6 Abs. 6 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch als Jahresarbeitsent-
geltgrenze festgelegt waren 
 
Maßgeblich sind die nach § 6 Absatz 6 SGB V 
als Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegten 
Beträge. War gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 KSVG 
noch § 165 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung maßgeblich und 
lautete der Wortlaut noch „Jahresarbeitsver-
dienstgrenze“, so wurde im Gesetzgebungs-
verfahren zum Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes eine 
redaktionelle Anpassung an die Vorschriften 
des SGB V vorgenommen341; maßgeblich war § 
6 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch und der Wortlaut lautete: 
„Jahresarbeitsentgeltgrenze“. Durch das GKV-
Modernisierungsgesetz wurde § 6 Abs. 6 SGB 
V dann maßgeblich.342 Zur Begründung wurde 
ausgeführt: „Es handelt sich um eine 
redaktionelle Folgeänderung, die erforderlich 
geworden ist, weil die Jahresarbeitsent-
geltgrenze der gesetzlichen Krankenver-
sicherung auf Grund des Beitragssatz-
sicherungsgesetzes nicht mehr in § 6 Abs. 1 
Nr. 1 SGB V geregelt ist, sondern die 
Regelungen zur Jahresarbeitsentgeltgrenze 
nunmehr in § 6 Abs. 6 und 7 SGB V enthalten 
sind. Die Änderung stellt klar, dass für die 
Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
Künstlersozialversicherung die Jahresarbeits-
entgeltgrenze nach § 6 Abs. 6 SGB V gilt.“343 § 
6 Absatz 6 SGB V lautet: „Die Jahres-
arbeitsentgeltgrenze nach Absatz 1 Nr. 1 
beträgt im Jahr 2003 45 900 Euro. Sie ändert 
sich zum 1. Januar eines jeden Jahres in dem 
Verhältnis, in dem die Bruttolöhne und -
gehälter je Arbeitnehmer (§ 68 Abs. 2 Satz 1 
des Sechsten Buches) im vergangenen 
Kalenderjahr zu den entsprechenden Brutto-
löhnen und -gehältern im vorvergangenen 
Kalenderjahr stehen. Die veränderten Beträge 
werden nur für das Kalenderjahr, für das die 
Jahresarbeitsentgeltgrenze bestimmt wird, auf 
das nächsthöhere Vielfache von 450 aufge-
rundet. Die Bundesregierung setzt die 
Jahresarbeitsentgeltgrenze in der Rechts-
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verordnung nach § 160 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch fest.“ Zu Berücksichtigen 
sind die Beträge, die für eben jene Jahre nach 
§ 6 Absatz 6 SGB V als Jahresarbeits-
entgeltgrenze festgelegt worden sind, in 
denen auch das Arbeitseinkommen in drei 
aufeinanderfolgenden Kalenderjahren erzielt 
worden ist. Es ist die Summe der Beträge zu 
bilden, die für diese Jahre nach § 6 Absatz 6 
SGB V als Jahresarbeitsentgeltgrenze 
festgelegt waren. Hierzu sind diese Beträge zu 
addieren. Die Summe der Beträge, die für 
diese Jahre nach § 6 Absatz 6 SGB V als 
Jahresarbeitsentgeltgrenze festgelegt waren, 
sind zu vergleichen mit der Summe, die sich 
ergibt, wenn das in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren als Künstler oder Publizist 
erzielte Arbeitseinkommen addiert wird. 
Erforderlich ist, dass die Summe, die sich 
ergibt, wenn das in drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren als Künstler oder Publizist 
erzielte Arbeitseinkommen addiert wird, die 
Summe der Beträge, die für diese Jahre nach § 
6 Absatz 6 SGB V als Jahresarbeitsent-
geltgrenze festgelegt waren, übersteigt. Diese 
Auslegung findet in der Gesetzesbegründung 
zum KSVG 1981 ihre Stütze. In dieser heißt es: 
Diese Vorschrift ist eine Modifizierung der in 
den §§ 165 Abs. 1 Nr. 2 und 173 b der 
Reichsversicherungsordnung getroffenen 
Regel-ung über die Versicherungsfreiheit 
höher verdiender Angestellter, die den 
Besonderheiten der Einkommenserzielung der 
selbständigen Künstler und Publizisten Rech-
nung trägt. Künstlern und Publizisten soll für 
die Zeit nach Ablauf der Fünfjahresfrist für 
Berufsanfänger ein Recht auf Befreiung von 
der Versicherungspflicht eingeräumt werden, 
wenn sie drei Jahre lang im Durchschnitt ein 
Einkommen erzielen, das über der Jahres-
arbeitsverdienstgrenze liegt. *…+.“344  
 
Auf Antrag 
 
Für die Befreiung ist ein Antrag des Künstlers 
oder Publizisten erforderlich.  
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 BT-Drs. 8/3172 (KSVGE 1979), S. 22. 

Wird von der Krankenversicherungspflicht 
nach diesem Gesetz befreit  
 
Wenn die Summe, die sich ergibt, wenn das in 
drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren als 
Künstler oder Publizist erzielte Arbeitsein-
kommen addiert wird, die Summe der 
Beträge, die für diese Jahre nach § 6 Absatz 6 
SGB V als Jahresarbeitsentgeltgrenze festge-
legt waren, übersteigt, wird auf Antrag der 
Künstler oder Publizist von der Krankenver-
sicherungspflicht nach dem KSVG befreit.  
 
Die Befreiung kann nicht widerrufen werden 
 
Der § 7 Absatz 1 Satz 2 KSVG in der 
gegenwärtig geltenden Fassung wurde 
erstmals durch das Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes einge-
führt345. Zur Begründung hieß es: „Die 
Unwiderruflichkeit der Befreiung gemäß dem 
neugefaßten Absatz 1 Satz 2 entspricht den 
Vorschriften in der allgemeinen Sozialver-
sicherung. *…+.“346 Hiermit wir klargestellt, 
dass weder die Künstlersozialkasse die Befrei-
ung widerrufen kann, noch der Künstler oder 
Publizist hierauf verzichten kann.347 
 
§ 7 Absatz 1a KSVG 
 
(1a) (weggefallen) 
 
Im Einzelnen: 
 
Durch das Renten-Überleitungsgesetz wurde 
nach § 7 Absatz 1 folgender Absatz 1a 
eingefügt: 
 
„(1a) Für Arbeitseinkommen aus einer 
Tätigkeit im Beitrittsgebiet gilt als Jahres-
arbeitsentgeltgrenze nach Absatz 1 in den 
Jahren 1989 und 1990 jeweils der Betrag von 
24 300 Mark oder Deutsche Mark. Bei einer 
Verlegung des Tätigkeitsortes aus dem Bei-
trittsgebiet in das übrige Bundesgebiet oder 
umgekehrt während des Kalenderjahres ist die 
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 BR-Drs. 376/88,  S. 5-6, identisch mit BT-Drs. 
11/2964, S. 5. 
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 BR-Drs. 376/88,  S. 37 zu § 7, identisch mit BT-
Drs. 11/2964, S. 15. 
347 Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 4. Aufl. 
(Stand: 2009), § 7, Rn. 5. 
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für dieses Jahr nach Absatz 1 
zugrundezulegende Jahresarbeitsentgelt-
grenze aus den für das jeweilige Gebiet 
geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen anteil-
mäßig zu errechnen.“348 In der Gesetzesbe-
gründung wurde hierzu ausgeführt: „Nach § 7 
KSVG können sich Künstler und Publizisten, die 
in den letzten drei Kalenderjahren insgesamt 
ein Arbeitseinkommen über der Summe der 
Jahresarbeitsentgeltgrenzen erzielt haben, 
von der Krankenversicherungspflicht befreien 
lassen. Für Künstler und Publizisten mit 
Tätigkeitsort im Beitrittsgebiet müssen wegen 
des Beitritts und der Währungsumstellung die 
Jahresarbeitsentgeltgrenzen hinsichtlich dies-
er Befreiungsregelung für die Jahre 1989 und 
1990 besonders bestimmt werden. Dies 
geschieht durch den neu eingefügten Absatz 
1a des § 7 KSVG. Die Grenzen entsprechen der 
im 2. Halbjahr 1990 im Beitrittsgebiet gelten-
den Beitragsbemessungsgrenze in der Krank-
enversichrung. Außerdem wird die Berech-
nung der Entgeltgrenze bei Wechsel des 
Tätigkeitsortes vom Beitrittsgebiet in das 
übrige Bundesgebiet oder umgekehrt gere-
gelt, da in den Gebieten vorläufig 
unterschiedliche Entgeltgrenzen gelten. Dabei 
sind die anteiligen Grenzen auf kalender-
täglicher Basis zu berechnen.“349 Das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes und anderer Gesetze 
sah vor, dass Satz 1 des § 7 Absatz 1a KSVG 
aufgehoben wird und der Satz angefügt: „§ 
309 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch gilt entsprechend.““350 In der Gesetzes-
begründung wurde hierzu ausgeführt, dass 
der Satz 1 des § 7 Absatz 1a KSVG wegen 
Zeitablaufs aufgehoben werde und dass der 
neu angefügte Satz „für die Künstlersozial-
versicherung die Vereinheitlichung des Rechts 
der Krankenversicherung in Bezug auf das 
Beitrittsgebiet vom 1. Januar 2001 an“ 

                                                             
348

 Art. 19 des Gesetzes vom 25.07.1991 (BGBl I 
1606); vgl auch BR-Drs. 197/91, S. 99 (identisch mit 
BT-Drs. 12/405 S. 99). 
349

 BR-Drs. 197/91,  S. 169 (identisch mit BT-Drs. 
12/405, S. 169). 
350

 Art. 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze v. 13.06.2001 (BGBl I 1027); vgl. auch BR-
Drs. 729/00 (identisch mit BT-Drs. 14/6066), S. 3. 

übernehme.351 Durch das GKV-Modernisier-
ungsgesetz wurde Absatz 1a des § 7 KSVG 
dann aufgehoben.352  
 
§ 7 Absatz 2 KSVG 
 
Der Antrag ist bis zum 31. März des auf den 
Dreijahreszeitraum folgenden Kalenderjahres 
bei der Künstlersozialkasse zu stellen. 
 
Im Einzelnen: 
 
Bereits der Gesetzentwurf des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes aus dem Jahre 1979 
sah bereits folgenden § 7 Absatz 2 vor: „(2) 
Der Antrag ist bis zum 31. März des auf den 
Dreijahreszeitraum folgenden Kalenderjahres 
bei der Künstlersozialkasse zu stellen. Falls die 
Befreiung unmittelbar im Anschluß an die 
Fünfjahresfrist wirksam werden soll, ist der 
Antrag bis zu drei Monaten nach Ablauf der 
Frist zu stellen; in diesem Falle sind die letzten 
drei Kalenderjahre innerhalb der 
Fünfjahresfrist maßgebend.“353 Der Wortlaut 
des § 7 Absatz 2 KSVG nach dem KSVG aus 
dem Jahre 1981354 war identisch mit dem 
bereits dargestellten Wortlaut des KSVG-
Entwurfs 1979 auf BT-Drs. 8/3172.  Durch das 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes erhielt § 7 Absatz 2 
KSVG die auch heute noch geltende 
Fassung.355 Hierbei ist zu beachten, dass die 
heutige Fassung des § 7 Absatz 2 KSVG dem 
bis zum Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes gelten-
den § 7 Absatz 2 Satz 1 KSVG entspricht. Die 
Gesetzesbegründung zur Streichung des 
Satzes 2 lautete: „*…+ der bisherige § 7 Abs. 2 
Satz 2 *…+ sind aufgrund des neu eingefügten § 
7 a KSVG zu streichen.“356 

                                                             
351 BR-Drs. 729/00 (identisch mit BT-Drs. 14/6066),  
S. 22. 
352 Art. 12 des Gesetzes v. 14.11.2003 (BGBl I 
2190); BT-Drs. 15/1525 S. 59 Art. 12 Ziff. 1. 
353

 BT-Drs. 8/3172 (KSVGE 1979), S. 7. 
354

 Vgl. § 7 Absatz 2 KSVG i. d. F. des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705). 
355

 Vgl. Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes v. 20.12.1988 
(BGBl I 2606). 
356 BR-Drs. 376/88,  S. 37 zu § 7, identisch mit BT-
Drs. 11/2964, S. 15. 
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Der Antrag ist bis zum 31. März des auf den 
Dreijahreszeitraum folgenden Kalenderjahres  
 
Das auf den Dreijahreszeitraum folgende 
Kalenderjahr beginnt am 01.01. des Jahres in 
dem das dritte der drei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahre endet. In diesem Jahr hat der 
Künstler oder Publizist bis zum 31.03. den 
Befreiungsantrag zu stellen. Wird die Frist 
versäumt, kann der Künstler oder Publizist in 
diesem Jahr nicht von der Kranken-
versicherungspflicht nach dem KSVG befreit 
werden und kann auch erst wieder einen 
Antrag stellen, wenn er als selbständiger 
Künstler oder Publizist in drei aufein-
anderfolgenden Kalenderjahren insgesamt ein 
Arbeitseinkommen erzielt hat, das über der 
Summe der Beträge liegt, die für diese Jahre 
nach § 6 Abs. 6 SGB V als Jahresarbeits-
entgeltgrenze festgelegt waren. 
 
Bei der Künstlersozialkasse zu stellen 
 
Der Antrag ist bei der Künstlersozialkasse zu 
stellen. 
 
§ 7a KSVG 
 
§ 7a KSVG vom 27. Juli 1981 (BGBl. I S. 705), 
das zuletzt durch Artikel 14a des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3057) 
geändert worden ist, lautet: 
 
(1)Die Künstlersozialkasse entscheidet über 
den Antrag auf Befreiung von der 
Versicherungspflicht. 
 
(2)Die Befreiung nach § 6 Abs. 1 wirkt vom 
Beginn der Versicherungspflicht an; sind 
bereits Leistungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung in Anspruch genommen worden, 
wirkt die Befreiung vom Beginn des Monats 
an, der auf die Antragstellung folgt. Die 
Befreiung nach § 7 wirkt vom Beginn des 
Monats an, der auf die Antragstellung folgt. 
 
(3)Der Anspruch auf Leistungen aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung endet mit 
der Mitgliedschaft. 
 
 
 

Normhistorie 
 
§ 7a KSVG hat mit dem soeben 
wiedergegebenen Gesetzeswortlaut durch 
Gesetz zur Änderung des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes357 erstmals Eingang in das 
Künstlersozialversicherungsgesetz gefunden. 
Der im Bundesgesetzblatt veröffentlichte 
Gesetzeswortlaut des § 7a KSVG in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes entspri-
cht dem Wortlaut des § 7a aus dem 
Gesetzentwurf zum KSVG-Änderungsgesetz.358 
In der Gesetzesbegründung hießt es zu § 7a 
KSVG: „Der neu eingefügte § 7 a KSVG 
vereinheitlicht die Verfahrensvorschriften 
über die Befreiung von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Das Hinausschieben des  Beginns 
der Befreiung der Berufsanfänger bei Bezug 
von Leistungen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung soll verwaltungsaufwendige Rücker-
stattungsverfahren vermeiden.“359 Während 
des Gesetzgebungsverfahrens blieb § 7a KSVG 
unverändert.  
 
Hinzuweisen ist an dieser Stelle noch darauf, 
dass das KSVG aus dem Jahre 1981 zwar 
keinen dem § 7a KSVG entsprechenden Para-
graphen enthielt, aber aus der Gesetzesbe-
gründung zum KSVG-Änderungsgesetz hervor-
geht, dass § 7 Absatz 3 und 4 KSVG 1981 
wegen der Einführung des § 7a KSVG durch 
das Gesetz zur Änderung des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes gestrichen wurden. In 
der Gesetzesbegründung hieß es nämlich: „*…+ 
die bisherigen Absätze 3 und 4 des § 7 KSVG 
sind aufgrund des neu eingefügten § 7 a KSVG 
zu streichen.“360 
 

                                                             
357 Vgl. 7a KSVG i. d. F. des KSVG v. 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705) zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes v. 20.12.1988 
(BGBl I 2606). 
358

 Vgl. BT-Drs. 11/2964, S. 5; identisch mit BR-Drs. 
367/88, S. 6. 
359

 BT-Drs. 11/2964, S. 15; identisch mit BR-Drs. 
367/88, S.  37. 
360 BR-Drs. 376/88,  S. 37 zu § 7 (identisch mit BT-
Drs. 11/2964, S. 15). 
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§ 7 Absatz 3 und 4 KSVG in der Fassung des 
KSVG aus dem Jahre 1981361 lauteten: 
 
„(3) Die Befreiung wirkt im Falle des Absatzes 
2 Satz 1 von Beginn des Kalendermonats an, 
der auf die Antragstellung folgt, im Falle des 
Absatzes 2 Satz 2 von Ablauf der Fünf-
jahresfrist an. 
 
(4) Über den Antrag auf Befreiung entscheidet 
die Künstlersozialkasse; der Anspruch auf 
Leistungen aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung endet mit der Mitgliedschaft.“ 
 
Im Einzelnen: 
 
Allgemeines 
 
Der Gesetzesbegründung zu § 7a KSVG lässt 
sich folgendes entnehmen: „Der neu 
eingefügte § 7 a KSVG vereinheitlicht die 
Verfahrensvorschriften über die Befreiung von 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. *…+.“362 
 
Absatz 1 
 
§ 7a Absatz 1 KSVG regelt: Die Künstler-
sozialkasse entscheidet über den Antrag auf 
Befreiung von der Versicherungspflicht. 
 
Diese Regelung lässt sich bereits in § 7 Absatz 
4 Halbsatz 1 KSVG in der Fassung des KSVG v. 
27.07.1981 (BGBl. I S. 705) finden. Hiernach ist 
die Künstlersozialkasse für die Entscheidung 
über den Antrag auf Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht zuständig. 
 
Absatz 2 
 
§ 7a Absatz 2 KSVG lautet: Die Befreiung nach 
§ 6 Abs. 1 wirkt vom Beginn der 
Versicherungspflicht an; sind bereits 
Leistungen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung in Anspruch genommen worden, 
wirkt die Befreiung vom Beginn des Monats 
an, der auf die Antragstellung folgt. Die 
Befreiung nach § 7 wirkt vom Beginn des 
Monats an, der auf die Antragstellung folgt. 

                                                             
361 KSVG v. 27.07.1981 (BGBl. I S. 705). 
362 BT-Drs. 11/2964, S. 15; identisch mit BR-Drs. 
367/88, S.  37. 

§ 7a Absatz 2 KSVG enthält eine Regelung 
nach der im Hinblick auf den Beginn der 
Wirkung der Befreiung unterschieden wird 
nach einer Befreiung von der Krankenver-
sicherungspflicht nach § 6 Absatz 1 KSVG 
(Berufsanfänger) und einer Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht nach § 7 KSVG 
(höher Verdienende). § 7a Absatz 2 Satz 1 
KSVG regelt, ab wann die Befreiung nach § 6 
Absatz 1 KSVG wirkt. § 7a Absatz 2 Satz 2 
KSVG regelt, ab wann die Befreiung nach § 7 
KSVG wirkt. 
 
Zur Befreiung nach § 6 Abs. 1 KSVG 
 
Nach § 7a Absatz 2 Satz 1 KSVG ist bei der 
Befreiung nach § 6 Absatz 1 KSVG danach zu 
unterscheiden, ob bereits Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung in Anspruch 
genommen worden sind oder nicht.  
 
Die Befreiung nach § 6 Abs. 1 wirkt vom 
Beginn der Versicherungspflicht an 
 
Sind keine Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung in Anspruch genommen 
worden, wirkt die Befreiung nach § 6 Absatz 1 
KSVG gemäß § 7a Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 
KSVG vom Beginn der Versicherungspflicht an.  
 
Es kann hier nach Auffassung der Autorin nur 
um die Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz gehen, 
denn es handelt sich um eine Regelung, die 
den Beginn der Wirkung der Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht nach § 6 Absatz 1 
KSVG regelt. § 6 Absatz 1 KSVG enthält jedoch 
nur einen Befreiungstatbestand für die 
Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht nach dem Künstlersozialver-
sicherungsgesetz. In diesem Fall kann der 
Beginn der Wirkung der Befreiung sich nach 
Auffassung der Autorin aber auch nur auf die 
Krankenversicherungspflicht nach dem Künst-
lersozialversicherungsgesetz beziehen, denn 
nur von dieser wird nach § 6 Absatz 1 KSVG 
auch befreit.  
 
Die Wirkung der Befreiung von der 
Krankenversicherungspflicht nach dem KSVG 
beginnt in den Fällen des § 7a Absatz 2 Satz 1 
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Halbsatz 1 KSVG nach Auffassung der Autorin 
mit der Krankenversicherungspflicht nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz. Den Beginn 
der Versicherungspflicht regelt § 8 Absatz 1 
KSVG wie folgt: Die Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Renten- und Krankenver-
sicherung sowie in der sozialen Pflegever-
sicherung beginnt mit dem Tage, an dem die 
Meldung des Versicherten nach § 11 Abs. 1 
eingeht, beim Fehlen einer Meldung mit dem 
Tage des Bescheides, durch den die 
Künstlersozialkasse die Versicherungspflicht 
feststellt. Sie beginnt frühestens mit dem 
Tage, an dem die Voraussetzungen für die 
Versicherung erfüllt sind. Ist der selbständige 
Künstler oder Publizist in dem Zeitpunkt, in 
dem nach Satz 1 die Versicherungspflicht 
beginnen würde, arbeitsunfähig, beginnt die 
Versicherungspflicht an dem auf das Ende der 
Arbeitsunfähigkeit folgenden Tage. 
 
Sind bereits Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung in Anspruch genommen 
worden, wirkt die Befreiung vom Beginn des 
Monats an, der auf die Antragstellung folgt 
 
Eine von § 7a Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 KSVG 
abweichende Regelung enthält § 7a Absatz 2 
Satz 1 Halbsatz 2 KSVG für den Fall, dass 
bereits Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung in Anspruch genommen 
worden sind. In diesem Fall wirkt die 
Befreiung nach § 6 Absatz 1 KSVG vom Beginn 
des Monats an, der auf die Antragsstellung 
folgt. Gemeint ist die Antragstellung der 
Befreiung nach § 6 Absatz 1 KSVG. In der 
Gesetzesbegründung hieß es zu § 7a KSVG: 
„*…+ Das Hinausschieben des  Beginns der 
Befreiung der Berufsanfänger bei Bezug von 
Leistungen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung soll verwaltungsaufwendige Rücker-
stattungsverfahren vermeiden.“363 
 
Zur Befreiung nach § 7 
 
Die Regelung über den Beginn der Wirkung 
der Befreiung nach § 7 KSVG enthält § 7a 
Absatz 2 Satz 2 KSVG. 
 

                                                             
363 BT-Drs. 11/2964, S. 15; identisch mit BR-Drs. 
367/88, S.  37. 

Die Befreiung nach § 7 wirkt vom Beginn des 
Monats an, der auf die Antragstellung folgt 
 
Nach § 7a Absatz 2 Satz 2 KSVG wirkt die 
Befreiung nach § 7 KSVG vom Beginn des 
Monats an, der auf die Antragsstellung folgt. 
Gemeint ist die Antragstellung des Antrags auf 
Befreiung von der Krankenversicherungs-
pflicht gemäß § 7 KSVG. 
 
Absatz 3 
 
Nach § 7a Absatz 3 KSVG gilt: Der Anspruch 
auf Leistungen aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung endet mit der Mitgliedschaft. 
 
§ 7a Absatz 3 KSVG regelt, wann der Anspruch 
auf Leistungen aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung endet. Hiernach endet 
dieser Anspruch mit der Mitgliedschaft. Endet 
die Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, endet nach § 7a Absatz 
3 KSVG auch der Anspruch auf Leistungen aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung. In § 
190 Absatz 5 SGB V wird das Ende der 
Mitgliedschaft der nach dem KSVG 
Versicherten364 wie folgt geregelt: Die Mit-
gliedschaft der nach dem Künstlersozial-
versicherungsgesetz Versicherten endet mit 
dem Tage, an dem die Versicherungspflicht 
auf Grund der Feststellung der 
Künstlersozialkasse endet; § 192 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 bleibt unberührt. 
 
§ 192 Abs. 1 Nr. 2 und 3 SGB V regeln: 
 
(1) Die Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger 
bleibt erhalten, solange 
 
*…+ 
 
2.   Anspruch auf Krankengeld oder Mutter-
schaftsgeld besteht oder eine dieser Leistung-
en oder nach gesetzlichen Vorschriften 
Erziehungsgeld oder Elterngeld bezogen oder 
Elternzeit in Anspruch genommen wird, 
 
3.   von einem Rehabilitationsträger während 
einer Leistung zur medizinischen Rehabili-

                                                             
364 Vgl. Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 4. 
Aufl. (Stand: 2009), § 7a, Rn. 5. 
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tation Verletztengeld, Versorgungskranken-
geld oder Übergangsgeld gezahlt wird *…+ 
 
*…+.365

                                                             
365 Vgl. Zur Anwendung dieser Regelung auch: 
Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 4. Aufl. 
(Stand: 2009), § 7a, Rn. 5. 
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